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Einleitung

Ûber Europa hinaus
¹Dritte Weltª und Sozialistische Internationale

I. Willy Brandt, die Sozialistische Internationale und die ¹Dritte Weltª ±
Brçckenschlåge vom Exil bis zum Ende der Kanzlerschaft

D ie Weltkarriere, die Willy Brandt seit 1976 an der Spitze der So-
zialistischen Internationale (SI) und ein Jahr spåter als Vor-

sitzender der Nord-Sçd-Kommission antrat, konnte er weder vor-
hersehen noch planen. Doch kaum ein anderer Politiker war fçr die-
sen Weg besser gerçstet als der international so erfahrene
Altbundeskanzler und SPD-Vorsitzende. Die Weltpolitik faszinierte
ihn, und in mehr als vier Jahrzehnten hatte er auch çber Europa hi-
naus viele Kontakte ins Ausland geknçpft.

In der Zeit seines Exils hatte Brandt in der Internationalen
Gruppe demokratischer Sozialisten in Stockholm, zu der auch der
spåtere æsterreichische Bundeskanzler Bruno Kreisky gehærte,
fçhrend mitgearbeitet.1 Die so genannte ¹Kleine Internationaleª war
eine der Keimzellen, aus der 1951 die SI entstand. Deren Wurzeln
reichen bis 1864 zurçck. Damals war in London die Internationale
Arbeiterassoziation gegrçndet worden, in der an einflussreicher
Stelle auch Karl Marx mitwirkte. Aufgrund interner Konflikte læste
sie sich jedoch bereits 1876 wieder auf. Die 1889 ins Leben gerufene
Zweite Internationale zerbrach mit dem Ausbruch des Ersten Welt-
kriegs, denn die europåischen Mitgliedsparteien stellten 1914 die
nationale vor die internationale Solidaritåt und unterstçtzten ihre
jeweiligen Regierungen. Auch die Sozialistische Arbeiter-Internatio-
nale der zwanziger und dreiûiger Jahre scheiterte an dem Versuch,
die Politik ihrer Mitglieder zu vereinheitlichen. Mit Beginn des
Zweiten Weltkriegs zerfiel dieser Zusammenschluss der interna-
tionalen sozialdemokratischen und sozialistischen Arbeiterbewe-
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gung. Aus diesen Erfahrungen zogen die Grçnder der SI 1951 Kon-
sequenzen. Die neue Organisation wurde nur als lockere Arbeits-
gemeinschaft souveråner Parteien eingerichtet. In den ersten
25 Jahren ihres Bestehens erlangte die SI, deren Mitglieder fast alle
aus Europa stammten, allerdings so gut wie keine internationale
Bedeutung. Das erklårt, warum Willy Brandt, obwohl er 1966
zu einem ihrer Vizepråsidenten gewåhlt worden war, bis 1976
kein groûes Engagement in der Sozialistischen Internationale ent-
wickelte.

Was er bei der eurozentrischen SI vermisste, zeigte er schon frçh:
Interesse an den Vorgången in der auûereuropåischen Welt. Dass er
çber den deutschen und den europåischen Tellerrand weit hinaus zu
blicken imstande war, hatte er schon in der ¹Kleinen Internationaleª
bewiesen. Wåhrend des Zweiten Weltkrieges bekannte er sich zum
Kampf gegen Rassenklischees und unterstçtzte die Unabhångig-
keitsbestrebungen der Kolonialvælker. 1945 hieû Brandts Losung:
¹universale Demokratisierungª. ¹Zu fordern ist Demokratie ± poli-
tisch und ækonomisch ± çberall in der Welt.ª2

In den fçnfziger Jahren nahm der aufsteigende Berliner Sozial-
demokrat aufmerksam wahr, wie sich die weltpolitische Landkarte
mit der Entkolonisierung und dem Auftreten der Blockfreien zu
veråndern begann.3 Als Geburtsstunde der Blockfreienbewegung gilt
die Konferenz asiatischer und afrikanischer Lånder im indonesi-
schen Bandung 1955. Die Teilnehmer schrieben die ¹friedliche Ko-
existenzª der Staaten als Motto auf ihre Fahnen. So lautete bereits
damals auch das politische Leitmotiv Willy Brandts.4 1961 ver-
sammelten sich die fçhrenden Vertreter aus 25 Staaten zur ersten
Gipfelkonferenz der Blockfreienbewegung in Belgrad. Zu deren
Sprechern zåhlten charismatische Politiker, wie der jugoslawische
Staatschef Tito, der indische Premierminister Jawaharlal Nehru, der
indonesische Staatspråsident Sukarno und der ågyptische Pråsident
Gamal Abd el Nasser. Die Blockfreien wollten weder dem Lager der
westlichen noch dem der æstlichen Supermacht zugehæren. Das trug
ihnen die Bezeichnung ¹Dritte Weltª ein. Diese Wortschæpfung
franzæsischen Ursprungs wurde in den sechziger Jahren zum Sy-
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nonym fçr alle unterentwickelten Lånder. 5 Nicht selten suchten
diese Staaten auch einen ¹dritten Wegª zwischen Kapitalismus und
Kommunismus.

Die ¹Dritte Weltª lernte Willy Brandt erstmals 1959 aus eigener
Anschauung kennen. Anlåsslich einer weltweiten Werbetour fçr das
vom Chruschtschow-Ultimatum bedrohte West-Berlin traf der Re-
gierende Bçrgermeister mit Nehru und dessen Tochter Indira Gandhi
zusammen.6 Ûber diesen ersten Besuch in Asien schrieb er 1976 im
Rçckblick: ¹Die Bilder des grenzenlosen Elends in den Straûen von
Kalkutta und in den Auûenbezirken von Karatschi haben mich nie
mehr verlassen.ª7 Im Oktober 1962 prophezeite er in seinen Vor-
lesungen vor der Harvard-Universitåt, das Ost-West-Problem kænne
eines Tages vom Nord-Sçd-Problem çberlagert werden, und warnte,
die Menschheit stehe ¹vor einer weltweiten sozialen Explosionª.8 Ein
Jahr spåter besuchte Brandt den afrikanischen Kontinent und sprach
dabei nicht nur mit Nasser, sondern auch mit fçhrenden Staats-
månnern wie Julius Nyerere (Tansania), Milton Obote (Uganda), F•lix
HouphouŸt-Boigny (Elfenbeinkçste), Jomo Kenyatta (Kenia) und
dem Kaiser von Øthiopien, Haile Selassie.9

Als Auûenminister reiste Willy Brandt nach Afrika, Latein-
amerika und Asien.10 1969 regte er an, dass die westlichen und æstli-
chen Industrielånder ein Prozent ihres Verteidigungshaushalts zu-
gunsten der Entwicklungshilfe umschichten und auf diesem Gebiet
zusammenarbeiten kænnten.11 Auf die Regierungspolitik der Groûen
Koalition wirkte sich das nicht mehr aus. Erst die sozial-liberale Ko-
alition stellte die Weichen neu. Entwicklungspolitik wurde nicht
mehr als weltweites diplomatisches Kampfmittel gegen das Vor-
dringen des Kommunismus angesehen. Erhard Eppler, Minister fçr
wirtschaftliche Zusammenarbeit, bezeichnete sie vielmehr als einen
Ansatz zur ¹Weltinnenpolitikª. 12 1971 verabschiedete das Kabinett
Brandt die erste entwicklungspolitische Konzeption der Bundes-
regierung.13 Demnach orientierte sich Bonn an den Zielen und Prio-
ritåten des jeweiligen Entwicklungslandes und versuchte nicht
mehr, den Partnerlåndern die eigenen gesellschafts- und wirtschafts-
politischen Vorstellungen aufzudrången.
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¹So bald wie mæglichª wollte die Bundesregierung die Emp-
fehlung der UN-Generalversammlung von 1970 verwirklichen, wo-
nach die Industriestaaten jåhrlich mindestens 0,7 % ihres Bruttoso-
zialprodukts (BSP) fçr æffentliche Entwicklungshilfe ausgeben sol-
len. Sie hat dieses Versprechen jedoch nicht erfçllt. Zwischen 1968
und 1973 gingen die æffentlichen Entwicklungshilfeausgaben der
Bundesrepublik sogar zurçck ± und zwar von 0,42 % auf 0,32 % des
BSP.14 Als er kein Staatsamt mehr ausçbte, blickte Willy Brandt
selbstkritisch auf seine Kanzlerjahre zurçck: ¹[I]ch muss gestehen,
dass [. . .] Nord-Sçd-Fragen nicht im Mittelpunkt meiner tåglichen
Aktivitåten standen. Wir håtten mehr tun sollen und kænnen.ª 15

Herausforderung durch die ¹Dritte Weltª: Der Ruf nach einer Neuen
Weltwirtschaftsordnung und die Úlkrise 1973/74

Der Beginn der siebziger Jahre war zweifelsohne die Hochphase der
Ost- und Entspannungspolitik. Doch wåhrend der Kalte Krieg an
Dramatik verlor, entwickelte sich in der internationalen Politik eine
neuartige Auseinandersetzung. Bereits Mitte der sechziger Jahre hat-
ten sich die Entwicklungslånder in der ¹Gruppe der 77ª ± unter ihnen
viele Blockfreie ± zusammengetan, um bei der Konferenz der Ver-
einten Nationen fçr Handel und Entwicklung (UNCTAD) eine ge-
meinsame Linie zu vertreten. In der Generalversammlung und den
Sonderorganisationen der UN bildete die rasch çber 100 Mitglieder
zåhlende, politisch aber sehr heterogene G 77 eine Mehrheit.16 Seit
der UNCTAD III in Santiago de Chile 1972 verlangten diese Staaten
vehement die Errichtung einer ¹Neuen Weltwirtschaftsordnungª.
Durch Reformen der internationalen Wirtschaftsbeziehungen sollte
die Benachteiligung der Entwicklungslånder beseitigt und deren
stårkere Teilhabe am Nutzen der Weltwirtschaft verwirklicht wer-
den. Von den Industrielåndern wurde auûerdem ein Ausgleich fçr
jene Schåden eingefordert, die den Entwicklungslåndern nach ei-
gener Ansicht durch ¹Kolonialismusª, ¹Neokolonialismusª und ¹un-
gerechte Handelsbeziehungenª entstanden waren. Dem Ruf nach
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einer ¹Neuen Weltwirtschaftsordnungª schloss sich die UN-General-
versammlung im Mai 1974 in einer entsprechenden Erklårung an.17

Die erste Úlkrise 1973/74 im Gefolge des Vierten Nahostkrieges18

wurde zum Fanal des Nord-Sçd-Konflikts und des Ringens um eine
¹Neue Weltwirtschaftsordnungª. Mit der Drosselung der Færdermen-
gen und einem Lieferboykott gegen jene westliche Staaten, die Israel
unterstçtzten, setzten die in der Organisation erdælexportierender
Lånder (OPEC) dominierenden arabischen Staaten den Rohstoff Úl als
strategische Waffe ein. Das trieb die Úlpreise in die Hæhe und læste
schwere ækonomische Turbulenzen aus, die unter anderem auch die
wohlstandsverwæhnte Bundesrepublik erfassten.19 Die potenzielle
Macht der meist armen Rohstofflånder wie die Verwundbarkeit der
reichen Industrielånder wurden schlagartig sichtbar. Nach dem Bei-
spiel des erfolgreichen OPEC-Kartells wollte die ¹Dritte Weltª nun

¹So etwas wie ein Erweckungserlebnisª ± Bundeskanzler Willy Brandt trifft
einen der Sprecher der ¹Dritten Weltª, den algerischen Staatschef Houari
Boumedi ne, am 19. April 1974 in Algier.
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die Rohstoffabhångigkeit der Industriestaaten zum Hebel fçr grund-
legende Verånderungen der weltwirtschaftlichen Strukturen ma-
chen.

Wåhrend seiner letzten Auslandsreise als Bundeskanzler, die ihn
im April 1974 nach Algerien und Øgypten fçhrte, wurde Willy Brandt
mit den radikalen Vorstellungen und dem gewachsenen Selbst-
bewusstsein der Entwicklungswelt direkt konfrontiert. Eine der
fçhrenden Persænlichkeiten der G 77, der algerische Staatspråsident
Houari Boumedi ne, machte im Gespråch mit dem deutschen Regie-
rungschef unmissverståndlich klar: ¹Das Weltwirtschaftssystem
mçsse im Interesse sowohl der Industriestaaten wie der Entwick-
lungslånder auf eine neue und gerechtere Grundlage gestellt werden.
[. . .] Die Zeit des Imperialismus und der Ausbeutung mçsse endgçltig
vorbei sein.ª20

Dieses Treffen in Algier und besonders die Persænlichkeit Bou-
medi nes haben Brandt sehr beeindruckt.21 Wie er 1986 bekannte, sei
ihm im Gespråch mit dem algerischen Pråsidenten ¹die ganze Be-
deutung des Nord-Sçd-Problems, auch fçr den Frieden der Weltª,
¹voll bewuûtª geworden. Daher rçhre auch sein spåteres entwick-
lungspolitisches Engagement.22 Fçr den Kanzler, erinnerte sich Er-
hard Eppler, war die Begegnung ¹so etwas wie ein Erweckungs-
erlebnisª. Nach seiner Rçckkehr sagte Brandt, der bis dahin ¹allen-
falls gemåûigtes Wohlwollenª fçr Entwicklungshilfe gezeigt hatte,
zu seinem Minister: ¹Erhard, jetzt hab' ich's begriffen. Jetzt laû uns
arbeiten.ª23 Doch die ¹Sternstundeª, so Eppler, war zu kurz, um Fol-
gen zu zeitigen, denn kaum zwei Wochen spåter trat der Bundes-
kanzler zurçck.

II. Fçr den demokratischen Sozialismus ± Internationale Aktivitåten nach
dem Rçcktritt als Bundeskanzler 1974±1976

Der Rçckzug am 6. Mai 1974 war Ausdruck des innenpolitischen
Scheiterns Willy Brandts. Das Ende seiner Kanzlerschaft bedeutete
aber nicht, dass er damit allen Einfluss verloren håtte. Brandt blieb
nicht nur Vorsitzender der Regierungspartei SPD. Vor allem verfçgte
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er nun çber das internationale Renommee eines ¹elder statesmanª.
Dem Friedensnobelpreistråger von 1971 wurde weltweit hæchste An-
erkennung und groûe Sympathie entgegengebracht, wie Brandt auf
seinen weit çber 200 Auslandsreisen vom Kanzlerrçcktritt bis zu
seinem Lebensende immer wieder feststellen durfte. Unverkennbar
genoss er die Ehre, fast wie ein Regierungschef empfangen zu wer-
den. Fçr die Rçckkehr auf die Bçhne der Weltpolitik nutzte Brandt
zunåchst die internationalen Beziehungen seiner Partei. Die Organi-
sations- und Finanzkraft der SPD, die unter den sozialdemokrati-
schen und sozialistischen Parteien weltweit einmalig war, setzte er
als Instrument ein, um sowohl die Ausbreitung der Demokratie in
Europa und darçber hinaus zu unterstçtzen als auch das Netzwerk
persænlicher Verbindungen auszubauen. Dabei nutzte er auch die
Gestaltungsmæglichkeiten der Friedrich-Ebert-Stiftung, deren Mit-
glied er war und die er mit seinen Ideen befruchtete.

Hilfe fçr die jungen Demokratien in Portugal und Spanien 1974/75

Willy Brandts letzter auslåndischer Gast in der Kanzlerzeit war M—rio
Soares.24 Der portugiesische Sozialist war gerade Auûenminister ge-
worden, nachdem am 25. April 1974 linksgerichtete Militårs die
jahrzehntealte Diktatur gestçrzt hatten.

Als Bundeskanzler konnte Brandt Soares' Bitte um Unter-
stçtzung nicht mehr nachkommen. Als Parteivorsitzender aber en-
gagierte er sich entschieden fçr die portugiesische Demokratie und
besonders fçr die Sozialisten in diesem Lande. Seine Bemçhungen
nahmen 1975 noch zu, als der Eindruck entstand, dass die portugie-
sische KP gemeinsam mit linksradikalen Militårs Wahlen entweder
gånzlich unterbinden oder zumindest deren Ergebnis ignorieren
werde. Die Entwicklung in Portugal drohte sogar den Abschluss der
Konferenz çber Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa (KSZE) zu
gefåhrden.

Gegenwind spçrte Brandt abwechselnd aus zwei ganz unter-
schiedlichen Richtungen: Zum einen machte die sowjetische
Fçhrung ± um das Mindeste zu sagen ± ihren portugiesischen Ge-
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sinnungsgenossen nicht hinlånglich klar, dass ein Putsch gegen die
Demokratie ein schwerer Schlag fçr die Entspannungspolitik wåre.
Zum anderen hatte die amerikanische Fçhrung 1975 kaum noch
Hoffnung, dass sich die von Soares und seinen Sozialisten gefçhrten
demokratischen Kråfte durchsetzen kænnten.25

Ein solcher Defåtismus war Brandt fremd. In Washington bat er
am 27. Mårz 1975 Pråsident Ford und Auûenminister Henry Kissinger
um Unterstçtzung der portugiesischen Demokraten.26 KPdSU-
Generalsekretår Leonid Breschnew forderte er Anfang Juli 1975 auf,
den KP-Fçhrer ƒlvaro Cunhal zu bremsen. Neben der Sorge um die
Zukunft der internationalen Entspannung gab es fçr Brandt zwei
weitere Motive, die ihn zur Intervention bei Breschnew bewegten:
Eine radikal linke Regierung wçrde die Wahrscheinlichkeit eines
Putsches von rechts wie in Chile 1973 erhæhen. Auch konnte der er-

Hilfe fçr die Demokratie: Bundeskanzler Willy Brandt empfångt den por-
tugiesischen Auûenminister M—rio Soares am 3. Mai 1974 in Bonn.
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hoffte friedliche Ûbergang zur Demokratie in Spanien ± noch war
dort der Diktator Francisco Franco an der Macht ± durch eine kom-
munistische Offensive im Nachbarland in Gefahr geraten.

Breschnew zeigte sich diesen Argumenten gegençber wenig
aufgeschlossen.27 Im Sommer 1975 spitzte sich die politische Kon-
frontation derartig zu, dass Brandt am 2. August 1975 an die Spitze
eines Solidaritåtskomitees sozialdemokratischer und sozialistischer
Parteien Westeuropas fçr Portugal trat.28 Sogar militårische Unter-
stçtzung fçr die Anhånger der Demokratie in Portugal wurde in den
Reihen des Komitees erwogen, sollten die Kommunisten den Putsch
tatsåchlich wagen.29

Wåhrend des Sommers 1975 verglich der SPD-Vorsitzende die
Lage in Lissabon mit derjenigen in Prag vor dem kommunistischen
Putsch im Frçhjahr 1948.30 Da beide Supermåchte in dieser Frage eine
aus Sicht Brandts unverantwortliche Haltung an den Tag legten, kam
in seinen Augen den Parteien des demokratischen Sozialismus die
Aufgabe zu, die Krise in Portugal zu læsen. Die SI, an die man dabei
zuerst håtte denken wollen, erwies sich dazu jedoch auûerstande.31

Daher wurde das Portugal-Solidaritåtskomitee auûerhalb des organi-
satorischen Rahmens der Internationale etabliert.

Ende 1975 gelang es den gemåûigten Gruppen im Lande, die
linksradikalen Kråfte und die Kommunisten nachhaltig zu schwå-
chen und einen entscheidenden Schritt zur Etablierung einer par-
lamentarischen Demokratie zu gehen. Nach dieser Wende mahnte
der SPD-Vorsitzende in einer Pressekonferenz, die Europåische Ge-
meinschaft mçsse nun der jungen portugiesischen Demokratie eine
Perspektive politischer und wirtschaftlicher Zusammenarbeit bieten.
Von Spanien, wo wenige Wochen zuvor Franco gestorben war, ver-
langte er konkrete Schritte zur Errichtung der Demokratie. Nur dann
kænne das Land auf eine stårkere Kooperation mit den europåischen
Demokratien hoffen.32

Mit der erfolgreichen Unterstçtzung der portugiesischen Sozia-
listen, die 1976 die Fçhrung der Regierung çbernehmen konnten,
war Brandts Plan aufgegangen: Die internationale Sozialdemokratie ±
insbesondere deren europåischer Zweig ± hatte gezeigt, dass auf sie
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Verlass war. Von einer Konkurrenz zu den Supermåchten konnte
natçrlich keine Rede sein, aber dort, wo diese ¹Nischenª lieûen, hatte
sich damit eine Kraft auf der weltpolitischen Bçhne zurçckgemeldet,
von der lange nichts zu hæren gewesen war. Portugal war der Auftakt
zum Engagement Brandts auf internationaler Parteienebene.

Die Hilfe fçr die spanischen Sozialisten, die nach dem Tode
Francos im November 1975 am schwierigen Ûbergang von einer
Diktatur zur Demokratie mitwirkten, erfolgte weniger spektakulår,
stand aber in puncto Effizienz dem Einsatz fçr Portugal nicht nach.
In Felipe Gonz—lez, dem Vorsitzenden der spanischen Schwester-
partei, fand er einen Partner, zu dem er ein besonders enges Ver-
trauensverhåltnis aufbaute. Anfang Dezember 1976 besuchte Brandt
den Parteitag der Sozialistischen Arbeiterpartei Spaniens. Es war 37
Jahre nach Ende des Bçrgerkrieges der erste, der im Inland statt-
finden konnte. Tief bewegt sagte Brandt, der in den dreiûiger Jahren
aktiv die spanische Linke unterstçtzt hatte: ¹Wenn es zu den Pflich-
ten eines guten Politikers gehært, seine Emotionen zu verbergen, so
werde ich in diesem Augenblick kein Politiker sein.ª Die gesamte
Rede hielt er auf Spanisch, das er ein wenig in der Schule gelernt und
in Barcelona 1937 vertieft hatte.33

Die Allianz fçr Frieden und Fortschritt 1975/76

Bei allem Erfolg hatte die Solidaritåtsaktion insofern erneut die
Handlungsunfåhigkeit der SI offenbart, als der Anstoû zur Bildung des
Komitees eben nicht von ihr ausgegangen war. So gering waren
Brandts Hoffnungen auf Besserung, dass er auf eine ergånzende Orga-
nisation setzte, aus der schnell eine direkte Konkurrenz zur SI werden
konnte, wenngleich er mehrfach betonte, dies sei nicht sein Ziel.

Der Fall Portugal hatte aber noch mehr deutlich werden lassen:
Trotz der KSZE waren die Supermåchte selbst in Europa nicht immer
an der Stabilisierung eines entspannungsfreundlichen Klimas in den
internationalen Beziehungen interessiert. In noch viel stårkerem
Maûe galt dies fçr die ¹Dritte Weltª, fçr deren riesige Probleme
Brandt ein hinreichendes Engagement von USA und UdSSR ver-
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misste. Statt dessen wurde sie zum Schauplatz von Stellvertreter-
kriegen.

Um so aktiver mussten daher die Parteien des demokratischen
Sozialismus werden. Sie durften nach Brandts Meinung nicht warten,
bis auch die Regierungen so weit waren, um Frieden, Entspannung und
Entwicklung weltweit zu færdern. An den Staatspråsidenten Vene-
zuelas, Carlos Andr•s P•rez, schrieb er am 24. Januar 1976: ¹Die politi-
schen Kråfte, die sich gemeinsam den Vorstellungen der sozialen De-
mokratie, des Friedens und des Fortschritts verpflichtet fçhlen, sollten
von sich aus das Tempo der Entwicklung bestimmen.ª34 Das war der
Startschuss fçr die spåter so genannte und in den achtziger Jahren
umstrittene Neben-, Sonder- oder auch parallele Auûenpolitik der SPD.

Dass Brandt nach seinem Rçcktritt als Bundeskanzler den
Schwerpunkt seiner Aktivitåten mehr und mehr auf das auûen-
politische Terrain verlegte, entsprach nicht nur seinem ausgeprågten
Interesse an den internationalen Beziehungen und der Sorge um die
Zukunft der Entspannungspolitik, sondern wohl auch einem wach-
senden Unbehagen çber die Politik seines Nachfolgers im Kanzler-
amt. Alsbald kçrzte Helmut Schmidt die Entwicklungshilfe, was Er-
hard Eppler schon Anfang Juli 1974 zum Rçcktritt vom Ministeramt
veranlasste.35 Im Dezember 1974 stimmte die Bundesrepublik ge-
meinsam mit den USA in den Vereinten Nationen gegen die ¹Charta
çber die wirtschaftlichen Rechte und Pflichten der Staatenª. Das Do-
kument bekråftigte die Forderung nach einer ¹Neuen Weltwirt-
schaftsordnungª. Besonders umstritten waren jene Artikel der
Charta, die Verstaatlichungs- und Enteignungsoptionen gegen aus-
låndische Unternehmen sowie nationale Kontrollen von privaten
Auslandsinvestitionen enthielten. Das lehnten auch andere fçhrende
westliche Industriestaaten als unzulåssige und schådliche Eingriffe
in die Wirtschaft ab. 36

Wåhrend Schmidt gegençber den Forderungen der ¹Dritten
Weltª zunåchst wenig sensibel war, zeigte Brandt fçr diese viel Ver-
ståndnis. Allerdings verstand er im Gegensatz zum Kanzler von
wirtschaftlichen Dingen wenig. Brandt dachte und agierte mehr in
diplomatischen Kategorien, setzte auf Ausgleich und Konsens. Als

25 Einleitung



der SPD-Vorsitzende im Mårz 1975 in Mexiko-Stadt mit dem me-
xikanischen Staatspråsidenten Luis EcheverrÌa zusammentraf, der
maûgeblich an der Erarbeitung besagter Charta beteiligt gewesen
war, fragte sich Brandt laut, warum die Regierung der Bundes-
republik Deutschland der Charta ihre Zustimmung verweigert habe.
¹Er kænne hierzu natçrlich nur eine persænliche Meinung åussern
[. . .]; er jedenfalls håtte wahrscheinlich anders entschieden.ª37

Im Anschluss an seinen Besuch in Mexiko fçhrte Brandt im Mårz
1975 in Caracas Gespråche mit den wichtigsten Politikern der vene-
zolanischen Regierungspartei ¹AcciÕn Democr—ticaª.38 Es stellte sich
heraus, dass auch sie auf der Suche nach internationalen Partnern au-
ûerhalb ihres Heimatkontinentes waren. Nach der gewaltsamen Un-
terdrçckung des chilenischen Volksfrontexperiments 1973, dem Nie-
dergang der meist an Kuba orientierten Guerilla und nicht zuletzt
angesichts der Ausbreitung rechtsgerichteter Militårdiktaturen
wçnschten die AD und andere lateinamerikanische39 Organisationen
die Zusammenarbeit mit der europåischen Sozialdemokratie, deren
Gesellschaftsmodell sie als erfolgreiche soziale Alternative ansahen.
Venezuelas Staatspråsident P•rez war bestrebt, sich zum Sprecher der
linken demokratischen Kråfte Lateinamerikas zu machen.40 Auch im
Kreis der G 77 trat er alsWortfçhrer auf.Als mit Abstand bedeutendstes
erdælfærderndes Land Lateinamerikas und Mitglied der OPEC hatte
Venezuela die materielle Basis fçr eine aktivere Auûenpolitik.

Bald nach der Rçckkehr von seiner Reise besprach Brandt mit
Bruno Kreisky und Olof Palme den Weg zum Aufbau eines neuen
internationalen Netzwerks.41 So reifte langsam die Idee heran, Neu-
land fçr den demokratischen Sozialismus in der Welt zu gewinnen.
Die drei auch privat miteinander befreundeten Politiker pflegten seit
långerer Zeit einen Gedankenaustausch, in dem es um Antworten auf
die Herausforderungen der siebziger Jahre ging.42 Um den Dialog mit
Parteien und Bewegungen aufzunehmen, die den Ideen des demo-
kratischen Sozialismus nahestanden, ohne aus der Arbeiterbewe-
gung hervorgegangen zu sein, hielt Brandt neue Organisations-
formen fçr erforderlich. Dabei hatte er vor allem die Kontakte zur
¹Dritten Weltª im Auge, denn dort regierten nicht selten Einheits-
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parteien. Deren Aufnahme in die SI aber war nach den Statuten aus-
geschlossen. Das galt selbst in solchen Fållen, in denen die innere
Struktur der Partei demokratisch und die Bildung unterschiedlicher
politischer Stræmungen in ihr zugelassen waren.

Willy Brandt war der Ûberzeugung, dass demokratische Sozialis-
ten gemeinsam Konzepte zur Læsung der drångendsten Probleme in
der Welt entwickeln kænnten. Deswegen war er unzufrieden mit der
Bedeutungslosigkeit der Internationale, die ihn nach einer Ergånzung
suchen lieû. An die Úffentlichkeit trat der SPD-Vorsitzende mit seinen
Plånen auf dem Bundesparteitag in Mannheim im November 1975.
Brandt proklamierte eine ¹Allianz fçr Frieden und Fortschrittª,welche
die SI aber nicht ersetzen sollte. Die SI werde sich, so war seinen Reden
und Interviews dieser Tage zu entnehmen, wie bisher auf Europa be-

Am Rande des Treffens sozialdemokratischer Parteien aus Europa und Latein-
amerika in Caracas im Mai 1976 spricht Willy Brandt mit dem peruanischen
Politiker VÌctor RaÙl Haya de la Torre (im Hintergrund: M—rio Soares).
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schrånken, wåhrend die Allianz den Kontakt zu nichtkommunisti-
schen Linksparteien in anderen Weltregionen aufnehmen solle. Dem
Parteitag wohnte die auûergewæhnlich hohe Zahl von 36 Gast-
delegationen aus aller Welt bei.43 Auch deshalb spielten Fragen der
internationalen Politik, insbesondere die Probleme der Entwick-
lungslånder, in den Debatten eine wichtige Rolle. Erstmals in der Ge-
schichte der SPD stand der Nord-Sçd-Konflikt in einem vom Parteitag
verabschiedeten Beschluss zur Auûenpolitik an erster Stelle.44

Im Mai 1976 kam es in Caracas zur Auftaktveranstaltung des von
Brandt initiierten neuen Diskussionsforums. An dem Treffen, das der
Beginn eines weltumspannenden, Kontinente çbergreifenden Dialogs
sein sollte, beteiligten sich 13 europåische und 15 lateinamerikanische
Parteien.45 Prominente Anwesende aus Europa waren neben Willy
Brandt Bruno Kreisky, Anker Jùrgensen und M—rio Soares.46 Ein der-
artiges ¹Gipfeltreffenª linker Kråfte Europas und der auûereuropåi-
schen Welt hatte es noch nie gegeben. Der SPD-Vorsitzende wandte
sich mit grundsåtzlichen Ausfçhrungen an die Versammelten.47 Mit
dem Bekenntnis ¹zum Weg der politischen und sozialen Reform in
gesellschaftlicher Freiheitª grenzte er sich und die Gespråchspartner
von allen kommunistischen oder linksradikalen Bewegungen ab.
Nicht minder eindeutig wandte er sich gegen die ¹Maûlosigkeit eines
çberkommenen Kapitalismusª, der weder zu sozialer Reform fåhig sei
noch zu einem Verståndnis von Freiheit, das auch die sozialen
Grundrechte wie ausreichende Ernåhrung, Bildung fçr alle, men-
schenwçrdige Wohnung und die Mæglichkeit einschlieûe, den Le-
bensunterhalt durch Arbeit zu bestreiten. Keine Frage, der SPD-
Vorsitzende sympathisierte mit dem Konzept eines ¹dritten Wegsª.

Besondere Anstrengungen verlangte Brandt zur Ûberwindung
der krassen Unterschiede zwischen reichen und armen Nationen. In
diesem Sinne machte er sich die Forderung nach einer ¹neuen ge-
rechteren Weltwirtschaftsordnungª zu eigen, fçgte jedoch hinzu,
dass sie nur gelingen kænne, ¹wenninnerhalb der Gesellschaften
mehr Gerechtigkeit verwirklicht wird.ª Dies richtete sich vor-
nehmlich an die Adresse jener Regierungen in der ¹Dritten Weltª, die
allein den kapitalistischen Industriestaaten die Verantwortung fçr
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das Elend in den Entwicklungslåndern zuschoben. Damit machte
Brandt deutlich, worin er den besonderen Beitrag des demokrati-
schen Sozialismus zur entwicklungspolitischen Diskussion sah: in
der Stårkung der innergesellschaftlichen Reformkråfte. Welchen
Sinn håtte auch eine Kooperation der reformerischen Parteien ge-
habt, wenn sie die Verhåltnisse im Inneren der Nationen, also ihren
ureigensten Wirkungsbereich, auûer Acht gelassen håtte?

Die am Ende des Treffens einvernehmlich gebilligte ¹Erklårung
von Caracasª folgte den Vorstellungen Brandts.48 So gesehen war der
Start der Allianz insgesamt gelungen. ¹,Die verehren Willy Brandt wie
einen Heiligen`, schwårmte ein Teilnehmer der Konferenz mit den La-
teinamerikanern. [. . .] Brandts Ansehen in der sozialistischen Bewe-
gung und in der Dritten Welt scheint ungebrochen.ª 49 In den Kon-
takten zwischen lateinamerikanischen und europåischen Reform-
parteien lagen Perspektiven. Amerika sçdlich des Rio Grande wurde
zum zweiten Schwerpunkt der Bewegung des demokratischen Sozia-
lismus.

Afrika, Asien und Nordamerika hingegen verschlossen sich
weitgehend dem Werben der westeuropåischen Sozialdemokraten.50

Im Falle Afrikas wirkten aus der Kolonialzeit çberkommene na-
tionale Konkurrenzen hemmend. Hinzu kam, dass nur wenige ¹ge-
boreneª Partner existierten, also Bewegungen mit reformerischer
Programmatik und Praxis, und auch das Eigeninteresse der linken
Parteien Afrikas, Asiens und Nordamerikas an einer Zusammenarbeit
mit der europåischen Sozialdemokratie war bei weitem nicht so aus-
geprågt wie in Lateinamerika.

III. Willy Brandt und die Sozialistische Internationale 1976±1992

Die Ûbernahme der SI-Pråsidentschaft

Im Rçckblick mag es folgerichtig erscheinen, dass Willy Brandt im
November 1976 zum Pråsidenten der Sozialistischen Internationale
gewåhlt wurde. Doch der Weg dahin war keineswegs geradlinig. Die
Debatte um eine Kandidatur Brandts als SI-Pråsident war im zeitli-
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chen Umfeld der Caracas-Konferenz belebt worden. Bruno Kreisky
sprach sich am 21. April 1976 æffentlich dafçr aus. Der SPD-
Vorsitzende, der sofort sein Desinteresse publik machte, reagierte in-
tern mit einem ungewæhnlich langen Brief an den æsterreichischen
Bundeskanzler: fçnf Seiten statt der bei Brandt selbst in wichtigen
Dingen çblichen halben oder einen Seite.51 Praktische und inhalt-
liche Grçnde fçhrte er gegen Kreiskys Aufforderung ins Felde: Die
zeitlichen Verpflichtungen als SPD-Vorsitzender lieûen eine zusåtz-
liche Belastung dieser Art nicht zu. Die SI sei organisatorisch und fi-
nanziell in einem desolaten Zustand ± Besserung nicht in Sicht. Der
SPD kænnte bei der Vereinigung beider Fçhrungsåmter in seiner
Person die Politik anderer SI-Parteien vorgehalten werden, wobei
Brandt vorrangig an das Bçndnis der franzæsischen Sozialisten mit
den Kommunisten gedacht haben dçrfte. Deutsche Sozialdemokra-
ten håtten bereits andere wichtige Posten auf internationaler Ebene
inne. Die Úffnung der Bewegung des demokratischen Sozialismus zu
nichteuropåischen Partnern kænne von ihm besser auûerhalb der
starren SI-Strukturen betrieben werden.

Im Lichte der weiteren Entwicklung, die dann doch zur Kan-
didatur Brandts fçhrte, låsst sich diese Liste aber auch als Katalog von
Vorbedingungen lesen, deren Erfçllung er verlangte. Und in der Tat
verfuhr die SPD in den folgenden Monaten mit Billigung Brandts
zweigleisig. Úffentlich blieb es bis in den November 1976 dabei, dass
Brandt nicht kandidieren werde. Hinter den Kulissen wurden aber
die Weichen gestellt, damit der Parteivorsitzende unter akzeptablen
Bedingungen das Amt çbernehmen konnte.

Alles in allem handelte es sich jedoch wohl weniger um ein tak-
tisches Spiel, mit dem Brandt seine Startchancen verbessern wollte;
das war ein positiver Nebeneffekt. Die Zweifel an der Arbeitsfåhig-
keit der SI saûen tief, und die Angst vor einer Belastung der innen-
politischen Stellung der SPD wurde auch von seinen Mitarbeitern
geteilt.52 Ende Oktober 1976 wurde Brandt am Rande des Parteitages
der portugiesischen Sozialisten von den anwesenden Vorsitzenden-
kollegen einmçtig aufgefordert, sich in Genf am 26. November zur
Wahl zu stellen.53 Zwar erklårte er sich jetzt grundsåtzlich zur Kan-
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didatur bereit, forderte aber, dass sechs Voraussetzungen erfçllt sein
mçssten.54 Im Wesentlichen entsprachen die sechs Punkte den Ar-
gumenten, mit denen Brandt im April Kreisky gegençber eine Kan-
didatur abgelehnt hatte.

Am 26. November 1976 wåhlte der SI-Kongress Willy Brandt ein-
stimmig zum Pråsidenten. In seiner Antrittsrede setzte sich der SPD-
Vorsitzende einleitend mit dem Problem auseinander, eventuell fçr
die Politik einzelner SI-Mitglieder zur Rechenschaft gezogen zu wer-
den.55 Seine Position war klar: Verantwortlich sei er nur fçr das, ¹was
wir miteinander beschlieûenª. Vor allem aber kçndigte Brandt drei
Offensiven der SI an. Allein schon der Begriff ¹Offensiveª war etwas
gånzlich Neues fçr die Internationale, die in den voraufgegangenen
Jahren nicht gerade durch Initiativen aufgefallen war. An erster Stelle
nannte der neue SI-Pråsident den Einsatz fçr einen ¹gesicherten Frie-
denª.56 ¹Neue Beziehungen zwischen Nord und Sçdª waren das zweite
Thema. In den Folgejahren wurden sie mehr in der von ihm geleiteten
Nord-Sçd-Kommission bearbeitet als in der SI selbst.

Die dritte Offensive sollte den Menschenrechten gelten. Kollektive
und soziale Menschenrechte, also ausreichende Ernåhrung, men-
schenwçrdige Wohnung oder auch Bildung, standen fçr Brandt gleich-
berechtigt neben den individuellen. Mitte der siebziger Jahre gewann
diese Problematik einen neuen Stellenwert in der internationalen Poli-
tik und auch in der Bewegung des demokratischen Sozialismus.Weiter
aufgewertet wurde sie 1977, als US-Pråsident Carter ankçndigte, die
Menschenrechte ins Zentrum seiner Auûenpolitik zu stellen.

Den Eurozentrismus çberwinden

Der Auftakt von Brandts Pråsidentschaft kann ± gemessen am bishe-
rigen Schattendasein der SI ± furios genannt werden. Schon das Me-
dienecho auf den Genfer Kongress war çberwåltigend. Die Wahl des
Altbundeskanzlers und Friedensnobelpreistrågers an die Spitze
reichte aus, um Freunden Hoffnung zu machen und Gegnern Schre-
cken einzujagen. Fçr Letztere steht derMçnchner Merkur, dessen
Kommentator schrieb: Brandts ¹Wahl zum Pråsidenten der Sozialis-
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tischen Internationale wird dieses eher unbedeutende Gremium zu
einer gefåhrlichen Institution machen, gefåhrlich fçr alle jene, die
nicht in einer nivellierten Gesellschaft, nicht in einem sozialistischen
Gesamteuropa leben wollenª.57

Die SI-Offensive, die nun tatsåchlich einsetzte, hatte nicht Ab-
rçstung, Nord-Sçd-Beziehungen oder Menschenrechte zum Ziel ± je-
denfalls nicht vorrangig. Den Eurozentrismus zu çberwinden, der
bisher fçr die Internationale so typisch gewesen war, galt in Fortset-
zung der ¹Allianzª-Bestrebungen als wichtigste Aufgabe. Im Septem-
ber 1977 wurde eine Delegation unter Olof Palme ins sçdliche Afrika
entsandt, im Mårz 1978 machte sich eine zweite unter Leitung von
M—rio Soares auf den Weg nach Lateinamerika. Im Mai 1977 reiste
Bruno Kreisky in den Nahen Osten und legte dann einen Bericht çber
seine Missionen in diese Region vor, die er seit 1974 im Auftrag der SI
unternommen hatte. In Tokio fand Ende 1977 die erste Parteifçhrer-
konferenz in Asien statt. Im Mai 1978 folgte die erste Sitzung eines
SI-Gremiums in Afrika, als sich das ¹Bçroª, in dem alle Parteien ver-
treten sind und das zweimal im Jahr als hæchstes Beratungsorgan
zwischen den Kongressen tagt, in der senegalesischen Hauptstadt
Dakar traf. Der nåchste SI-Kongress fand im November 1978 im ka-
nadischen Vancouver statt. 1980 versuchte eine groûe Tagung in
Washington, der amerikanischen Úffentlichkeit die Idee des demo-
kratischen Sozialismus nåher zu bringen.58 Damit waren alle Welt-
gegenden ins Blickfeld der SI geraten.

Die von Willy Brandt beabsichtigte Ausdehnung çber Europa
hinaus strapazierte jedoch ihre programmatischen Grundlagen. Er
sprach davon, dass die Anerkennung von politischem Pluralismus
fçr die SI-Mitgliedschaft nætig sei, das Modell des Westminster-
Parlamentarismus aber nicht einfach exportiert werden kænne.59

Eine Grundsatzdebatte darçber, nach welchen Kriterien eine Partei
zugelassen werden sollte, entwickelte sich jedoch nicht. Entschieden
wurde von Fall zu Fall, manchmal ± so scheint es in der Rçckschau ±
auf ungençgender Informationsbasis.60

Eine besonders schwerwiegende Fehlentscheidung war die Auf-
nahme des teils linksnationalistischen, teils leninistischen New Je-
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wel Movement Grenada auf dem Kongress des Jahres 1980.Warnende
Stimmen wie die des Lateinamerika-Experten Klaus Lindenberg
wurden nicht gehært.61 Zwar regte sich intern zunehmend Kritik,
insbesondere von Seiten Portugals und Costa Ricas, doch die Mehr-
heit nahm die Regierungspartei Grenadas æffentlich gegen Kritik der
USA in Schutz und hoffte auf eine baldige Demokratisierung der
kleinen Karibikinsel. 62 Aber die innenpolitische Lage des Landes ver-
schlimmerte sich dramatisch. Mitte Oktober 1983 wurde Premier-
minister Maurice Bishop gestçrzt und ermordet. Beide Seiten, Bishop
wie auch die Putschisten, gehærten dem New Jewel Movement an.
Die neue Regierung wurde vom marxistisch-leninistischen Flçgel der
Partei gestellt. Die SI verurteilte den Mord umgehend.63 Wenige Tage
spåter machten die Vereinigten Staaten dem Regime ein Ende. Am 25.
Oktober 1983 landeten amerikanische Truppen auf Grenada. Prå-
sident Ronald Reagan fçrchtete, dass sich die Insel in ein ¹zweites
Kubaª verwandeln wçrde, und sah die nationale Sicherheit der USA
bedroht. Brandt protestierte ¹aufs schårfsteª gegen diese Mi-
litåraktion. Die Invasion und Besetzung des unabhångigen Staates
Grenada sei mit den Prinzipien des Vælkerrechts vællig unvereinbar.64

Als problematisch erwies sich auch die Aufnahme des Partido
Revolucionario Democr—tico (PRD) Panama als konsultatives Mit-
glied, also ohne volles Stimmrecht, im Jahre 1986. Im Mai 1989 lieû
sie die Neuwahlen annullieren, weil die von den USA unterstçtzte
Opposition in Fçhrung lag. Die SI-Fçhrung forderte eine Stellung-
nahme und ein aktives Auftreten der Partei gegen die Manipulation
des Volkswillens. Angesichts der Vorgeschichte çberrascht nicht,
dass die PRD dazu nicht bereit war, so dass der Internationale keine
andere Mæglichkeit blieb, als die Mitgliedschaft zu suspendieren.65

Interne Probleme der Sozialistischen Internationale

Die Zentrale der SI in London, das so genannte ¹Sekretariatª, war der
Fçlle neuer Aktivitåten kaum gewachsen. Mit seinen insgesamt
14 Mitarbeitern war es 1982 schwåcher besetzt als das Bçro eines
SPD-Landesverbandes. Die finanzielle Situation der SI war auch nach
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Brandts Amtsantritt so prekår, dass der SPD-Schatzmeister Wilhelm
Dræscher zu vertraulicher Behandlung riet, nicht weil das Budget
Geheimnisse berge, sondern weil es die SI im Falle der Publizierung
låcherlich mache.66 1976 hatte die Internationale nicht mehr Ein-
nahmen als der Bezirk Stockholm des sozialdemokratischen Jugend-
verbandes Schwedens; 1982 wurde fçr zwei Wochen die Telex-
verbindung unterbrochen, weil Rechnungen nicht bezahlt worden
waren ± und dies in einer Zeit ohne Fax und E-Mail. 1990 lagen die ±
inzwischen gestiegenen ± Einnahmen immer noch bei nur 4 % der-
jenigen der franzæsischen Sozialisten, die in der SI als eher arm gal-
ten.67 Ein Groûteil der Aktivitåten des neuen Pråsidenten lief çber die
SPD. Gleichzeitig richtete die Friedrich-Ebert-Stiftung einen erheb-
lichen Teil ihrer internationalen Arbeit auf die Intentionen, die Willy
Brandt in der SI verfolgte.

Auch die Zusammenarbeit im SI-Pråsidium, dem neben Brandt
erst 14, seit 1980 mehr als 20 Vizepråsidenten angehærten, funk-
tionierte nicht immer reibungslos. Als Brandt sein neues Amt antrat,
bat er seine Stellvertreter um Unterstçtzung. Es waren vor allem
Kreisky, Palme und Soares, die dem Appell folgten und wichtige
Aufgaben çbernahmen. Die çbrigen Vizepråsidenten traten zunåchst
wenig in Erscheinung. Felipe Gonz—lez war einstweilen ein auf-
strebender spanischer Oppositionsfçhrer, und die Lateinamerikaner
suchten ihre Rolle in der SI noch. Besondere Schwierigkeiten im
persænlichen Umgang hatte Brandt in den ersten Jahren seiner Prå-
sidentschaft jedoch nur mit Franœois Mitterrand, dem Ersten Sekretår
der franzæsischen Sozialisten, und Bernt Carlsson, dem General-
sekretår der SI seit dem Genfer Kongress.

Brandt hatte Mitterrand 1976 gebeten, in der Internationale eine
herausgehobene Rolle zu çbernehmen und nicht nur als einer unter
vielen Vizepråsidenten zu figurieren. Der Franzose sollte sich be-
sonders um das Thema Menschenrechte kçmmern, dem er bereits in
Frankreich seine besondere Aufmerksamkeit schenkte. Mitterrand
wåre damit Palme und Kreisky, also Brandts engsten Mitstreitern,
gleichgestellt gewesen. Den franzæsischen Sozialisten wurde zudem
angeboten, einen stellvertretenden Generalsekretår der SI zu stellen.
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Hintergrund dieser besonderen Behandlung waren zeitweilige Be-
strebungen Mitterrands, als Gegengewicht zu den nordischen Sozial-
demokraten ± zu denen er auch die SPD zåhlte ± eine Kooperation der
sçdeuropåischen Sozialisten zu etablieren, woraus dann aber nichts
wurde.

Aber weder benannte die PSF einen Vertreter fçr Generalsekretår
Carlsson noch entwickelte Mitterrand Aktivitåten in der Menschen-
rechtsfrage, wie Palme und Kreisky das auf ihren Gebieten taten. Die
Grçnde sind nicht erkennbar. Als der franzæsische Sozialistenchef
sich 1978 am Rande des SI-Kongresses im kanadischen Vancouver bei
Brandt çber einige strukturelle Probleme der SI beklagte, gab ihm der
wiedergewåhlte Pråsident in vielen Dingen recht, mahnte aber in di-
plomatischen Formulierungen auch den versprochenen franzæsi-
schen Beitrag an.68

Eine Ende 1978 ins Auge gefasste Aussprache zwischen den bei-
den kam wegen einer schweren Erkrankung Brandts nicht zustande:
Am 28. Oktober 1978 war Brandt in New York zusammengebrochen,
hatte aber nach einigen Tagen Bettruhe sein Programm mit der Kon-
gressteilnahme in Vancouver fortgesetzt. Erst nach seiner Rçckkehr
stellten die Ørzte in Bonn fest, dass er in den USA einen Herzinfarkt
erlitten hatte. Es folgten sechs Wochen Krankenhausaufenthalt und
ab Weihnachten eine zweimonatige Kur in einer Klinik im
sçdfranzæsischen Hy res.

So trafen Brandt und Mitterrand erst im Mårz 1980 zu einer lån-
geren Unterredung çber die Organisationsstrukturen der SI zu-
sammen. Die Schwierigkeiten wurden damit aber nicht ausgeråumt.
Im Juni 1980 sprach der Chef der franzæsischen Sozialisten in einem
Schreiben die Probleme, die ihn unmittelbar tangierten, direkt an:
Mehrfach seien auûerhalb der SI-Gremien und ohne sein Wissen po-
litische Initiativen beschlossen worden, die nach auûen als Ak-
tivitåten der Internationale erschienen. Mitterrand fçhlte sich vom
Entscheidungsprozess ausgeschlossen. In seiner Antwort versuchte
Brandt zu beschwichtigen. Tatsåchlich aber hatte er in einem Fall
bewusst seinen franzæsischen Kollegen nicht zur Besprechung hin-
zugezogen.69 Ein Jahr spåter wurde Mitterrand zum Staatspråsiden-
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ten gewåhlt. Bis auf wenige Ausnahmen zog er sich nun aus der SI-
Arbeit zurçck. Die Internationale verlor damit einen auûergewæhn-
lichen politischen Fçhrer, der in frçheren Jahren ein wichtiger Im-
pulsgeber gewesen war.

Fçr Brandt hingegen entstanden in den nåchsten drei Jahren
neue innerorganisatorische Probleme. Die Zusammenarbeit mit Ge-
neralsekretår Carlsson, der zuvor Internationaler Sekretår der
schwedischen Sozialdemokraten gewesen war, gestaltete sich zu-
sehends schwieriger. Die Grçnde hierfçr liegen im Dunkeln. Mit-
arbeiter des SPD-Vorsitzenden halten sich bis heute in dieser Sache
bedeckt. Es hat den Anschein, dass hier zwei Persænlichkeiten auf-
einander trafen, die nicht miteinander konnten. Jenseits dieser nicht
nåher benennbaren zwischenmenschlichen Probleme beklagte sich
Brandt zunehmend çber Eigenmåchtigkeiten des Generalsekretårs
und çber organisatorische Mångel.70

Erschwerend wirkte die innenpolitische Krise in der Bundes-
republik Deutschland, die 1982 zum Bruch der SPD/FDP-Koalition
fçhrte und Brandt sehr beanspruchte. Auch deshalb war er ent-
schlossen, nach reichlich sechsjåhriger Amtszeit beim SI-Kongress im
Frçhjahr 1983 nicht wieder zu kandidieren. Als Nachfolger wçnschte
er sich Olof Palme. Die einhellige Aufforderung der SI-Spitzen, weiter
Pråsident zu bleiben, stimmte Brandt jedoch um.71 Zur Voraussetzung
machte er aber die Wahl eines neuen Generalsekretårs. Einen kon-
sensfåhigen Kandidaten zu finden, erwies sich als schwierig. Ins-
besondere kamen nun Rivalitåten zwischen nord- und sçdeuropåi-
schen Mitgliedsparteien zum Tragen, die sich çber der Frage der
¹NATO-Nachrçstungª zerstritten hatten.72 Nach langer Suche wurde
der Finne Pentti Våånånen zum Nachfolger Carlssons gewåhlt. Er
blieb bis 1989 im Amt; ihm folgte LuÌs Ayala aus Chile.

Die SI und die Frage der Menschen- und Bçrgerrechte

¹Freiheitlicher Sozialismus ohne Menschenrechte wåre wie Chris-
tentum ohne Jesusª73, rief Willy Brandt 1986 auf dem SI-Kongress in
Lima aus. Zehn Jahre zuvor hatte er eine Offensive der SI zugunsten
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der Menschenrechte angekçndigt. Doch daraus war nichts geworden,
denn die zuståndige Arbeitsgruppe legte keine Resultate vor. 1977
hatte die SI versucht, mit der liberalen und der christdemokratischen
Internationale sowie den beiden groûen Parteien der USA eine ge-
meinsame Menschenrechtserklårung zu veræffentlichen. Das aber
hatten die franzæsischen Sozialisten mit ihrem Veto verhindert.74

Dennoch beschåftigte sich Brandt immer wieder mit dem
Thema. Im Kampf gegen Menschenrechtsverletzungen galten fçr ihn
folgende Prinzipien: Soziale und individuelle Menschenrechte sind
gleichwertig. ¹Das Ziel ist immer die Rettung der Opfer.ª75 Diskrete
Intervention kann daher unter Umstånden eher angebracht sein als
lautstarker Protest.76 ¹Wer zum Westen gehært, muû sich strengere
Maûståbe gefallenlassen.ª77 Den Frieden zu sichern ist genau so
wichtig wie die Wahrung der Menschenrechte.78

Aus diesen Leitsåtzen ergaben sich fçr Brandt und die SI zwei
Probleme: Ein wichtiger Teil der Aktivitåten zugunsten der Men-
schenrechte musste der Úffentlichkeit verborgen bleiben, und das
konnte Vorwçrfe der Untåtigkeit mit sich bringen. Aber selbst wenn
die Friedenssicherung und der Schutz der Menschenrechte gleich-
rangige Ziele sein sollten, musste man sich im Zweifelsfall fçr eines
von beiden entscheiden, womæglich sogar gegen Maûnahmen zur
Verteidigung der politischen Grundrechte.

Genau diese Schwierigkeiten traten mehrfach ein. Obwohl sich
Brandt bei fast jedem Zusammentreffen mit Diktatoren zugunsten
Verfolgter eingesetzt haben dçrfte, erwarb er sich in der Úffentlich-
keit nicht den Ruf eines unermçdlichen Verfechters der Menschen-
rechte, wie das zeitweilig dem amerikanischen Pråsidenten Jimmy
Carter oder dem franzæsischen Pråsidenten Mitterrand gelang. Brandt
bevorzugte es, hinter den Kulissen zu agieren.

Anfang 1979 schrieb Brandt vertraulich dem tunesischen Prå-
sidenten, der Vorsitzender einer seit langem mit der SPD ver-
bundenen Partei war, dass die Verhaftung von Gewerkschaftern das
Ansehen des Landes belaste.79 Im April 1989 wandte sich der SI-
Pråsident in einem Brief an den Generalsekretår der KP der Tsche-
choslowakei und intervenierte zugunsten des Schriftstellers und Re-
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gimekritikers V—clav Havel. Ausdrçcklich erwåhnte Brandt, dass die
SI bisher von æffentlichen Protesten abgesehen habe und hoffe, auch
dieser diskrete Weg fçhre zur Freilassung.80 In beiden Fållen erfolgte
bald eine Reduzierung der Strafen. Nicht selten belieû es Brandt bei
mçndlichen Fçrsprachen, denn: ¹Meine persænliche Erfahrung in
solchen Fållen ist, dass ich persænlich mehr durch inoffizielle Kanåle
machen kann als durch offizielle Briefe an Breschnew.ª Das gab er
1981 zu Protokoll, als die Sowjetunion einem Juden die Ausreise nach
Israel verweigerte.81

Grundsåtzlich aber war Brandt in Menschenrechtsfragen ge-
gençber kommunistischen Regimen nicht nachsichtiger als gegen-
çber westlich orientierten Diktaturen. Zugespitzt kann man sagen:
Wo und solange er hoffte, praktische Verbesserungen fçr einzelne
Verfolgte erreichen zu kænnen, vermied er Publizitåt. Úffentliche
Kritik an politischer Unterdrçckung åuûerte er in der Regel nur dort,
wo er keine Chance sah, wirklich etwas bewegen zu kænnen, oder
falls æffentlicher Protest ausnahmsweise Erfolg versprach. Beispiels-
weise protestierte er mit einem Telegramm, das er umgehend publik
machte, gegen die geplante Hinrichtung des sçdkoreanischen Op-
positionspolitikers Kim Dae Jung.82 Bald darauf wurde Kim be-
gnadigt.

Es mag çberraschen, dass nicht jede Menschenrechtsverletzung
Willy Brandt sofort auf den Plan rief. Aber er war Realpolitiker, der
bereit war, die kurzfristige Suspendierung von Grundrechten hin-
zunehmen, wenn chaotische Verhåltnisse nicht auf andere Art be-
seitigt werden konnten. So zeigte er Nachsicht, als nach lang an-
haltenden Unruhen das Militår im NATO-Mitgliedsstaat Tçrkei im
September 1980 putschte. Die Generåle versprachen, Ruhe und Ord-
nung im Land wiederherzustellen und eine neue Verfassung aus-
arbeiten zu lassen. Auch wenn Brandt die Verhaftung des mit ihm
befreundeten tçrkischen Sozialdemokraten Bçlent Ecevit kritisierte,
nannte er das Vorgehen der Militårs nicht Putsch oder Staatsstreich,
sondern ¹Verantwortung çbernehmenª. Die Ursache des mi-
litårischen Eingreifens sah er im Versagen der politischen Parteien.83

Ein Jahr spåter musste Brandt mit Bitterkeit zugestehen, dass er sich
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in den Absichten der tçrkischen Armeefçhrung getåuscht hatte. Da
die versprochene rasche Rçckkehr zur Demokratie ausblieb, formu-
lierte der Pråsident der SI nun eine scharfe Kritik an den Macht-
habern in Ankara.84 Erst Ende 1983 wurden in der Tçrkei Wahlen
abgehalten.

Die SI und die Verhångung des Kriegsrechts in Polen 1981

Weit mehr Beachtung in der Úffentlichkeit fand indes die Haltung
Brandts zur Entwicklung in Polen seit 1980. Hier ging es um die erste
erfolgversprechende Bewegung zur Demokratisierung im sowjeti-
schen Herrschaftsbereich seit dem Prager Frçhling 1968. Die trei-
benden Kråfte waren keine reformbereiten Kommunisten, sondern
um ihre Rechte kåmpfende Arbeiter, çberwiegend glåubige Ka-
tholiken, die von der Kirche unterstçtzt wurden. Im Sommer 1980
grçndeten sie nach einer Streikwelle die ¹SolidarnosÂcÂª, die erste un-
abhångige Gewerkschaft in einem kommunistischen Staat. An ihrer
Spitze stand der Danziger Werftarbeiter Lech WaøeÎ sa. Fçr nicht we-
nige demokratische Sozialisten Westeuropas, deren Organisationen
håufig in Abgrenzung zur Kirche entstanden waren, war die groûe
Bedeutung des Katholizismus in der polnischen Arbeiterbewegung
nur schwer begreifbar.

1981 verschlechterte sich die wirtschaftliche Situation Polens
zusehends. Die kommunistische PVAP fçhlte sich von der Solidar-
nosÂcÂ, die bis auf neun Millionen Mitglieder angewachsen war und
den Anspruch auf politische Mitentscheidung stellte, in ihrer Macht
bedroht. Viele politische Beobachter befçrchteten eine militårische
Intervention der Sowjetunion und anderer Staaten des Warschauer
Pakts wie 1968 in der Tschechoslowakei, sollte keine innerpolnische
Læsung fçr den Konflikt zwischen Regierung und Gewerkschaft ge-
funden werden. Ein Einsatz der Roten Armee und ihrer Verbçndeten
in Polen aber wåre mit unabsehbaren Konsequenzen fçr die interna-
tionalen Beziehungen verbunden gewesen. Diese waren bereits durch
den Einmarsch der Sowjetunion in Afghanistan seit Dezember 1979
stark belastet. Moskau hatte auf diese Weise das kommunistische
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Regime des zentralasiatischen Landes vor dem Sturz durch anti-
kommunistische Kråfte bewahren wollen. Der Westen hatte darauf
mit Wirtschaftssanktionen gegen die Sowjetunion und mit dem
Boykott der Olympischen Spiele in Moskau 1980 reagiert.

Am 13. Dezember 1981 verhångte die polnische Staatsfçhrung das
Kriegsrecht. Diese Maûnahme schien Brandt das geringere Ûbel zu
sein, verglichen mit einem militårischen Eingreifen des Kremls, das er
fçr mæglich gehalten hatte. Seine Erklårung zum Kriegsrecht fiel da-
her sehr zurçckhaltend aus.85Er hoffte auf eine Stabilisierung der Lage
in Polen, die eine allmåhliche Wiederherstellung der bis 1981 er-
reichten Freiråume fçr die politische Opposition und die Gewerk-
schaften Polens ermæglichen kænnte. Denn starke Regime wçrden
weniger zur Repression greifen als schwache ± so die Logik Brandts.

In der SI erntete er fçr die vorsichtige Stellungnahme heftige Kri-
tik. Besonders Franzosen und Italiener hielten ihm entgegen, dass so
viel Zurçckhaltung vielleicht realpolitisch, aber nicht moralisch be-
grçndbar sei. Manche von ihnen hatten zudem innenpolitische Mo-
tive, eine schårfere Stellungnahme zu den Ereignissen in Polen zu
verlangen, weil sie in ihren Låndern in Konkurrenz mit euro-
kommunistischen Parteien standen, die sich als Demokraten pråsen-
tierten. Das Kriegsrecht gegen Arbeiter stellte die Eurokommunisten
vor die Frage, ob sie der Solidaritåt mit den Genossen in Warschau und
Moskau oder dem Bekenntnis zur Demokratie den Vorzug gaben.
Diesen Konflikt wollten vor allem die franzæsischen und italienischen
Sozialisten fçr die innenpolitische Auseinandersetzung ausnutzen.86

Brandt sah zwar nach wenigen Tagen ein, dass er ¹çber-
vorsichtigª reagiert hatte.87 Aber er blieb dabei, dass den Menschen in
Polen mit ¹Phrasendreschereiª nicht geholfen sei.88 Der SI-Pråsident
setzte darauf, einerseits in Gespråchen mit den Machthabern auf
baldige Wiederaufnahme innerer Reformen zu drången und ande-
rerseits in konkreten Fållen zu intervenieren, so fçr den als Solidar-
nosÂcÂ-Aktivist inhaftierten Anfçhrer des Warschauer Ghetto-
Aufstandes von 1943, Marek Edelmann.89

Die Auseinandersetzungen um Polen stçrzten die SI in die
schwerste Krise wåhrend der gesamten Amtszeit Willy Brandts. Au-
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ûer von den Franzosen und Italienern kam die Kritik auch von Nie-
derlåndern, Ústerreichern, Schweden, Schweizern und Spaniern. Sie
setzten eine Sondersitzung des SI-Pråsidiums durch, die am 29. De-
zember 1981 stattfand. Brandt lieû sich jedoch durch Hans-Jçrgen
Wischnewski vertreten. Die dort einmçtig verabschiedete Erklårung,
die schårfer im Ton war als Brandts erste Stellungnahme vom 17.
Dezember, forderte aber gleichfalls keine Sanktionen gegen Polen.90

Brandt beurteilte die polnischen Vorgånge vor dem Hintergrund
der Erfahrungen mit den Oppositionsbewegungen im Ostblock seit
den fçnfziger Jahren. Keiner von ihnen war es gelungen, das Macht-
monopol der Kommunisten zu brechen. Daher riet er zur Vorsicht,
und wohl auch darum hat er sich nicht mit WaøeÎ sa getroffen, als er
im Dezember 1985 Warschau besuchte.91 Dass am Ende des Kon-
fliktes im Juni 1989 der Wahlsieg von SolidarnosÂcÂund die Bildung
der ersten nichtkommunistischen Regierung in einem Ostblockstaat
stehen wçrde, konnte er nicht ahnen. Dennoch ist seine Reaktion auf
das Kriegsrecht in der Rçckschau als Fehleinschåtzung anzusehen.
Sie belastete jahrelang die Beziehungen der SI, noch mehr aber der
SPD, zur osteuropåischen Opposition, besonders natçrlich der in Po-
len.

Die SI und Lateinamerika

Lateinamerika und die Karibik wurden wåhrend der Pråsidentschaft
Brandts zum zweiten Schwerpunkt der SI neben (West-)Europa. Die
Sozialistische Internationale æffnete sich nicht nur neuen Partnern,
sondern suchte auch den Prozess der Demokratisierung aktiv zu un-
terstçtzen und kriegerische Konflikte in der Region læsen zu helfen.
In diese Bemçhungen schaltete sich Willy Brandt immer wieder
persænlich ein.

Unterstçtzung der chilenischen Opposition gegen das Pinochet-Regime

Bereits vor der Konferenz von Caracas 1976 hatte der Amtsantritt der
Volksfront-Regierung unter Salvador Allende in Chile im Oktober
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1970 und ihr gewaltsames Ende durch einen Militårputsch im Sep-
tember 1973 das Augenmerk der europåischen Sozialdemokratie auf
Lateinamerika gelenkt. Die Politik Allendes war von vielen eu-
ropåischen Sozialisten und Sozialdemokraten mit Skepsis beobachtet
worden, weil man sie fçr zu radikal hielt. Nach dem Putsch aber
stand die Solidaritåt mit den nunmehr Verfolgten auûer Frage.92

In Brandts Botschaft an die internationale Chile-Konferenz in
Rotterdam 1977 lag ihm besonders daran, zur Ûberwindung alter
Gråben aufzurufen.93 Ohne es auszusprechen, hieû dies, auch die
chilenischen Christdemokraten in das Oppositionsbçndnis ein-
zubeziehen, obwohl Teile dieser Partei anfånglich den Putsch Au-
gusto Pinochets begrçût hatten. Brandt wusste aus eigener Anschau-
ung, dass die politische Konstellation nach dem Ende der Diktatur
anders sein wçrde als zuvor.

Kritische Solidaritåt mit der sandinistischen Revolution in Nicaragua

Seit 1978 verdrångten die Vorkommnisse in Nicaragua das Thema
Chile vom ersten Platz der Lateinamerikapolitik der SPD und der SI.94

Seit der Regierung Allende hatte es kein Ereignis in Lateinamerika
gegeben, das die Linke in aller Welt so faszinierte, wie der Kampf der
sandinistischen Rebellen gegen die jahrzehntelange Diktatur der Fa-
milie Somoza, dem sich wichtige Teile des Bçrgertums anschlossen.
Dass die deutschen Sozialdemokraten und die Sozialistische Interna-
tionale die nicaraguanische Opposition unterstçtzten, hatte zwei
Grçnde: Die Revolution in Nicaragua, so hoffte Brandt, kænnte der
Auftakt fçr das Ende der rechten Diktaturen zumindest in den çbri-
gen Staaten Mittelamerikas sein, sei es ± um nicht wie Anastasio So-
moza schmåhlich verjagt zu werden ± durch freiwilligen Rçckzug, sei
es durch nun gestårkte Oppositionsbewegungen. Nicht noch einmal
sollte, wie im Falle Kubas, eine national-demokratische Revolutions-
bewegung in die Arme Moskaus getrieben werden, weil der Westen
ihr aufgrund kurzfristiger ækonomischer Interessen oder çberzoge-
ner Kommunistenfurcht misstraute oder sie sogar bekåmpfte.95
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1978/79 zog Brandt es vor, fçr die Unterstçtzung der demokrati-
schen Kråfte in Nicaragua zu werben. Dies schloss die Sandinisten
natçrlich ein, aber eine vorzeitige Festlegung nur auf diese Bewegung,
auch wenn sie eindeutig die wichtigste Kraft des Kampfes gegen die
Diktatur war, erschien ihm nicht angemessen. Doch schon dieser
Schritt war fçr Brandt und die SI ungewæhnlich. Nie zuvor hatten sich
die Parteien der Internationale so eindeutig zur Unterstçtzung einer
kåmpfenden, sich selbst als revolutionår verstehenden Befreiungs-
bewegung bereit gefunden. Die Sandinisten waren eine ideologisch
sehr heterogene Bewegung, die bis dahin mit der SI nichts zu tun ge-
habt hatte und von deren Innenleben die Fçhrung der Internationale
wenig wusste. Als Brandt in Ûbereinstimmung mit allen anderen
Fçhrern der SI den Sandinisten Solidaritåt zusicherte, ging er ein nicht
unbetråchtliches politisches Risiko ein. Auch die rhetorische Ab-
sicherung, stets von der Unterstçtzung des ¹demokratischenª Nicara-
gua zu sprechen, war keine Gewåhr dafçr, dass die Sandinisten nicht
einen Weg einschlagen wçrden, der die SI çber kurz oder lang in
Rechtfertigungs- oder Distanzierungszwånge bringen kænnte. Wie ei-
nige Jahre zuvor auf der Iberischen Halbinsel stoûen wir auch hier auf
einen Fall paralleler Auûenpolitik, und auch in diesem Falle war Willy
Brandt die treibende Kraft.

Aber der Erfolg hielt sich in engen Grenzen. Statt der von Brandt
erhofften allgemeinen Demokratisierung in Mittelamerika ver-
schårften sich nach dem Amtsantritt von Ronald Reagan als US-
Pråsident 1981 die Spannungen in der Region. Mehrfach schien eine
Invasion Nicaraguas durch die Vereinigten Staaten unmittelbar be-
vorzustehen. Die amerikanische Regierung sah in allen Sandinisten,
die bald nach 1979 konkurrierende politische Kråfte aus der Regierung
gedrångt hatten, Marxisten-Leninisten, die im Grunde ein zweites
Kuba errichten wollten. Einige der politischen Fçhrer Nicaraguas
taten Washington unfreiwillig den Gefallen und lieferten Indizien, die
diese Sicht der Dinge zu beståtigen schienen. Selbst Fidel Castro fçhlte
sich genætigt, die Junta in Managua zur Måûigung aufzufordern.

Nach auûen verteidigte Brandt zwar Nicaraguas neue Fçhrung
stets gegen die verbalen Attacken und militårischen Drohungen
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Washingtons. Intern aber wurde er bereits im Dezember 1980 deut-
lich und kritisierte ein zunehmendes Abweichen von den ur-
sprçnglichen drei Prinzipien der Revolution.96 Nach seiner Auf-
fassung waren dies Blockfreiheit nach auûen, politischer Pluralis-
mus und eine Wirtschaftsordnung mit einer Mischung aus privatem
und staatlichem Sektor, von der Brandt allerdings sagte, sie sei ihm
persænlich gleichgçltig.97 Dank subtiler Brandtscher Formulie-
rungen konnte auch die Úffentlichkeit erahnen, dass sich der
SI-Pråsident allmåhlich von der Regierung in Managua distanzierte:
Man unterstçtze diese ¹ursprçnglichen Zieleª. Das hieû nichts an-
deres, als dass Brandt die Junta vor weitergehenden Maûnahmen
warnte.98

Das ganze Ausmaû an Differenzen zwischen der SI-Fçhrung
und den Sandinisten kam im Juli 1983 ans Tageslicht, als Brandt
und die drei SI-Vizepråsidenten Gonz—lez (Spanien), Daniel Oduber
(Costa Rica) und P•rez (Venezuela) anlåsslich des vierten Jahres-
tages der Revolution als ¹Privatpersonenª einen Brief an die
Fçhrung in Managua richteten.99 Hæflich versteckt hinter Be-
kenntnissen zur weiteren Unterstçtzung der Revolution, mahnten
sie die Umsetzung des erwåhnten ¹ursprçnglichen Projektesª an;
dies sei entscheidend zur Sicherung des Friedens. Konkret rieten
sie zur Verabschiedung eines Parteiengesetzes, eines Wahlgesetzes
und einer Verordnung zum Schutz der Meinungsfreiheit sowie zur
Abhaltung freier Wahlen im Jahr 1984. Noch bevor die Sandinisten
ihn in Hånden hielten, wurde der vertrauliche Brief der Presse zu-
gespielt.100

Insgesamt trug Brandts Strategie, einerseits die Unterstçtzung
der Sandinisten gegen Destabilisierungsversuche fortzusetzen und
sie andererseits zu einem freiheitlicheren Kurs aufzufordern,
durchaus Frçchte. Auch seine Botschaft zum 50. Todestag von Au-
gusto Sandino im Februar 1984 folgte diesem Muster. Sie wurde
wåhrend der Gedenkfeier zu Ehren des Begrçnders der nicaragua-
nischen Befreiungsbewegung in Managua verlesen. Die sandi-
nistische Fçhrung nutzte die Veranstaltung, um das Vorziehen der
Wahlen auf den November 1984 zu verkçnden, und informierte
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Willy Brandt als einzigen auslåndischen Politiker vorab von dem
Beschluss.101

Entscheidend fçr die internationale Wirkung der Wahlen in Ni-
caragua war die Beteiligung der Oppositionskråfte. Die stårkste
Gruppierung auf der politischen Rechten, die ¹Coordinadora De-
mocr—ticaª, weigerte sich lange Zeit, eigene Kandidaten aufzustellen.
Am Rande der Sitzung des SI-Bçros in Rio de Janeiro am 1. und 2.
Oktober 1984 versuchte Brandt vergeblich, eine Einigung zwischen
Sandinisten und der rechten Opposition zu vermitteln. Beobachter
gaben çberwiegend den Regierungsgegnern die Schuld am Scheitern.
Auch Brandt sah dies so.102 Als er den Sandinisten eine zu radikale
Politik vorhielt, die die internationale Situation auûer Acht lasse,
griff er çbrigens auf Erfahrungen aus seiner linkssozialistischen Ju-
gendzeit zurçck.103

Der Bçrgerkrieg in El Salvador

Einige Zeit schien es so, als werde es in El Salvador zu einer åhnlichen
Entwicklung wie in Nicaragua kommen: Wçrde die linke Opposition
die rechtsgerichtete Regierung stçrzen? Anfang 1981 startete die
Guerillabewegung FMLN, mit der das SI-Mitglied MNR kooperierte,
eine ¹Schlussoffensiveª. Brandt erwartete offenkundig einen Sieg, als
er Ende Januar 1981 gemeinsam mit Generalsekretår Bernt Carlsson
erklårte, die SI unterstçtze den ¹revolutionåren Wechsel in El Salva-
dorª.104 Scharfe Kritik kam prompt aus Costa Rica. Die PLN, ebenfalls
SI-Mitglied, vermisste den Zusatz, dass der Wechsel auch demokra-
tisch vonstatten gehen mçsse. Fçr die Sozialdemokraten Costa Ricas
war das ein unverzichtbarer Grundsatz, der nicht vergessen werden
durfte.

Es hat den Anschein, als sei die von Carlsson formulierte Er-
klårung ein singulårer Fehltritt Brandts gewesen.105 Zuvor und da-
nach plådierte er fçr einen Kompromiss zwischen Christ- und Sozi-
aldemokraten, um den Konflikt friedlich, nicht mit Gewalt zu læsen.
Bereits 1981 kam es daher zu Kontakten der SI mit der Christdemo-
kratischen Weltunion çber die Lage in El Salvador.106 1984 mçndete
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dies in eine gemeinsame Erklårung der Pråsidenten der Christdemo-
kratischen, der Liberalen und der Sozialistischen Internationale zu
Lateinamerika, in der Washingtons These zurçckgewiesen wurde,
die Konflikte in Mittelamerika seien Ergebnis des Ost-West-
Konflikts. Vielmehr seien wirtschaftliche und soziale Ungerechtig-
keiten die Ursache. Die Unterzeichner sprachen sich fçr einen Dialog
der demokratischen Kråfte El Salvadors nach den Wahlen aus, die im
Mai 1984 stattfanden.107 Aus ihnen ging der Christdemokrat Na-
poleon Duarte als Sieger hervor. Guillermo Ungos MNR hatte die
Wahlen boykottiert, weil sie vermutete, dass sie nicht fair verlaufen
wçrden. Das hinderte Brandt nicht daran, Duarte zu gratulieren und
ihn zu Verhandlungen mit der Guerilla aufzufordern. 108

Regionalkonferenz der SI fçr Lateinamerika und die Karibik in Santo Do-
mingo am 26. Mårz 1980: Gedenkminute fçr den zwei Tage zuvor in El
Salvador ermordeten Erzbischof Oscar Romero. V. l. Daniel Oduber, Carlos
Andr•s P•rez, Jos• Francisco Peµa Gomez, Jacobo Majluta, Antonio
Guzm—n, Willy Brandt, Bernt Carlsson und Franœois Mitterrand.
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Der Falklandkrieg

1982 wurde die Integration Lateinamerikas in die SI, fçr die Brandt
sich so sehr eingesetzt hatte, ernsthaft in Frage gestellt. Der Falk-
landkrieg læste eine gravierende Kontroverse zwischen den latein-
amerikanischen und den europåischen Parteien aus. Anfang April
1982 besetzten argentinische Truppen die zu Groûbritannien gehæ-
renden Inseln im Sçdatlantik. Argentinien beanspruchte sie seit dem
19. Jahrhundert. Im Mai/Juni 1982 erfolgte die Rçckeroberung durch
britische Truppen. Bei der Abstimmung im Unterhaus çber den Mi-
litåreinsatz enthielt sich die groûe Mehrheit der britischen Labour
Party, nur eine Minderheit lehnte ihn ab. Die Lateinamerikaner for-
derten, die SI solle die Zugehærigkeit der Inseln zu Argentinien an-
erkennen. Zur groûen Ûberraschung Brandts stellten sie sich damit
einhellig hinter die Militårjunta in Buenos Aires, obwohl die Beset-
zung als Versuch der Generåle gewertet wurde, von ihrem Scheitern
im Innern abzulenken. Die europåischen SI-Parteien hingegen traten
fçr die Selbstbestimmung der Inselbewohner ein, an deren Loyalitåt
zu Groûbritannien kein Zweifel bestand. Argentinien solle, so for-
derten die Europåer, als Aggressor verurteilt werden, auch wenn sie
die militårische Reaktion der britischen Regierung fçr çberzogen
hielten.

Auf dem Hæhepunkt der kriegerischen Auseinandersetzungen
bezeichnete Brandt Ende Mai 1982 den Konflikt als ¹einen Anachro-
nismusª und ¹ein Stçck Wiederaufleben des 19. Jahrhundertsª.109 Die
Beratungen des SI-Bçros, an deren Rande er diese Øuûerungen tat,
waren fçr ihn ± so berichtete er spåter dem SPD-Pråsidium ± ¹bedrç-
ckendª.110 Nach einer kontroversen Debatte brachte die Fçhrung der
SI nicht mehr als einen ¹Formelkompromissª zustande. So jedenfalls
sah es der Internationale Sekretår der SPD, Hans-Eberhard Dingels.111

Brandts Lateinamerikareise 1984 und seine Kontakte mit Kuba

Im September/Oktober 1984 besuchte der SI-Pråsident auf einer
dreiwæchigen Rundreise elf Staaten des Subkontinents. Brandt traf
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dabei eine Vielzahl von Staats- und Regierungschefs sowie linke Op-
positionspolitiker. U. a. machte er Station in Brasilien, wo noch im-
mer das Militår regierte, und reiste nach Argentinien, das ein Jahr
zuvor zur Demokratie zurçckgekehrt war. Auûerdem stattete er Ni-
caragua einen Besuch ab und sprach in Managua mit der Fçhrung des
Landes. Zum politisch heikelsten Teil seiner Reise gehærte die Be-
gegnung mit Fidel Castro, zu der Willy Brandt von Felipe Gonz—lez
ermuntert worden war.

Erstmals hatte Brandt im Juli 1978 als Vorsitzender der Nord-
Sçd-Kommission mit einem Schreiben Kontakt zum kubanischen
Staatschef aufgenommen, der unter anderem auch eine fçhrende
Rolle innerhalb der Blockfreienbewegung spielte.112 Der ehren-
amtliche Schatzmeister der Kommission, der Niederlånder Jan Pronk,
der anlåsslich des kommunistischen Weltjugendfestivals nach Kuba
reiste, çbergab den Brief persænlich. Castro begriff sofort die wei-
terreichende Bedeutung der Initiative. Er habe fçr Brandt immer den
græûten Respekt empfunden und fçhle sich glçcklich und geehrt, das
Schreiben erhalten zu haben, referierte Pronk die Antwort Castros.
¹Er lådt Sie zu einem Besuch in Kuba ein und fragte, ob dies fçr Sie
politisch mæglich sei.ª113 Noch war dies nicht der Fall. Einerseits galt
es, auf die Empfindlichkeiten in Washington Rçcksicht zu nehmen.
Fçr die USA war Castro seit der kubanischen Revolution 1959 ein ro-
tes Tuch. Andererseits gab es damals wegen Kubas Treue zu Moskau
heftigen Streit unter den Blockfreien. Die Intervention von 50.000
kubanischen Soldaten in Angola 1975 und von 10.000 Mann in
Øthiopien 1977/78 ± jeweils zumindest logistisch unterstçtzt durch
die Sowjetunion ± widersprach eindeutig dem Credo der Block-
freiheit und stellte keinen Ausweis von Friedfertigkeit dar.114

Brandts Kontaktaufnahme mit Castro entwickelte sich behut-
sam. Seit 1980 trafen Horst Ehmke, Hans-Jçrgen Wischnewski und
Klaus Lindenberg mehrmals zu Gespråchen mit dem ¹Comandanteª
zusammen. Im Oktober 1984 kam dann der Pråsident der SI selbst
nach Havanna. Insgesamt çber neun Stunden unterhielt sich Willy
Brandt mit dem kubanischen Pråsidenten. ¹Fçr mich [. . .] waren diese
langen, langen Gespråche mit Fidel Castro etwas, was mit zu dem
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Interessantesten gehært, was ich in den letzten Jahren erlebt habe.ª115

Die Schreiben an Castro und an Carlos Andr•s P•rez nach Abschluss
der Reise zeigen, wie bedeutsam Brandt die Zusammenkunft gewesen
war.116 Fçr ihn war wichtig, von Castro ¹eher vernçnftige als un-
vernçnftige Ratschlågeª gehært zu haben. Der kubanische Staatschef
habe erklårt, das kubanische Modell nicht nach Mittelamerika ex-
portieren zu wollen, und er habe sich fçr eine friedliche Læsung der
dortigen Konflikte ausgesprochen.117 Wegen des Einflusses auf die
Sandinisten und auf die Guerilla in El Salvador, der Castro allgemein
zugebilligt wurde, waren das fçr Brandt positive Erkenntnisse.118

Der SI-Kongress in Lima 1986

Der Kongress der Sozialistischen Internationale im Juni 1986 in Lima
war der erste, der in Lateinamerika stattfand. Er sollte ein weithin
sichtbares Zeichen der vollzogenen Úffnung der SI fçr den Subkon-
tinent setzen. Die græûte Linkspartei Perus, die APRA, stand der SI
seit långerer Zeit nahe und war auch 1976 in Caracas vertreten ge-
wesen. Mit Alan GarcÌa stellte sie seit einem Jahr den Staats-
pråsidenten. Zu den Problemen, denen sich dieser gegençbersah,
gehærte der Terror einer maoistischen Guerilla. Mehrere prominente
europåische Sozialdemokraten sagten ihre Teilnahme aus Sicher-
heitsgrçnden ab. Wenige Tage vor Beginn des Kongresses kam es in
Gefångnissen Perus zu einem Aufstand von Håftlingen aus den Rei-
hen der Maoisten. GarcÌa sah keine andere Mæglichkeit, als das Mili-
tår mit der Niederschlagung der Rebellion zu beauftragen, obwohl er
wusste, dass sich die Streitkråfte nicht in allen Fållen an seine An-
ordnungen halten wçrden. In der Tat kam es zur Ermordung unbe-
waffneter Håftlinge, die sich bereits ergeben hatten. Insgesamt ver-
loren çber hundert Aufståndische ihr Leben.119 Brandt, der allerdings
von den Exzessen des Militårs erst nach dem Kongress erfuhr, ent-
schied sich dafçr, die Tagung trotz der Ereignisse abzuhalten.120
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Eine Bilanz der Lateinamerikapolitik der SI

Ende 1976 waren fçnf Parteien aus Lateinamerika und der Karibik
Mitglied der Internationale, nach dem Berliner SI-Kongress 1992 wa-
ren es 17. Mit weitem Abstand folgte Afrika mit sechs Mitglieds-
parteien. Wie låsst sich dieser Erfolg der SI in Lateinamerika er-
klåren?

Zunåchst einmal war und ist in keiner Region der Welt die
Parteienstruktur derjenigen Europas so vergleichbar wie in Latein-
amerika und der Karibik. Zwar existieren kaum Parteien, die dezi-
diert und seit langem in der Tradition des demokratischen Sozialis-
mus stehen. Auch gab es çberwiegend keine Massen- und Pro-
grammparteien wie in Europa. Aber fast alle Lånder Sçd- und
Mittelamerikas besaûen einen lange gewachsenen Parteienpluralis-
mus mit konservativen, liberalen, christdemokratischen und sozial-
reformerischen Kråften. Staatsparteien waren, von Mexiko und Kuba
abgesehen, unbekannt.

Es waren im Kern fçnf Parteien, welche die Ausdehnung der SI
nach Lateinamerika dominierten: PNP Jamaika, PR Chile, PLN Costa
Rica, PRD Dominikanische Republik und AD Venezuela. In allen
Fållen handelt es sich ± vergleichbar der europåischen Sozialdemo-
kratie ± um sozialreformerische Parteien, die aber (mit der Ausnahme
Jamaika) ihre Wurzeln nicht in der europåischen Tradition haben.121

Zwischen 1976 und 1992 regierten sie mehrere Jahre lang ihr Land,
alleine oder in einer Koalition.

Von græûerer Bedeutung als die Expansion der Organisation war
der Ausbau der Kontakte. Das persænliche Ansehen Willy Brandts als
Architekt der Ostpolitik, Friedensnobelpreistråger und Vorsitzender
der Nord-Sçd-Kommission half dabei sehr. Hinzu kam die Hoffnung
auf ideelle und materielle Hilfe, insbesondere durch die europåischen
Parteien und die von ihnen getragenen Regierungen. Unterstçtzung
wurde erbeten beim Kampf gegen Verfolgung, beim Aufbau einer
Parteiorganisation, bei der Formulierung eines Regierungs-
programms, bei der wirtschaftlichen Entwicklung des Landes oder
auch ganz allgemein bei der Læsung von Konflikten. Die Sandinisten
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Nicaraguas und der MNR El Salvador sind prominente Beispiele fçr
diese Erwartungshaltung. Schwer zu bestimmen ist, in welchem
Ausmaû das sozialdemokratische Gesellschaftsmodell, der Wohl-
fahrtsstaat, als attraktives Vorbild wirkte. Zu vermuten ist, dass dem
Wohlfahrtsstaat als Vorbild fçr die kçnftige Entwicklung des ei-
genen Landes eine hohe Bedeutung zukam. Nicht zuletzt aber: Die
Sozialistische Internationale galt als eine handlungsfåhige Kraft, mit
deren Hilfe man den Einfluss der USA auf die Region zurçckdrången
wollte.

Die SI und der Nahe und Mittlere Osten

Ging es in Lateinamerika um neue Mitglieder und Gespråchspartner
fçr die Sozialistische Internationale und nur im Ausnahmefall um
die Læsung von Konflikten, so war gerade dies im Nahen Osten die
Herausforderung, der sich Willy Brandt insbesondere von Ende der
siebziger Jahre bis Anfang der achtziger Jahre gegençbersah. Lange
hatte er gezægert, in dieser Region als Vermittler aktiv zu werden,
weil er meinte, dass Deutsche im Nahostkonflikt besonders zurçck-
haltend agieren mçssten, aber auch wegen der Komplexitåt des Pro-
blems.122

Als Anfang 1978 die Friedensgespråche zwischen Israel und
Øgypten stockten, die durch den çberraschenden Besuch des ågypti-
schen Pråsidenten Anwar el-Sadat in Jerusalem im November 1977
mæglich geworden waren, intensivierte Brandt sein Engagement fçr
eine Entspannung in Nahost. Im Juli 1978 gelang es ihm und dem
æsterreichischen Bundeskanzler Bruno Kreisky, den Vorsitzenden der
israelischen Arbeitspartei, Shimon Peres, und den ågyptischen
Staatspråsidenten zu einem Gespråch in Wien zusammenzubringen.
Im Anschluss daran formulierten Brandt und Kreisky vier Grund-
såtze fçr die Læsung des Nahostkonflikts, die sie dem SI-Bçro vor-
legen wollten: Beilegung des Konflikts nur durch Verhandlungen;
normale Beziehungen zwischen allen Staaten der Region; sichere
Grenzen, namentlich fçr Israel; Læsung des Palåstinenserproblems
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und Teilnahme gewåhlter Vertreter des palåstinensischen Volkes an
den Verhandlungen.123

Widerspruch provozierten zwei der vier Punkte: Sichere Gren-
zen bedeuteten nicht zwangslåufig die Wiederherstellung des Status
quo vor der Besetzung arabischen Territoriums durch Israel 1967.
Und: Zu den gewåhlten Vertretern der Palåstinenser wçrden
hæchstwahrscheinlich auch Angehærige der PLO gehæren. War der
erste Punkt fçr die arabische Seite eine Herausforderung, so galt dies
beim zweiten Punkt fçr die Israelis, da sie die PLO als Terror-
organisation grundsåtzlich ablehnten.

Am 28./29. September 1978 billigte das SI-Bçro Brandts und
Kreiskys Grundsåtze einhellig. Kontrovers hingegen war die Debatte
um den Vorstoû der spanischen PSOE, zum nåchsten SI-Kongress in
Vancouver die PLO als Beobachterin einzuladen. Dagegen legte die
israelische Arbeitspartei ihr Veto ein. Brandt erhielt stattdessen den
Auftrag, in Gespråchen die aktuelle Position der Palåstinenser-
organisation zum Staate Israel zu erkunden. Er sollte çberprçfen, ob

V. l. Willy Brandt, Shimon Peres, Bruno Kreisky und Anwar el-Sadat
erærtern am 9. Juli 1978 in Wien die Chancen fçr Frieden im Nahen Osten.
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die PLO weiterhin die Existenz des jçdischen Staates ablehnte.124

Brandt beschrånkte sich nicht darauf, dieser Frage anhand von PLO-
Dokumenten nachzugehen; er wollte den Vorsitzenden der PLO, Jasir
Arafat, persænlich sprechen. Einen engen Vertrauten Arafats, Isam
Sartawi, hatte der SI-Pråsident bereits im November 1977 getroffen.125

Am 31. Mårz 1979 kamen beide wieder zusammen. Arafats Emissår
çbermittelte die Idee des PLO-Vorsitzenden, ein informelles Treffen
mit prominenten linken Politikern aus mehreren Låndern, darunter
auch Brandt und Kreisky, zu organisieren. Vor diesem Forum wolle
Arafat eine Garantieerklårung der PLO fçr Israels Existenz in siche-
ren Grenzen abgeben. Im Gegenzug solle Israel die PLO anerkennen.
Brandt erklårte sich zur Teilnahme an einem derartigen Treffen be-
reit.126 Aus dieser Gespråchsrunde wurde aus unbekannten Grçnden
nichts. Daher traf sich der SI-Pråsident, begleitet von Kreisky, am 7.
und 8. Juli 1979 mit dem PLO-Chef in Wien.127

Ende Oktober 1979 berichtete er dem SI-Bçro128, Arafat habe ihm
versichert, die PLO strebe nicht die Vernichtung Israels an. Brandt
zeigte sich nun çberzeugt, ¹daû es dauerhaften Frieden im Nahen
Osten ohne Beteiligung der PLO nicht geben wirdª. Als diese Aussage
des SPD-Vorsitzenden Widerspruch nicht nur in Israel provozierte,
fçgte er hinzu, dass an seiner Loyalitåt zu den Freunden in Israel kein
Zweifel bestehe. Die Debatte im SI-Bçro zeigte aber auch, dass der is-
raelische Standpunkt, keine Gespråche mit der PLO zu fçhren, nur
von wenigen anderen Parteien geteilt wurde; von den græûeren war
es allein die britische Labour Party.129

Probleme entstanden fçr Brandts Strategie dadurch, dass nicht
alle PLO-Sprecher die Existenz Israels akzeptierten. Im Mai 1980
schrieb er hierzu dem SPD-Mitglied Gçnter Bræhl, der Brandts Kon-
takte zur PLO kritisiert hatte, dass die Palåstinensische Befreiungs-
front eine Dachorganisation verschiedenster Stræmungen sei. Er
wolle dazu beitragen, ¹die relativ gemåssigten Kråfte zu stårken, die
eine friedliche Læsung anstreben.ª130 Auch Arafat selbst, auf dessen
Zusicherung sich Brandt verlassen hatte, erschwerte das Streben
nach einem Ausgleich zwischen Israel und den Palåstinensern. In
Caracas forderte der PLO-Vorsitzende im Februar 1980 die Ver-
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nichtung Israels. Brandt hatte geglaubt, dass diese Haltung der Ver-
gangenheit angehærte.131

Der SI-Pråsident lieû sich dennoch nicht beirren. Neben der Su-
che nach einer Læsung fçr den Konflikt zwischen Israelis und Ara-
bern bewegte ihn die Furcht, der ¹islamische Radikalismusª kænne
verhandlungsbereite Politiker wie Arafat an den Rand drången, wenn
Israel die PLO weiter ignoriere.132 Dabei dachte Brandt an mægliche
Auswirkungen der ¹Islamischen Revolutionª im Iran. Dort hatte im
Januar 1979 der prowestlich orientierte, diktatorisch regierende
Schah nach Massenprotesten das Land verlassen. Im Februar er-
richtete der religiæse Fçhrer, Ajatollah Khomeini, der aus dem Exil in
Paris zurçckgekehrt war, ein radikal-islamisches Regime. Die SI hatte
fçr die Demonstrationen gegen den Schah Sympathie gezeigt, die
çberragende Bedeutung des Islam beim Umsturz war aber fçr Brandt
nur schwer zu verstehen.133

Ein Jahr nach dem Treffen mit Arafat schåtzte der SI-Pråsident
die Chancen fçr einen umfassenden Frieden im Nahen Osten skepti-
scher ein. Zwar hatten im Mårz 1979 Øgypten und Israel in Wa-
shington einen Friedensvertrag unterzeichnet, den die USA ver-
mittelt hatten. Das Palåstinenserproblem aber blieb ungelæst. Ende
1980 schrieb Brandt an den PLO-Chef, im Moment sei nicht mehr
mæglich, als ¹weiteren Schaden fçr den Prozess der Friedenssuche im
Nahen Osten zu verhindernª.134 Unnachgiebigkeit erkannte er An-
fang 1982 vorrangig auf israelischer Seite: ¹[. . .] genau in jenem Mo-
ment, in dem betråchtliche Teile der arabischen Welt bereit sind, den
,fait accompli` der Existenz Israels zu akzeptieren, [verfolgen] Israels
æffentliche Meinung und seine Regierung eine Politik [. . .], die eine
Verståndigung mit den Arabern unmæglich zu machen scheintª.135

Mit dieser Meinung konnte sich Brandt breiter Unterstçtzung in der
SI gewiss sein.

Im Juni 1982 marschierten israelische Streitkråfte in den von
einem Bçrgerkrieg zwischen Christen und Muslimen erschçtterten
Libanon ein. Im August mussten Arafat und seine PLO-Kåmpfer
fluchtartig das Land verlassen. Innerhalb der SI wurde der israe-
lischen Arbeitspartei vorgeworfen, den Angriff als græûte Kraft der
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Opposition gebilligt zu haben. Willy Brandt musste sich gegen Be-
strebungen zur Wehr setzen, die israelischen Genossen aus der In-
ternationale auszuschlieûen, wie dies besonders Bruno Kreisky for-
derte. Der SI-Pråsident war nun in der paradoxen Situation, zur
Wahrung der Einheit der Organisation die von ihm zuvor inhaltlich
deutlich kritisierte Arbeitspartei in Schutz zu nehmen. 136

Die Haltung der israelischen Vertreter zur PLO ånderte sich auch
in den folgenden Jahren kaum. Zwar redete man bei internen Treffen
von SI-Kommissionen informell mit deren Repråsentanten, aber die
Grenze war erreicht, wenn Arafats Organisation offiziell eingeladen
werden sollte. Ende der achtziger Jahre war Brandt nicht mehr bereit,
den Israelis ein Vetorecht zuzubilligen. Zum offenen Konflikt kam es
im Vorfeld des SI-Kongresses in Stockholm im Juni 1989. Wieder
lehnte die Arbeitspartei die Teilnahme der PLO als Beobachter ab ±
ein Status, den auch einige kommunistische Parteien bekamen, ohne
dass unterstellt werden konnte, die SI wçrde sich mit deren Po-
sitionen auch nur partiell identifizieren. Vor die Entscheidung ge-
stellt, die PLO nicht einzuladen oder auf die Teilnahme der Arbeits-
partei am Kongress zu verzichten, stellte sich Brandt erstmals offen
gegen die israelischen Genossen.137

Als am 1. August 1990 der Irak çberraschend in Kuwait ein-
marschierte, wurde der Krisenherd im Nahen und Mittleren Osten
aufs Neue zum Brennpunkt der Weltpolitik. In den folgenden Mo-
naten bemçhte sich auch der Pråsident der SI um eine diplomati-
sche Læsung der Krise. Im November 1990 reiste Brandt nach Bag-
dad, um den irakischen Diktator Saddam Hussein zum Rçckzug
seiner Truppen zu bewegen. Das gelang nicht, aber Brandt konnte
bei seinem Besuch, der in der deutschen Úffentlichkeit umstritten
war, die Freilassung der deutschen und zahlreicher westlicher Gei-
seln erreichen. Die Befreiung Kuwaits durch alliierte Truppen mit
UN-Mandat unter dem Oberkommando der USA im Januar 1991
war fçr den SI-Pråsidenten Anlass zu einem letzten æffentlichen
Vorstoû im Nahostkonflikt. 138 Sein Vorschlag erstreckte sich auch
auf den Mittleren Osten. Angelehnt war er an die Vorgehensweise
auf der Konferenz çber Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa
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(KSZE), die am 1. August 1975 mit der Unterzeichnung der
Schlussakte von Helsinki zu Ende gegangen war.139 Was Brandt
1991 vortrug, war ein langfristig angelegtes Konzept. Manches
wirkte utopisch, so z. B. der Vorschlag einer engen wirtschaftlichen
Kooperation Israels mit den arabischen Staaten und dem Iran. Seine
zentrale Forderung hieû: ¹Das ,Pulverfaû` muû entschårft werden,
um weitere Kriege zu vereiteln.ª Diese Befçrchtung erwies sich lei-
der als zutreffend.

Bewegt hat Brandt im Nahostkonflikt relativ wenig, wenn er
auch 1979 durch sein Treffen mit Arafat in Wien zur Anerkennung
der PLO als internationaler Gespråchspartner beigetragen hat. Dis-
krete Kontakte von Vertretern der israelischen Arbeitspartei mit der
PLO am Rande von SI-Tagungen wurden mæglich, obwohl solche
Kontakte offiziell von den Israelis noch kategorisch abgelehnt wur-
den.140 Anders als in Mittelamerika setzte im Nahen Osten jedoch
keine Konfliktpartei auf die Vermittlung der SI. Brandt stærte seine
begrenzte Rolle offenkundig nicht, auch wenn er natçrlich im Inte-
resse des Friedens gerne mehr bewegt håtte. Aber er wusste, dass zur
Læsung des Konflikts Einsicht auf Seiten aller beteiligten Parteien
erforderlich und darçber hinaus ein Engagement der beiden Super-
måchte USA und UdSSR unumgånglich war. Dies konnten weder er
noch die SI zustande bringen, bestenfalls anmahnen. Die zutreffende
Analyse der weltpolitischen Bedeutung des Nahostkonflikts, ver-
bunden mit der historisch begrçndeten Verantwortung Deutsch-
lands fçr das Schicksal Israels, lieû Brandt dennoch immer wieder
aktiv werden.

Die SI und das sçdliche Afrika

Øhnlich schwierig wie im Nahen Osten war fçr Brandt und groûe
Teile der SI die Kooperation mit politischen Kråften im sçdlichen
Afrika. Als der SPD-Vorsitzende an die Spitze der Internationale trat,
waren Mosambik und Angola soeben aus portugiesischer Kolonial-
herrschaft entlassen worden. In beiden Låndern regierten ehemalige
Befreiungsbewegungen, die sich zumindest offiziell dem Marxis-
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mus-Leninismus verschrieben hatten. In Angola kåmpfte die west-
lich orientierte UNITA gegen die Regierung. Rhodesien, das heutige
Zimbabwe, stand unter der Herrschaft eines international isolierten
weiûen Minderheitsregimes, das von einer zunehmend stårker wer-
denden Guerilla bekåmpft wurde. Sçdwestafrika bzw. Namibia
wurde von Sçdafrika verwaltet, auch dort galt die Rassentrennung.
Die von der UNO geforderte Unabhångigkeit des Landes war noch
nicht absehbar. In der Republik Sçdafrika schlieûlich gab es keine
Anzeichen fçr ein Ende der Apartheid. Der ANC, die græûte Organi-
sation der schwarzen Bevælkerungsmehrheit, war militårisch chan-
cenlos; die Mittel des Kampfes um Freiheit waren Demonstrationen
und Streiks. International fanden Forderungen nach ækonomischen
Sanktionen gegen das Regime in Pretoria nur wenig Unterstçtzung.
Auch in der SI waren sie umstritten.

Unstrittig war die Ablehnung der Apartheid durch die SI und die
Befçrwortung demokratischer Verhåltnisse, uneinig war man sich
çber den Weg dorthin. Brandt gehærte zu denjenigen, die Sanktionen
skeptisch gegençberstanden. In den dreiûiger Jahren hatte er be-
obachten mçssen, dass Aufrufe zum Wirtschaftsboykott gegen das
¹Dritte Reichª gescheitert waren.141 Diese Haltung belastete die Be-
ziehungen zu den schwarzen Regierungen und den Befreiungs-
bewegungen im sçdlichen Afrika.

Die SPD hatte bis 1976 zu den Befreiungsbewegungen in Zim-
babwe, zur SWAPO und zum ANC keine regelmåûigen Kontakte.142

Erst allmåhlich entstand eine Kooperation und mit ihr begann sich
die Einstellung des SI-Pråsidenten zu den Forderungen nach Sank-
tionen gegen Sçdafrika zu wandeln. Dies wiederum erleichterte die
Annåherung der Befreiungsbewegungen an die Internationale. 1978
beschrieb Brandt den ersten Schritt seines Lernprozesses: Anders als
zehn Jahre zuvor ± damals war er Auûenminister ± wolle er nun Po-
litik und Handel nicht strikt voneinander trennen. Sanktionen hielt
er zwar immer noch fçr wirkungslos, sprach sich aber gegen weitere
Investitionen in Sçdafrika aus.143

Eine entscheidende Wendung nahm seine Politik mit einem Be-
such der Region im April 1986. In seiner Rede bei der Sçdafrika-
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Konferenz der SI in Botswana, die den Anlass fçr die Reise bildete,
unterstçtzte Brandt ¹ausgewåhlte und effektive Import- und Export-
beschrånkungenª.144 Drei Tage spåter erlebte er im Gespråch mit
Pråsident Pieter Willem Botha in der sçdafrikanischen Hauptstadt
Pretoria hautnah die Unnachgiebigkeit des weiûen Minderheits-
regimes.145 Nach seiner Rçckkehr bekannte er vor der Presse, dass er
¹çber gezielte wirtschaftliche Maûnahmen, mit denen politischer
Druck erzeugt werden kænnteª, nun anders denke ± schon weil sich
die Schwarzen Sçdafrikas trotz der fçr sie zu erwartenden materiel-
len Nachteile fçr Sanktionen aussprachen.146

Auch im sçdlichen Afrika wollte Brandt verhindern, dass die
Demokratien Europas und Nordamerikas aus geostrategischen
Grçnden Regime unterstçtzten, die die Menschenrechte negierten.
Das galt zuværderst fçr Sçdafrika selbst; ein demokratisches Sçd-
afrika war ± so Brandt 1986 ± die beste Garantie gegen ein Vordringen
der Sowjetunion in der Region. Jedoch verweigerte er sich grund-
såtzlich der Sichtweise, die Auseinandersetzungen in der ¹Dritten
Weltª nur als Ausdruck des Ost-West-Konflikts zu betrachten. Des-
halb war er auch dagegen, dass die Amerikaner die angolanische
UNITA unterstçtzten. Ebenso lehnte Brandt das von Washington
formulierte Junktim ab, wonach Namibia erst unabhångig werden
kænne, wenn Kuba seine Truppen aus Angola zurçckgezogen habe.147

Seit Mitte der achtziger Jahre nahm der internationale Druck auf
das Apartheid-Regime zu. Auch die Vereinigten Staaten stimmten
nun fçr ein Handelsembargo gegen Sçdafrika. Selbstkritisch be-
kannte Brandt im April 1989, dass es auch in der Zeit der sozial-
liberalen Bundesregierung eine nicht akzeptable Zusammenarbeit
deutscher und sçdafrikanischer Firmen in rçstungsrelevanten An-
gelegenheiten gegeben habe. Der SI-Pråsident glaubte, erste Wirkun-
gen der ¹bisher sehr bescheidenen Sanktionenª gegen Sçdafrika er-
kennen zu kænnen. Die schon eingeleiteten Verånderungen im Land
hielt er allerdings eher fçr kosmetisch.148

Erst im Februar 1990 kam der Durchbruch, als der neue sçdafri-
kanische Staatspråsident Frederik Willem de Klerk das Ende der
Rassentrennung und die Legalisierung der Opposition ankçndigte.
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Am 11. Februar 1990 wurde der Fçhrer des ANC, Nelson Mandela, der
seit 1964 aus politischen Grçnden inhaftiert gewesen war und den
Brandt 1986 nicht hatte besuchen dçrfen, ein freier Mann. Im Juni
1990 kam Mandela nach Bonn. Noch aber waren die wichtigsten Be-
stimmungen des Apartheidsystems in Kraft. Brandt plådierte daher
fçr die Aufrechterhaltung der Sanktionen, bis tatsåchlich der Wandel
eingetreten sei. Europa mçsse die friedliche Verånderung am Kap
durch praktische Solidaritåt mit den demokratischen Organisationen
unterstçtzen. Sçdafrika mçsse seinen eigenen Weg finden. Von
¹Systeme[n] mit zentral-bçrokratischer Lenkungª wie im Ostblock
riet er ab.149

Recht spåt haben Brandt und die Sozialistische Internationale
bei den Befreiungsbewegungen im sçdlichen Afrika Anerkennung
gefunden. Mit wenigen Ausnahmen war die Haltung der SI-
Mitgliedsparteien und der von ihnen gestellten Regierungen in der
Sanktionsfrage zu zægerlich gewesen. Eine Unterstçtzung des be-
waffneten Kampfes hatte nie zur Debatte gestanden. So çberrascht es
nicht, dass ZANU und ZAPU in Zimbabwe, SWAPO in Namibia und
ANC in Sçdafrika ihre engsten Partner andernorts, meist in Moskau,
gefunden hatten. 1990 aber war die Sowjetunion kein attraktiver
Partner mehr.

Die Úffnung der SI nach Osten 1989/90150

Als die SI im Mårz 1989 in Wien zu ihrer turnusmåûigen Partei-
fçhrer-Konferenz zusammentrat, stand ein historisches Ereignis an:
Erstmals seit Beginn des Kalten Krieges konnte die Delegation einer
sozialdemokratischen Partei aus Osteuropa teilnehmen. Sie kam aus
Ungarn, wo sich im Frçhjahr 1989 ± åhnlich wie in Polen ± das Ende
der kommunistischen Herrschaft abzuzeichnen begann. Die Zeiten-
wende im sowjetischen Machtbereich hatte 1985 mit Michail Gor-
batschows Amtsantritt als Generalsekretår der KPdSU begonnen.
1987 machte er deutlich, dass kçnftig jedes Land des Warschauer
Pakts ohne Einmischung von auûen selbst çber den eigenen Weg
entscheiden kænne.
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Gånzlich obsolet waren Anfang 1989 die Zwånge, die aus der
Blockzugehærigkeit resultierten, indes noch nicht. Daher åuûerte
sich Willy Brandt vorsichtig, als er in Wien nach der Reaktion der SI
auf die neue Situation befragt wurde.151 Wie in der Polen-Krise zu
Beginn der achtziger Jahre152 war fçr ihn entscheidend, dass die Ent-
spannung nicht beeintråchtigt werde. Speziell fçr die SI ergaben sich
zwei weitere Probleme: In ihr waren Exilparteien aus fast allen ost-
europåischen Låndern (nicht aber der Sowjetunion) als beratende
Mitglieder vertreten, die jedoch seit Jahrzehnten nur geringen Kon-
takt in ihre Heimatlånder hatten. Nun galt es, die Beziehungen dieser
Emigrantenorganisationen zu den neu entstehenden Parteien vor Ort
zu klåren. Aus Ungarn gab es bereits Signale, dass sich Teile der bis-
her kommunistischen Regierungspartei in eine demokratisch-
sozialistische Kraft umwandeln wollten. Wie sollte die SI mit diesen
¹Konvertitenª umgehen?

Beim SI-Kongress im Juni 1989 in Stockholm, der den 100. Jah-
restag der Grçndung der Zweiten Internationale feierte, waren die
Verånderungen in Mittel- und Osteuropa prominentes Thema in
Brandts Grundsatzrede.153 Den Reformkråften in diesen Låndern bot
der SI-Pråsident die Zusammenarbeit seiner Organisation an: Der
demokratische Sozialismus biete Perspektiven fçr eine freiheitliche
und sozial ausgestaltete Marktwirtschaft. Eine klare Grenze zog die
Internationale zur chinesischen Fçhrung, die Anfang Juni 1989 den
Protest demokratischer Kråfte in Peking mit Panzern unterdrçckt
hatte. Die Einladung an Chinas Kommunisten, Beobachter zum
Kongress zu senden, wurde sofort zurçckgezogen.154

Die revolutionåre Entwicklung in Mittel- und Osteuropa im
Herbst und Winter 1989/90 lieû der SI kaum Zeit zur Reflexion çber
die passende Antwort auf die grundlegenden Verånderungen. Bei der
Ratstagung155 in Genf Ende November 1989 wollte man eigentlich in
Ruhe darçber beraten. Mittlerweile aber war die Berliner Mauer ge-
fallen, und die im Oktober 1989 gegrçndete Sozialdemokratische
Partei der DDR (SDP) hatte einen Aufnahmeantrag gestellt. Auf Vor-
schlag Brandts wurde sie zum ¹ståndigen Gastª ernannt. Die Voll-
mitgliedschaft der ungarischen Exil-Sozialdemokraten wurde wie-
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derhergestellt.156 Im Mai 1990 nahm die SI die Sozialdemokraten der
DDR als Vollmitglied auf, ebenso die Bulgariens und der Tschecho-
slowakei.157 Im Oktober 1990 folgten die Sozialdemokratien Litauens
und Estlands.158

Symbolischer Hæhepunkt und vorlåufiger Abschluss des Pro-
zesses der Úffnung nach Osten war die Rede des frçheren KPdSU-
Generalsekretårs und sowjetischen Staatspråsidenten Gorbatschow
vor dem SI-Kongress im September 1992 in Berlin. Dazu war er von
Brandt im Mårz des Jahres eingeladen worden.159 Bei dieser Gelegen-
heit hatte der SI-Pråsident seine Zielvorstellung einer zukçnftigen
Sozialistischen Internationale dargelegt: Osteuropa werde durch
wieder legalisierte frçhere Exilparteien, ¹linksliberale Kråfteª aus
Bçrgerrechtsbewegungen und zur Sozialdemokratie gewendete
frçhere kommunistische Parteien vertreten sein. Ergånzt werden
sollten die neuen Kråfte durch einstige Eurokommunisten, die sich
inzwischen zum demokratischen Sozialismus bekannten. Um diese
Entwicklung, die Zeit brauche, in Gang zu setzen, schlug Brandt ein
¹Forum soziale Demokratie in Europaª vor.

In den wenigen Monaten bis zu seinem Tode wurde davon nur
wenig realisiert. Die wichtigste Neuaufnahme beim SI-Kongress in
Berlin war die der italienischen Linksdemokraten, die ehemaligen
Eurokommunisten. In den folgenden Jahren stieûen immer mehr
¹gewendeteª ehemalige osteuropåische Regierungsparteien zur SI. Im
Jahre 2005 traf dies fçr Polen, Ungarn, Rumånien, Bulgarien und Al-
banien zu. Nur die Tschechen fehlten, weil die dortige KP sich dem
Wandel verschlossen hatte. Umgekehrt waren die frçheren Op-
positionsbewegungen in der Regel nicht zum Anschluss an die SI
bereit. Das programmatische Konzept ¹Sozialismusª war durch die
kommunistische Herrschaft fçr sie als Referenzpunkt diskreditiert,
und die zægerliche Reaktion der SI-Spitze auf die Bçrgerrechtler in
den achtziger Jahren hatte einen Graben entstehen lassen, der nicht
so schnell zugeschçttet werden konnte. Brandts Vision lieû sich
nicht umsetzen ± und dieser Fehlschlag war auch ein Erbe seiner Po-
litik der stillen Diplomatie und enger Kontakte zu den Staats-
parteien, deren Korrektur 1989 zu spåt kam.
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Das Vermåchtnis Willy Brandts an die Sozialistische Internationale

Im November 1991 entschied sich Willy Brandt, beim folgenden SI-
Kongress nicht mehr als Pråsident zu kandidieren. Er war fast 78
Jahre alt und hatte gerade eine Darmkrebsoperation hinter sich ge-
bracht. Sein Wunschkandidat als Nachfolger war der spanische Mi-
nisterpråsident Felipe Gonz—lez.160 Doch dieser lehnte unter Verweis
auf seine Verpflichtungen als Regierungschef ab. Mitarbeiter
Brandts reisten um die Jahreswende 1991/92 durch Europa und
fragten bei mehreren Spitzenpolitikern nach, ob sie zur Kandidatur
bereit seien. Der Einzige, der ¹Jaª sagte, war Pierre Mauroy, von 1981
bis 1984 franzæsischer Premierminister und seit 1988 Vorsitzender
der Sozialistischen Partei ± ein Amt, das er im Januar 1992 abgab.
Als politisches Schwergewicht galt er nicht, was er selbst in die
Worte fasste: ¹Man tritt nicht an Willy Brandts Stelle, man folgt
ihm nach.ª161 Falsch aber wåre es zu behaupten, Brandt habe Mau-
roy nicht gewollt.

Am Kongress der Sozialistischen Internationale vom 15. bis
17. September 1992 im Berliner Reichstag konnte Brandt nicht mehr
teilnehmen; seine Krankheit war zu weit fortgeschritten. Seine Ab-
schiedsbotschaft formulierte er in einem Gruûwort, das Hans-Jochen
Vogel verlas.162 Die Úffnung der SI çber Europas Grenzen hinaus
war fçr Brandt das wichtigste Ergebnis seiner Pråsidentschaft. Die
Internationale, so sein Vermåchtnis, mçsse auch in Zukunft welt-
weit gegen Unrecht kåmpfen. Seinen Nachfolger und seine Mit-
streiter in der SI forderte er auf, sich zu allererst fçr die Wieder-
herstellung und Bewahrung des Friedens zu engagieren. Frieden sei
¹unverzichtbar [. . .], um Freiheit mæglich zu machen.ª Øhnlich hatte
er sich bereits bei seinem Abschied als SPD-Vorsitzender 1987 aus-
gedrçckt.163 Brandt schloss mit der Ermunterung, die eigenen Po-
sitionen immer wieder zu çberdenken. Jede Zeit verlange ihre ei-
genen Antworten ± das war die Maxime, der er selbst zu folgen ver-
sucht hatte.
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Willy Brandt zu Besuch beim spanischen Ministerpråsidenten, Felipe
Gonz—lez, am 3. April 1990 in Madrid.
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IV. Willy Brandt und die ¹Dritte Weltª 1977±1992

Das lange Zægern ± Der Weg zur Brandt-Kommission 1977

Nur vier Wochen nach seiner Wahl zum SI-Pråsidenten eræffnete
sich Willy Brandt çberraschend die Mæglichkeit, sein internationales
Betåtigungsfeld noch auszuweiten. In einem Schreiben, das ihm am
28. Dezember 1976 an seinem sçdfranzæsischen Urlaubsort çber-
bracht wurde164, teilte Weltbankpråsident Robert S. McNamara mit,
er gedenke, den Altkanzler fçr den Vorsitz einer Internationalen
Kommission fçr Entwicklungsfragen vorzuschlagen, und bat dafçr
um baldige Zustimmung.165 McNamara, den Brandt seit den Zeiten
John F. Kennedys kannte, zeigte sich tief besorgt çber den Stillstand
in den Nord-Sçd-Verhandlungen. Daher sollte eine ¹hochrangige,
doch bewuût nichtamtliche Kommissionª mit Mitgliedern sowohl
aus reichen als auch armen Låndern eingesetzt werden, um prakti-
sche Maûnahmen vorzuschlagen.

Brandt ± in entwicklungspolitischen Detailfragen gånzlich un-
erfahren ± reagierte skeptisch. Auf Anraten von Egon Bahr, der bis
Dezember 1976 das Ministerium fçr wirtschaftliche Zusammenarbeit
geleitet hatte und fachliche Unterstçtzung zusagte166, willigte er aber
ein, dass McNamara seinen Vorschlag in einer Rede am 14. Januar
1977 in Boston æffentlich machen konnte.167 Die Initiative stieû je-
doch auf unerwartet heftigen Widerstand der 19 Entwicklungs-
lånder, die seit Dezember 1975 in Paris bei der Konferenz çber in-
ternationale wirtschaftliche Zusammenarbeit (KIWZ) mit acht In-
dustriestaaten çber Energie-, Rohstoff-, Entwicklungs- und
Finanzfragen verhandelten.168 Der venezolanische Minister fçr in-
ternationale Wirtschaftsbeziehungen und Ko-Pråsident der KIWZ,
Manuel P•rez-Guerrero, erklårte offiziell, er halte eine unabhångige
Kommission fçr verfrçht. 169

Unter allen Umstånden wollte Brandt jeden Anschein eines
Konflikts mit andauernden Nord-Sçd-Gespråchen vermeiden.170 Da-
her lieû er den Weltbankpråsidenten Mitte Februar 1977 wissen,
¹dass die volle Unterstçtzung der Dritten Welt, besonders der Ver-
handlungsfçhrer, eine Vorbedingung fçr jegliche æffentliche Ak-
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tivitåt meinerseits fçr eine solche Kommission ist. Wie die Dinge
liegen, kann ich Sie nicht dabei ersetzen, diese volle Unterstçtzung
zu bekommen.ª171

Am 8. Mårz 1977 traf Willy Brandt wåhrend eines Besuchs in den
Vereinigten Staaten mit McNamara zusammen. Nach der Rçckkehr
verkçndete er, dass er sich entschlossen habe, fçr den Vorsitz der
vorgeschlagenen Kommission fçr Entwicklungsfragen zur Verfç-
gung zu stehen.172 Nach einer weiteren Unterredung mit dem Prå-
sidenten der Weltbank am 6. April 1977 in Bonn skizzierte Brandt in
einem Interview erstmals æffentlich seine Vorstellungen çber die
Tåtigkeit der Kommission.173Eine Schlichterfunktion zwischen Nord
und Sçd zu çbernehmen, lehnte er ab und betonte, das Gremium
werde trotz der Initiative McNamaras von der Weltbank organisato-
risch und finanziell unabhångig sein. Das sollte sie von der 1968 ein-
gesetzten Pearson-Kommission unterscheiden.174

Weltbankpråsident Robert S. McNamara und Willy Brandt sprechen am
7. Mårz 1979 in Bonn çber die Arbeit der Nord-Sçd-Kommission.
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Dennoch folgte eine monatelange Hångepartie. Hinter den Ku-
lissen wurde versucht, die weiterhin bestehenden internationalen
Widerstånde abzubauen. Ende Mai 1977 schrieb der niederlåndische
Entwicklungshilfeminister Jan Pronk an eine Reihe von Regierungs-
chefs und Amtskollegen, um fçr eine Brandt-Kommission zu wer-
ben.175 Positive Reaktionen aus den Entwicklungslåndern blieben
aber zunåchst aus.

Nachdem die Pariser KIWZ am 2. Juni 1977 gescheitert war176,
verschob Brandt die Entscheidung çber die Grçndung der Kommis-
sion gegen den Rat McNamaras ein weiteres Mal. Der SPD-
Vorsitzende war nach wie vor der Ansicht, dass vor der Bekanntgabe
eine gewisse Ermutigung durch fçhrende Vertreter der G 77 vor-
liegen sollte.177 Die Hoffnung auf einen Ruf aus der ¹Dritten Weltª
erfçllte sich indes auch in den darauf folgenden Wochen nicht. Die
G-77-Staaten fçrchteten, die Nord-Sçd-Verhandlungen kænnten aus
dem UN-System herausverlagert werden und die Einheit der Ent-
wicklungslånder kænne zerbrechen.

Um endlich die gewçnschte politische Unterstçtzung zu be-
kommen, fasste Brandt daher ein Treffen mit einigen Meinungs-
fçhrern der ¹Dritten Weltª am Rande der UN-Generalversammlung
im September 1977 in New York ins Auge.178Zur Vorbereitung wandte
er sich am 5. September 1977 in einem Schreiben an insgesamt
20 Staats- und Regierungschefs.179 Schlieûlich reiste er Ende Septem-
ber in die Vereinigten Staaten, wo er zunåchst an der Jahresversamm-
lung von Weltbank und Internationalem Wåhrungsfonds in Wa-
shington teilnahm. Anschlieûend traf er in New York UN-General-
sekretår Kurt Waldheim und fçhrte eine Vielzahl von Gespråchen mit
Auûenministern und Botschaftern aus Entwicklungs- und Industrie-
låndern. Die Unterredungen machten ¹çberdeutlichª, ¹dass W[illy]
B[randt] çberall ± besonders auch in den Entwicklungslåndern ± ein
çberaus hohes, uneingeschrånktes Vertrauen genieûtª.180

Die Mehrzahl der Entwicklungslånder begrçûte die Kommis-
sionsidee. Das çberzeugte Brandt. Am 28. September 1977 gab er
¹nach reiflicher Ûberlegungª auf einer internationalen Presse-
konferenz im UN-Gebåude die Grçndung der ¹Unabhångigen Kom-
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mission fçr Internationale Entwicklungsfragenª ± so der offizielle
Titel ± unter seinem Vorsitz bekannt.181 Noch in der Nacht zuvor
hatte er mit sich gerungen. Ein anwesender deutscher Journalist
schrieb, man habe im kleinen Kreis gespçrt, ¹wie den ehemaligen
Kanzler diese neue Aufgabe umtreibt. Willy Brandt ist ein Mann, der
sich dem moralischen Imperativ nicht entziehen kann.ª182 Schlieû-
lich ging es, wie er nicht mçde wurde zu betonen, um nicht weniger
als um ¹die entscheidende soziale Frage fçr den Rest unseres Jahr-
hundertsª.183

Sein langes Zægern hatte gute Grçnde. Nicht nur bestand die
Gefahr, sich im komplizierten Nord-Sçd-Konflikt zwischen alle
Stçhle zu setzen. Vielmehr konnte das neue internationale Enga-
gement des SPD-Vorsitzenden auch innenpolitisch eine Hypothek
werden, schon weil die Opposition und konservative Publizisten
bei ihm ein klares Bekenntnis zur Marktwirtschaft auûerhalb der
Bundesrepublik vermissten.184 Wenngleich Brandt dies bestritt,
waren vor allem Loyalitåtskonflikte mit der eigenen Regierung
denkbar.185

Zwar hatte Bundeskanzler Helmut Schmidt der Kommission
seine volle Unterstçtzung zugesagt, doch waren Zweifel angebracht.
Im Kanzleramt hatte schon die Resolution des SI-Kongresses in Genf
im November 1976 çber die ¹Internationale wirtschaftliche Solidari-
tåtª, in der das Versagen des Kapitalismus als Hauptursache fçr die
Unterentwicklung bezeichnet und die Schaffung einer ¹Neuen
Weltwirtschaftsordnungª gefordert worden war, groûes Missfallen
hervorgerufen.186 Im Mårz 1977 monierte der Kanzler im Gespråch
mit der neuen Ministerin Marie Schlei, die Bonner Entwicklungs-
politik berçcksichtige die auûen- und rohstoffpolitischen Interessen
der Bundesrepublik nicht ausreichend. Schmidt war nicht långer be-
reit, ¹diejenigen vorbehaltlos mit Vergçnstigungen zu bedenken, die
uns ungerechtfertigt und unbegrçndet angriffenª.187 Seitens der Ent-
wicklungslånder galt die Bundesrepublik darob als ¹konservativª
bzw. ¹rechtsauûenª.188

Nach der Ûbernahme des Vorsitzes der Nord-Sçd-Kommission
stand im Herbst 1977 die Frage im Raum, ob Brandt noch Zeit fçr
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seine eigene Partei haben werde oder ob er sich langsam in die in-
ternationale Politik absetzen wolle. Er widersprach: Die Haupt-
aufgabe sei der Parteivorsitz. ¹Aber nationale Interessen kænnen eben
schon lange nicht mehr allein hinter den eigenen Grenzen wahr-
genommen werden.ª189

¹Alles andere als einheitlichª ± Zusammensetzung und Beginn der
Unabhångigen Kommission fçr Internationale Entwicklungsfragen

Die Auswahl der Mitglieder der Nord-Sçd-Kommission gestaltete sich
schwierig. Mit Bedacht gewåhrte Brandt den Vertretern aus den Ent-
wicklungslåndern ein zahlenmåûiges Ûbergewicht, um den Vorwurf
einer Majorisierung durch die Industriestaaten gar nicht erst auf-
kommen zu lassen. Dem Gremium gehærten aus dem Norden neben
dem Vorsitzenden je ein Mitglied aus Frankreich, Groûbritannien,
Schweden, Japan und Kanada sowie zwei Vertreter aus den USA an.
Wunschkandidat Henry Kissinger hatte Brandt trotz zuvor mehrfach
gegebener Zusagen im November 1977 çberraschend einen Korb ge-
geben, was indes Olof Palme die Teilnahme erleichterte.190 Aus der
¹Dritten Weltª kam jeweils eine Persænlichkeit aus Algerien, Ober-
volta ± dem heutigen Burkina Faso ±, Tansania, Kuwait, Indien, In-
donesien, Malaysia, Chile, Kolumbien und Guyana. Die Zu-
sammensetzung der Kommission war ¹alles andere als einheitlichª,
musste Brandt zugeben.191 Konservative wie der ehemalige britische
Premierminister Edward Heath, die Herausgeberin derWashington
Post, Katharine Graham, und der amerikanische Banker Peter G. Pe-
terson trafen auf den schwedischen Sozialdemokraten Palme und den
kanadischen Gewerkschafter Joe Morris. Den ¹Sçdenª repråsentier-
ten u. a. der ehemalige chilenische Staatspråsident Eduardo Frei und
eher radikale Vertreter wie der Vizepråsident des algerischen Par-
laments Layachi Yaker, der tansanische Minister Amir Jamal und der
Generalsekretår des Commonwealth, Shridath Ramphal aus
Guyana.192 Mit der Nominierung Freis suchte Brandt auch ein Zei-
chen gegen die Pinochet-Diktatur zu setzen.193 Auch brachte die
Wahl des Christdemokraten zugleich seinen Wunsch zum Ausdruck,
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dass die Oppositionskråfte der Linken und der Mitte in Chile zu-
sammenarbeiten sollten.

Zum Exekutivsekretår der Kommission wurde der Schwede
Gæran Ohlin und zum Direktor des Sekretariats der Jugoslawe Dra-
goslav AvramovicÂberufen, die den in Genf ansåssigen wissenschaft-
lichen Expertenstab leiteten. Finanziert wurde die Kommission zur
Hålfte von der niederlåndischen Regierung. Darçber hinaus leis-
teten Dånemark, Finnland, Indien, Japan, Sçdkorea, Norwegen,
Saudi-Arabien, Schweden, Groûbritannien und die Schweiz sowie
die EG-Kommission, der Sonderfonds der OPEC, der German Mar-
shall Fund, die Ford Foundation, die Friedrich-Ebert-Stiftung, die
Friedrich-Naumann-Stiftung und private Spender finanzielle Unter-
stçtzung.194

Am 9. Dezember 1977 eræffnete Willy Brandt in Anwesenheit
von Bundespråsident Walter Scheel die konstituierende Sitzung der
Unabhångigen Kommission fçr Internationale Entwicklungsfragen
auf Schloss Gymnich bei Bonn. In seiner Begrçûungsansprache lieû
der Vorsitzende deutlich werden, dass vor etwaigen Læsungen der
Probleme zwischen Nord und Sçd das Verståndnis fçr deren Dring-
lichkeit erhæht und demnach auch das Bewusstsein insbesondere in
den Industriestaaten veråndert werden mçsse. Der von der Kommis-
sion zu erstellende Bericht sollte deswegen ¹im Ausdruck kurz und
knapp seinª, ¹so daû jeder gewæhnliche und leidlich informierte
Bçrger der Welt ihn verstehen kann.ª195 Bereits im September 1977
hatte Willy Brandt mit Kurt Waldheim vereinbart, den Abschluss-
bericht an den UN-Generalsekretår zu çbergeben. Fçr die Beratungen
der Kommission veranschlagte ihr Vorsitzender 18 Monate. Vorsorg-
lich warnte er die Úffentlichkeit: ¹[K]einer darf erwarten, daû hier
jetzt plætzlich die Læsung der Weltråtsel ansteht.ª196

Die Råson der Entspannungspolitik wollte Brandt auf die
¹Sçdpolitikª çbertragen. Die Ostpolitik habe nåmlich gezeigt, ¹daû es
mæglich ist, den Charakter eines Konflikts zu åndern und [. . .] dieje-
nigen Elemente eines gegenseitigen Interesses festzustellen, die bei-
derseitig vertretbare gemeinsame Læsungen hervorbringen
kænnenª.197 Die Entwicklungspolitik stellte fçr ihn eine neue Di-
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mension der Friedens- und Entspannungspolitik dar: ¹Wir leben in
einer Welt, und jeder Konflikt von der gefåhrlichen Dynamik des
Nord-Sçd-Gefålles steht einer dauerhaften Friedensordnung im
Wege.ª198 Demgemåû mussten auch die Sowjetunion und ihre ost-
europåischen Verbçndeten, die Brandt allesamt zu den Industrie-
staaten des Nordens zåhlte, in die entwicklungspolitischen Be-
mçhungen einbezogen werden. Die kommunistischen Regime er-
klårten sich jedoch fçr die Probleme der Entwicklungslånder nicht
zuståndig, da sie deren Ursachen allein dem westlichen ¹Imperialis-
mus und Kolonialismusª zuschrieben. Diese ideologische Verbohrt-
heit hoffte Brandt aufbrechen zu kænnen, wenngleich er noch keine
Chance sah, in die Kommission schon einen Vertreter aus dem ¹Ost-
blockª berufen zu kænnen.199 1978 und 1979 kam es zu zwei Be-

Willy Brandt (am Rednerpult) eræffnet am 9. Dezember 1977 die Kon-
stituierende Sitzung der Nord-Sçd-Kommission auf Schloss Gymnich bei
Bonn. V.l . Abdlatif Y. Al-Hamad, Rodrigo Botero Montoya, Antoine Kipsa
Dakour•, Eduardo Frei, Katharine Graham, Olof Palme, Bundespråsident
Walter Scheel, Amir H. Jamal, Lakshmi Kant Jha, Adam Malik, Joe Morris
und Haruki Mori.
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gegnungen von Kommissionsmitgliedern mit sowjetischen, aber
auch chinesischen Experten.

In Gymnich beschloss die Brandt-Kommission ihr Arbeits-
mandat (¹Terms of Referenceª), das Willy Brandt zehn Tage spåter zu
Beginn einer zweiwæchigen Asien- und Ostafrika-Reise in der in-
dischen Hauptstadt Neu-Delhi der internationalen Presse er-
låuterte.200 Demzufolge ging die Kommission von der ¹Notwendig-
keit einer neuen Weltwirtschaftsordnungª aus. Die Verwendung des
umstrittenen Begriffs war eine Verbeugung vor den Entwicklungs-
låndern. Besonderen Wert legte die Kommission auf eine Neuinter-
pretation der Entwicklungspolitik. Bewusst habe man, so Brandt,
Worte wie ¹Hilfeª oder ¹die Reichen helfen den Armenª vermieden
und durch die Idee der ¹Interdependenzª und ¹Gemeinsamkeit von
Interessenª ersetzt.

Eine Definition der ¹Gemeinsamkeit von Interessenª legte der
¹Chairmanª seinen Kollegen in einer Ausarbeitung zu Beginn der
zweiten Sitzung im schweizerischen Mont P lerin im Mårz 1978
vor.201 Mit diesem Diskussionsbeitrag versuchte Brandt, den Bera-
tungen ein politisch-philosophisches Fundament zu geben. Der
Weltfrieden, schrieb er, sei nicht nur durch Atomwaffen, sondern
auch durch Hungerkatastrophen und durch ækologische Zer-
stærungen mit weltweiten Folgen gefåhrdet. Aus globalen Problemen
und Bedrohungen leitete er gemeinsame Interessen ab, worunter das
Ûberleben der Menschheit das elementarste war: ¹Ein Programm, das
darauf abzielt, die menschlichen Grundbedçrfnisse zu befriedigen, ist
daher nicht allein eine humanitåre Pflicht, sondern auch durch das
gemeinsame Ûberlebensinteresse zu begrçnden.ª ¹Das Ûberleben si-
chernª wurde zum Leitmotiv des ersten Kommissionsberichts von
1980.

Die konfliktreiche Arbeit der Brandt-Kommission unter groûem Einsatz
ihres Vorsitzenden

Die Nord-Sçd-Kommission kam im Abstand von zwei bis drei Mona-
ten zu zehn mehrtågigen Treffen (einschlieûlich zweier Redaktions-
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sitzungen) an neun verschiedenen Orten in Europa, Afrika, Nord-
amerika und Asien zusammen. Doch die Beratungen verliefen von
Anfang an alles andere als reibungslos. Das Sekretariat, das die Kom-
missionsmitglieder wissenschaftlich unterstçtzen sollte, fçhrte ein
Eigenleben.202 Die Vorbereitung der Sitzungen durch das Sekretariat
stieû immer wieder auf Kritik. 203 Das erzçrnte Brandt: ¹Ich bin nicht
und die Kommission ist nicht ein Hilfsorgan des Staff.ª204Er und sein
fçr Nord-Sçd-Fragen zuståndiger Mitarbeiter Fritz Fischer mussten in
Genf håufiger nach dem Rechten sehen, als ihnen lieb war. Die star-
ken Meinungsverschiedenheiten unter den Mitgliedern trugen das
Ihre dazu bei, dass man im ersten halben Jahr inhaltlich kaum vo-
rankam.205

Als Vorsitzender war Brandt in erster Linie fçr die Auûendar-
stellung der Kommission zuståndig. Dabei entwickelte der damals
64-jåhrige eine beinahe unglaubliche Reiseaktivitåt. In den ersten
zehn Monaten nach dem Auftakt in Gymnich nahm er an drei Kom-
missionssitzungen in der Schweiz, in Mali und den USA teil, reiste zu
zwei Treffen mit Sekretariatsmitarbeitern nach Genf und besuchte in
seiner Eigenschaft als Kommissionsvorsitzender ± teils in Ver-
bindung mit Terminen der SI ± Japan, Indien, Mauritius, Tansania,
Sambia, Kenia, Norwegen, Ungarn, Finnland, Senegal, Algerien, Bul-
garien, Rumånien, die acht Hauptstådte der EG-Partner, Ústerreich,
den Vatikan, Jugoslawien, nochmals die Vereinigten Staaten und
Kanada. Fast çberall sprach er mit den Staats- und Regierungschefs.
Darçber hinaus nahm er in Bonn und anderen Orten die Gelegenheit
wahr, die Arbeit der Kommission dem Generalsekretår der KPdSU,
den Premierministern Jamaikas, Australiens und Schwedens, den
Staatspråsidenten Brasiliens, Syriens und des Sudan, dem Kænig von
Jordanien sowie dem saudi-arabischen Kronprinzen zu erlåutern.
Zusåtzlich fanden viele Gespråche mit fçhrenden Repråsentanten
internationaler Organisationen çber Entwicklungsfragen statt. Im
Oktober 1978 traf Brandt UN-Generalsekretår Waldheim und çber 20
Botschafter bei den Vereinten Nationen in New York, um çber den
Stand der Kommissionsarbeit zu berichten.206 Selbstverståndlich war
auch der deutsche Bundeskanzler als Repråsentant der sieben
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fçhrenden westlichen Industrienationen (G 7) ein wichtiger An-
sprechpartner in Nord-Sçd- und Wirtschaftsfragen.207

Um die Úffentlichkeit zu informieren, gab Brandt den Medien
bereitwillig Interviews 208 und absolvierte nicht zuletzt unzåhlige
Auftritte vor Tagungen und Kongressen. So pråsentierte er in einem
Vortrag vor der United Nations Association am 26. Oktober 1978 in
New York seine Vorstellungen von einer ¹neuen internationalen
Ordnungª.209 Dringenden Reformbedarf sah der Vorsitzende der
Nord-Sçd-Kommission vor allen Dingen bei Weltbank und Interna-
tionalem Wåhrungsfonds (IWF), denen die Steuerung der interna-
tionalen Entwicklungs- und Wåhrungspolitik oblag. Nachdrçcklich
forderte Brandt eine stårkere Repråsentanz der ¹Dritten Weltª in
beiden Gremien. Denn in diesen 1944 im amerikanischen Bretton
Woods ins Leben gerufenen Institutionen dominierten die wirt-
schaftlich potenten westlichen Industrielånder. Die Vereinigten
Staaten von Amerika rief er auf, wie beim Marshall-Plan 1947 mutig
die politische Fçhrung zu çbernehmen, um gemeinsam mit Europa
und Japan ein åhnliches Hilfsprogramm zugunsten der Entwick-
lungslånder aufzulegen.

Sein groûer internationaler Einsatz hatte allerdings Schatten-
seiten. Die enormen Reisestrapazen, die er sich 1978 zumutete, håtten
ihn beinahe das Leben gekostet. Aufgrund des Herzinfarkts, den er
wåhrend seiner Nordamerikareise erlitten hatte, konnte er an der
Kommissionssitzung in Kuala Lumpur (Malaysia) Ende November
1978 nicht teilnehmen. Er wurde schmerzlich vermisst.210 Die Sit-
zung war gekennzeichnet durch harte Auseinandersetzungen, die
Edward Heath und Shridath Ramphal als die Kæpfe der gegensåtz-
lichen Stræmungen mit Leidenschaft ausfochten. Ohne Brandts
straffe und ausgleichende Leitung sowie seine Zuversicht und Zu-
sammengehærigkeit vermittelnde Art zerstritt sich die Kommission
heillos. Die fçr Herbst 1979 geplante Veræffentlichung des Berichts
geriet in Gefahr.211
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Das zåhe Ringen um den Kommissionsbericht

Wåhrend seiner Rekonvaleszenz in Sçdfrankreich, bei der ihm drei
bis vier Stunden Arbeit am Tag erlaubt wurden, widmete sich Brandt
fast ausschlieûlich den Angelegenheiten der Nord-Sçd-Kommis-
sion.212 Er schloss deren Scheitern jetzt nicht mehr aus.213

Doch die Flinte einfach ins Korn zu werfen kam fçr Brandt nie in
Frage. In der nåchsten Sitzung, die Ende Februar 1979 erneut in Mont
P lerin und nicht wie geplant in Lateinamerika stattfand, da dem
Vorsitzenden Flugreisen noch nicht wieder gestattet waren, tat er
unmissverståndlich seinen Unmut çber den Zwist der Mitglieder
kund und forderte mehr Disziplin. In seinem ¹Chairman's Reportª,
der wie immer am Beginn stand, gab er zugleich eindrucksvoll die
Richtung fçr den Kommissionsbericht vor. Er riet zu mehr Realis-
mus: Mit seinen Vorschlågen dçrfe das Gremium dem Denken der
Menschen voraus sein. ¹Aber wenn jemand zu weit voraus ist, geråt
er in Schwierigkeiten.ª214 Trotz kritischer Einwånde lieû sich Brandt
nicht davon abbringen, dem Bericht eine persænliche Einleitung vo-
ranzustellen, die gleichsam die ideelle Basis fçr die praktischen
Empfehlungen bilden sollte. Bereits im Mårz 1979 erstellte er dafçr
einen ersten Entwurf, der anschlieûend çberarbeitet und ins Eng-
lische çbersetzt wurde, um danach wieder und wieder vom Vorsit-
zenden bearbeitet zu werden.215

Besonders heiû umstritten in der Nord-Sçd-Kommission war die
zukçnftige Finanzierung der Entwicklungshilfe, wenn man sich
auch einig war, dass sie deutlich steigen mçsse. Das Genfer Sekreta-
riat schlug einen World Development Fund (WDF) als eine neue Or-
ganisation zur programmorientierten Entwicklungsfinanzierung
vor.216 Goldverkåufe des IWF und eine internationale Steuer sollten
die Finanzmittel fçr den Weltentwicklungsfonds bereitstellen. Das
Sekretariat sprach sich zudem dafçr aus, einer Forderung der ¹Drit-
ten Weltª zu entsprechen und çber die bisherigen Quoten hinaus-
gehende Sonderziehungsrechte der Entwicklungslånder beim IWF
zu schaffen. Dieses Mittel zur Schaffung zusåtzlicher Liquiditåt sollte
an die Finanzierung von Entwicklungsvorhaben gebunden sein.
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Widerstand gegen diese Plåne regte sich nicht nur unter
Kommissionsmitgliedern aus dem Norden. Die deutschen Experten
in Kanzleramt, Finanzministerium und Bundesbank, denen Willy
Brandt die Sekretariatspapiere zur Begutachtung hatte zukommen
lassen, fållten ein sehr kritisches Urteil: Die Schaffung eines
Weltentwicklungsfonds wçrde einen Vertrauensentzug fçr Welt-
bank und IWF bedeuten und wåre fçr die Kapitalmårkte ein
Schock. Das Vorhaben habe keinerlei Chance auf Realisierung. Sie
warnten zudem vor Inflationsgefahren durch neue Sonderzie-
hungsrechte.217 Dennoch stand der ¹Chairmanª den Vorschlågen
nicht ablehnend gegençber. Das Ziel, die Entwicklungsfinan-
zierung zu universalisieren und zu automatisieren, unterstçtzte er.
Besondere Sympathien hegte er fçr eine von allen Staaten zu zah-
lende Entwicklungshilfeabgabe. Einer vom franzæsischen Staats-
pråsidenten Val•ry Giscard d'Estaing vorgeschlagenen Rçstungs-
steuer erteilte er jedoch eine Absage.218 Als mægliche Bereiche fçr
eine internationale Steuer diskutierte die Kommission u. a. auch
Handel, Luftverkehr und Transportwesen. Ferner sollten Ein-
nahmen aus der Ausbeutung von Bodenschåtzen in der Tiefsee er-
zielt werden.219

Auch Helmut Schmidt konnte sich durchaus vorstellen, als
neues Finanzierungsinstrument fçr Entwicklungshilfe eine interna-
tionale Steuer einzufçhren, z. B. auf den Auûenhandel. Denn der
Kanzler hielt, wie er bei einem Gespråch mit Brandt am 25. Septem-
ber 1979 erklårte, ¹ein Erreichen des 0,7 %-Ziels in demokratischen
Staaten auf absehbare Zeit fçr ganz ausgeschlossenª.220 Dabei hatten
die Fraktionen von SPD und FDP die Bundesregierung 1977 auf-
gefordert, diese Zielmarke bis 1985 zu erreichen. Seither waren die
Entwicklungshilfeausgaben der Bundesrepublik von 0,33 auf 0,44 %
des BSP gesteigert worden. Ûberraschend ging Brandt in diesem
Punkt sogar noch einen Schritt weiter als Schmidt: Er zweifelte ge-
nerell den Sinn der 0,7 %-Vorgabe an. Das Ziel sei ¹eine heilige Kuhª
und ¹eine sehr willkçrliche Meûlatteª. ¹Wenn es nach ihm ginge,
sollte man davon wieder abgehen.ª Um die Leistungen eines Landes
zu bewerten, mçsse man auf jeden Fall die Handelspolitik ein-
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beziehen, erklårte der SPD-Vorsitzende und meinte damit den Pro-
tektionismus der Industriestaaten.

Bei dem Treffen, an dem u. a. auch Entwicklungshilfeminister
Rainer Offergeld, SPD-Bundesgeschåftsfçhrer Egon Bahr und Kanz-
leramtsminister Hans-Jçrgen Wischnewski teilnahmen, wurde çber
die zu erwartenden Vorschlåge der Nord-Sçd-Kommission einge-
hend und kontrovers diskutiert. Bundeskanzler Schmidt çbte spe-
ziell Kritik an den wåhrungspolitischen Ûberlegungen der Kom-
mission. Die Berçcksichtigung entwicklungspolitischer Ziele bei der
Zuteilung von Sonderziehungsrechten beim IWF kam fçr ihn
ebenso wenig in Frage wie Ønderungen bei der Stimmenverteilung
in den beiden Bretton-Woods-Institutionen IWF und Weltbank.
Auch die Konditionalitåt von IWF-Krediten dçrfe nicht aufgegeben
werden, betonte Schmidt. Bundesminister Offergeld åuûerte sich
besonders kritisch und lieû an den ¹dirigistischen Vorstellungenª
der Kommission kaum ein gutes Haar. Er sprach sich gegen die
Schaffung neuer Institutionen und neuer Fonds aus. Ihm fehlte vor
allem ein klarer Hinweis auf die notwendigen Eigenanstrengungen
der Entwicklungslånder und die groûe Bedeutung von Privat-
investitionen.

Der Vorwurf war durchaus berechtigt. Die Brandt-Kommis-
sion wandte sich nåmlich von den Modernisierungs- und Wachs-
tumstheorien ab, welche die Entwicklungspolitik bis in die sieb-
ziger Jahre hinein bestimmt hatten. Stattdessen machte sie sich
den neuen entwicklungspolitischen Ansatz zu eigen, der die
Befriedigung von Grundbedçrfnissen (¹basic needsª) in den Vor-
dergrund rçckte. Allerdings lehnte es Brandt ab, den Entwick-
lungslåndern, die fçrchteten, auf diese Weise von moderner Tech-
nologie ausgeschlossen zu werden, bestimmte Maûnahmen-
schwerpunkte vorzugeben: ¹Ich akzeptiere basic needs nur dort,
wo sie von meinen Freunden und Kollegen in der Entwicklungs-
welt selbst definiert werden.ª221 Die Mæglichkeit, Entwicklungs-
hilfe an innere Reformen in den Empfångerlåndern zu koppeln,
war damit so gut wie ausgeschlossen. In dieser Frage fçgte sich
der Vorsitzende letztlich dem Druck von Seiten der Kommis-
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sionsmitglieder aus dem Sçden, die jegliche Art von ¹Konditiona-
litåtª kategorisch zurçckwiesen.222

Den gemeinsamen Nenner fçr die Kommission suchte Brandt
nicht so sehr in Einzelvorschlågen denn in visionåren und mobili-
sierenden Botschaften. Ein Teil des bislang in die Rçstung gehenden
Geldes sollte in Vorhaben der internationalen wirtschaftlichen Zu-
sammenarbeit umgelenkt werden. Als eine Art Millenniumsziel for-
mulierte er: Bis zum Jahr 2000 sollte der Hunger in der Welt, unter
dem damals schåtzungsweise 800 Mio. Menschen litten, besiegt sein.
Das sei vielleicht zu ehrgeizig, råumte er ein. ¹Aber ich gehære zu
einer Generation, die zweimal erlebt hat, daû und wie aus Krieg
Hunger wird. Deshalb mæchte ich nicht, daû eine neue Generation
erlebt, wie aus Hunger Krieg wird.ª223

Eigentlich hatte das Treffen in Wien im Juli 1979 der Abschluss
der Kommissionsberatungen sein sollen. Doch die Sitzung geriet zur
Enttåuschung, weil es das Sekretariat in seinem Entwurf fçr den
Endbericht nicht vermochte, den zuvor gefundenen politischen
Grundkonsens angemessen auszudrçcken. Die Genfer Wirtschafts-
experten hatten in erster Linie Verånderungen des internationalen
Finanz- und Wåhrungssystems im Visier. Brandt und andere Kom-
missionsmitglieder vermissten auûerdem substanzielle Vorschlåge
zu den Bereichen Energie und Arbeit.224

Antworten zu diesen Themen zu finden hatten unerwartete welt-
politische Ereignisse notwendig gemacht. Die islamische Revolution
im Iran im Februar 1979 widersprach allen Modernisierungstheorien
der Entwicklungspolitik. Was jedoch noch schwerer wog, waren ihre
Auswirkungen auf die Energiepreise. Die zweite Úlkrise belastete die
årmsten Entwicklungslånder besonders schwer und fçhrte zueiner
neuen Weltwirtschaftskrise. Dass die USA nach dem Sturz des Schahs
von Persien Plåne fçr eine militårische Eingreiftruppe zur Sicherung
ihrer Energieversorgung aufbauten, veranlasste Brandt zu einer fçr
ihn ungewæhnlich scharfen Reaktion: ¹Unsere verehrten ame-
rikanischen Freunde mçssen aufhæren, mit dem Úl so zu aasen, wie sie
es tun.ª225 In der Færderung und Anwendung alternativer Energien,
wie der Solarenergie, erkannte er die Læsungen fçr die Zukunft.226
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Durch die fortgesetzten internen Reibereien verzægerte sich der
Abschluss des Berichts der Nord-Sçd-Kommission um mehr als drei
Monate. Zwar hatte Willy Brandt zu Beginn der Arbeiten erklårt,
wenn es unvermeidlich wåre, håtte er lieber abweichende Meinun-
gen im Kommissionsbericht als ein kçnstliches Einvernehmen, das
die wahren Probleme verschleiere.227 Doch was die Ausnahme sein
sollte, drohte zur Regel zu werden. Ende September 1979 teilte er
Helmut Schmidt alles andere als hoffnungsfroh mit: ¹Zu eindeutigen
Aussagen werde man kaum kommen, weil man sich kaum einigen
kænne.ª228 In der Tat stand die Kommission bei ihrem nåchsten Tref-
fen in Brçssel kurz vor dem Scheitern. Deprimiert darçber, dass nach
drei Tagen Diskussion eine Einigung wieder nicht erzielt werden
konnte, zog sich Brandt am letzten Abend der Sitzung auf sein Zim-
mer zurçck.229 Das bewirkte einen heilsamen Schock unter den
Kommissionsmitgliedern, die sich nun zusammenrauften und ihren
Vorsitzenden in den frçhen Morgenstunden des 9. Oktober 1979 mit
der rettenden Idee weckten: Es wurde ein ¹Triumviratª ± bestehend
aus Edward Heath, Shridath Ramphal und Willy Brandt ± gebildet,
das fçr die Endredaktion verantwortlich zeichnete. Mitarbeiter der
drei Redakteure kamen sodann in London zusammen und stellten in
ståndiger Rçcksprache mit ihren Chefs den Bericht fertig. Fçr Brandt
nahm Michael Hofmann diese Aufgabe wahr, der zwischen London
und Bonn pendelte. Mit dieser Læsung wurde dem Sekretariat in Genf
die Federfçhrung aus der Hand genommen.230 Das Redaktionsteam
nahm auch die Hilfe des britischen Bestsellerautors Anthony
Sampson in Anspruch, der eigens dafçr verpflichtet worden war, den
Abschlussbericht in eine fçr die breite Úffentlichkeit verståndliche
Sprache zu bringen.231

Nach der dreitågigen Sitzung in Leeds Castle konnte Willy
Brandt am 17. Dezember 1979 vor der internationalen Presse in Lon-
don endlich den Abschluss der Kommissionsarbeiten verkçnden und
die wichtigsten Ergebnisse vorstellen.232 Er zeichnete ein dçsteres
Bild der weltwirtschaftlichen Lage. Die Lånder des Sçdens såhen sich
einer Bedrohung ihrer Existenzgrundlage gegençber, weil sie durch
weiter steigende Preise fçr Industriegçter, Rohstoffe und Úl immer
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weniger Geld zur Verfçgung håtten. Die fehlende Kaufkraft in den
Entwicklungslåndern wirkte sich nach Brandts Ûberzeugung wie-
derum negativ auf die Wirtschaft der Industrielånder aus: ¹Es ist eine
Schande, daû in den Industriestaaten so viele Månner und Frauen
arbeitslos sind, weil die Menschen in der Dritten Welt, die ihre Pro-
dukte benætigen, kein Geld haben, um sie zu kaufen.ª Verstårkte
Hilfen fçr die ¹Dritte Weltª waren somit als Teil eines Konjunktur-
programms fçr die Weltwirtschaft zu verstehen. Die ækonomischen
Vorstellungen des Vorsitzenden, die auch den Bericht seiner Kom-
mission durchzogen, orientierten sich stark an der Theorie von John
Maynard Keynes, der in der Stimulierung der Nachfrage durch
erhæhte Staatsausgaben das probate Mittel gegen Wirtschaftskrisen
erblickt hatte. Gleichzeitig wird deutlich, dass Willy Brandt alles an-
dere als ein Gegner des freien Weltmarkts war. Mit Nachdruck plå-
dierte er immer wieder fçr den Abbau von Handelshemmnissen, die
den Export der Entwicklungslånder in die Industrielånder ± z. B. im
Agrar- und Textilbereich ± behinderten. Manchen deutschen Ge-
werkschaftern gefiel das çberhaupt nicht.233

Die Nord-Sçd-Kommission empfahl eine deutliche Ausweitung
der Kredite von Weltbank und IWF fçr spezifische Investitions-
projekte. Daneben machte sie Vorschlåge fçr langfristige strukturelle
Reformen der Weltwirtschaft. Das betraf u. a. die Stabilisierung der
Rohstoffpreise, die Verringerung des Protektionismus, den Umbau
des internationalen Finanz- und Wåhrungssystems, die Erhæhung
der Entwicklungsausgaben, die Regelung der Beziehungen zwischen
transnationalen Unternehmen und ihren Gastlåndern, die Aus-
weitung der Nahrungsmittelproduktion, die Verbesserung der Ge-
sundheitspolitik sowie Maûnahmen gegen die Ûberbevælkerung. Fçr
die Jahre 1980±85 legte sie ein Notprogramm vor, das 1. einen hæhe-
ren Kapitaltransfer in die Entwicklungslånder von 50 bis 60 Mrd.
Dollar jåhrlich, 2. eine internationale Energiestrategie, 3. ein Welt-
ernåhrungsprogramm sowie 4. einen Einstieg in Reformen des Welt-
wirtschaftssystems vorsah. Die Industriestaaten sollten ihre æffentli-
che Entwicklungshilfe bis 1985 auf 0,7 % des BSP steigern; fçr das
Jahr 2000 wurde 1 % als Ziel angepeilt.
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Der Brandt-Report 1980 ± Reaktionen und Wirkungen

Am 12. Februar 1980 çbergab Willy Brandt in Begleitung der Kom-
missionsmitglieder Graham, Peterson und Ramphal den im eng-
lischen Original çber 300 Seiten starken Bericht der Nord-Sçd-
Kommission an UN-Generalsekretår Waldheim. Die verspåtete Fer-
tigstellung erwies sich nun als fatal. Der Zeitpunkt fçr die
Veræffentlichung des Brandt-Reports, wie die Medien das Dokument
nannten, håtte unglçcklicher kaum sein kænnen. Der sowjetische
Einmarsch in Afghanistan an Weihnachten 1979 læste einen Klima-
sturz in den internationalen Beziehungen aus.

In seinem Vorwort, das er ¹trotzig und tief betrçbtª vor die In-
vasion datierte234, warnte Brandt eindringlich vor dem drohenden
internationalen Chaos ¹als Ergebnis von Massenhunger, wirt-
schaftlicher Zusammenbrçche, Umweltkatastrophen oder auch von
Terrorismusª. An die beiden Supermåchte appellierte er, mehr Geld
fçr Entwicklungshilfe und weniger fçr Rçstung auszugeben. Denn
Entwicklung sei ein anderes Wort fçr Frieden. ¹Die Globalisierung
von Gefahren und Herausforderungen ± Krieg, Chaos, Selbst-
zerstærung ± erfordert eine Art ,Weltinnenpolitik`.ª235

Die Erinnerung an die Mçhsal der zweijåhrigen Beratungen
verblasste in der Rçckschau rasch. Die Zusammenarbeit und das
Klima der Debatte in der Nord-Sçd-Kommission stellten ¹eine der
interessantesten und faszinierendsten Erfahrungenª seines Lebens
dar, resçmierte Brandt. Er war sich dennoch sehr wohl bewusst,
dass der Report in der aktuellen Krise unterzugehen drohte. An
seine Kollegen schrieb er: ¹Alles in allem denke ich, dass unser Be-
richt vielleicht nicht sofort die Aufmerksamkeit erhalten mag, auf
die wir gehofft hatten, aber ± mit fortschreitender Zeit ± kann er
als weiteres Argument fçr mehr internationale Zusammenarbeit
dienen.ª236

Die politischen Spitzen in Nord und Sçd bekundeten der Kom-
mission zwar ihre Wertschåtzung. Deren Empfehlungen lieûen sie
aber, wenn çberhaupt, nur selektiv gelten. US-Pråsident Carter, dem
Willy Brandt am 15. Februar 1980 persænlich ein Exemplar çber-
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reichte, fand herzliche Worte und gab sich an den Vorschlågen sehr
interessiert.237 In der praktischen Politik seiner Administration
wirkte sich das nicht aus. Beim G-7-Gipfel in Venedig im Juni 1980,
bei dem in den Worten Helmut Schmidts das Nord-Sçd-Thema ¹in
einem Maûe die Diskussion bestimmt[e], wie das bisher noch auf
keinem Wirtschaftsgipfel der Fall warª 238, spielte der Brandt-Report
kaum eine Rolle. Im Abschlusskommuniqu• hieû es lapidar: ¹Wir
begrçûen den Bericht der Brandt-Kommission. Wir werden ihre
Empfehlungen sorgfåltig prçfen.ª239

Selbst in Bonn wurde der Brandt-Report kaum mehr als
pflichtschuldig begrçût. An der Bundestagsdebatte çber den Be-
richt nahmen 13 Abgeordnete teil. Nach monatelangem Hickhack
zwischen den zuståndigen Ministerien und einer dezenten Be-

Gemeinsam mit Shridath Ramphal (l.) çberreicht Willy Brandt dem ame-
rikanischen Pråsidenten Jimmy Carter am 15. Februar 1980 im Weiûen
Haus in Washington ein Exemplar des ersten Berichts der Nord-Sçd-
Kommission ¹Das Ûberleben sichernª.
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schwerde Brandts beim Kanzler240 wurde im Juli 1980 eine Kabi-
nettsvorlage mit dem Titel ¹Die zukçnftige Entwicklungspolitik
der Bundesregierung im Lichte der Empfehlungen der Un-
abhångigen Kommission fçr internationale Entwicklungsfragenª
verabschiedet. Den zentralen finanz- und wåhrungspolitischen
Vorschlågen sowie den an Weltbank und IWF gerichteten Re-
formforderungen stimmte die Bundesregierung nicht zu. Diese
Punkte wurden aus Rçcksicht auf den SPD-Vorsitzenden vorsorg-
lich ausgeklammert. Es ging letztlich nur darum, ¹die Stellung-
nahme zum Brandt-Bericht in einer auch fçr die Úffentlichkeits-
arbeit geeigneten Form ,einzupacken`ª.241

Auch in den Reihen der Experten vermochten die meisten Vor-
schlåge der Nord-Sçd-Kommission nicht zu çberzeugen. Mancher
Vorwurf war sicherlich keine Ûberraschung: Der Wirtschaftsnobel-
preistråger Friedrich August von Hayek, der zu den Vertretern des
¹Neoliberalismusª gehærte, bezeichnete den Bericht als auf ¹Igno-
ranz der tatsåchlichen Problemeª beruhendes ¹dummes Ge-
schwåtzª.242 Wåhrend die Kritiker von rechts dem Report çber-
triebene Schwarzmalerei vorwarfen und eine Mischung aus Rheto-
rik und Phantasterei mit verfehlten Analysen und Rezepten
ausmachten243, bemångelten Vertreter der radikalen Linken, dass die
Vorschlåge nur die bestehende kapitalistische Wirtschaftsordnung
retten wollten. 244 Auch Fachleute aus der politischen Mitte åuûerten
Kritik. Der Soziologe Ralf Dahrendorf entdeckte im Brandt-Report
sieben Mythen, zu denen er angesichts des Ost-West-Gegensatzes
und des Nord-Sçd-Gefålles u. a. das Postulat von der Einen Welt und
die Neue Weltwirtschaftsordnung zåhlte.245 Rçckblickend råumt
auch Brandts Mitarbeiter Michael Hofmann Defizite ein: Die Be-
handlung der Themen Bevælkerungswachstum, Migration und Um-
welt, Abrçstung und Entwicklung, Reformen im Sçden sowie in-
ternationale Organisationen und Verhandlungen sei unbefriedigend
gewesen. Zu Recht sei zudem kritisiert worden, dass der Brandt-
Bericht die Differenzierungsprozesse zwischen den Entwicklungs-
låndern und innerhalb ihrer Gesellschaften nicht angemessen
berçcksichtigt habe.246
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Der weltweiten Verbreitung und Popularisierung des Brandt-
Reports tat dies alles keinen Abbruch. Bis 1983 wurde der Bericht in
21 Sprachen çbersetzt und 350.000-mal verkauft.247 Mehr als die
Hålfte dieses Ergebnisses steuerte der Absatz des englischen Originals
bei. Das Ziel, die Weltæffentlichkeit auf die Nord-Sçd-Problematik
aufmerksam zu machen, erreichten Willy Brandt und seine Kom-
mission vollauf. Die Einleitung des Vorsitzenden hatte daran ent-
scheidenden Anteil. Mit zahlreichen æffentlichen Auftritten im In-
und Ausland legte der sich einmal mehr måchtig ins Zeug, um Auf-
klårungsarbeit zu leisten.248 Den Vorschlågen des Brandt-Reports
widmete sich auch eine dreiteilige Fernsehdokumentation, die 1981
im britischen Fernsehen gesendet wurde.249 Fçr die Vermittlung des
Themas in den Medien war genau das von Vorteil, was angemessene
Antworten in der Wirklichkeit eher erschwerte: Die Einteilung der
Welt nach dem groben Raster Nord-Sçd. Der Erfolg beim Publikum
hatte seine Ursache nicht zuletzt in der Zuspitzung der interna-
tionalen Lage und der Weltwirtschaftskrise zu Beginn der achtziger
Jahre. ¹Die Grundmelodie des Brandt-Berichts mit der Moll- und
Dur-Mischung apokalyptischer Warnungen und optimistischer Zu-
kunftsvision traf gleichsam den Stimmungsnerv.ª250 Eines mussten
letztlich auch die Kritiker des Brandt-Reports zugeben: ¹Kaum eine
andere Veræffentlichung hat die Diskussion çber die Hilfe an die
Dritte Welt so stimuliert wie diese.ª 251

Um die Reaktionen auf den Bericht zu diskutieren und çber
mægliche zusåtzliche Aktionen zu beraten, trafen sich die Mitglieder
im Mai 1980 in Den Haag und erneut ein Jahr spåter in Berlin. In
einem Vortrag in der Technischen Universitåt Berlin beklagte Willy
Brandt das Desinteresse der Regierungen, speziell der Supermåchte,
und machte beide gleichermaûen fçr ein Missverhåltnis zwischen
dem steilen Anstieg der Rçstungsausgaben und dem wachsenden
Hunger in der Welt verantwortlich: ¹Was dem einen seine SS-20, sind
dem anderen seine Pershings.ª252 Das groûe Interesse der interna-
tionalen Friedens- und Umweltbewegung am Bericht seiner Kom-
mission ermutigte ihn hingegen. Am 5. Mai 1981 beteiligten sich
mehr als 6.000 Teilnehmer in London an einer so genannten ¹Lobby
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on Brandtª, mit der das britische Unterhaus aufgefordert wurde, die
Empfehlungen des Nord-Sçd-Berichts zu çbernehmen.253Dass sich so
viele junge Leute in Fragen der Entwicklungspolitik engagierten,
hielt Brandt fçr besonders bedeutend ± vor allem fçr seine eigene
Partei, die sich den ¹alternativenª Aktivitåten gegençber æffnen
sollte.

Das sah Helmut Schmidt bekanntlich ganz anders. Die Dis-
krepanz zwischen den Forderungen der Nord-Sçd-Kommission und
der Politik der sozialdemokratisch gefçhrten Bundesregierung
wuchs, was Brandt zu kritischen Bemerkungen herausforderte. Bei-
spielsweise çbte er æffentlich Kritik am Abstimmungsverhalten der
Bundesrepublik in den Vereinten Nationen, die im September 1980
die Aufnahme der von den Entwicklungslåndern geforderten Global-
verhandlungen abgelehnt hatte.254 Nach der Bundestagswahl 1980
kam innerhalb der SPD Streit çber den Entwicklungshilfehaushalt
auf. Vor dem Parteivorstand verlangte Oskar Lafontaine von Helmut
Schmidt detaillierte Angaben darçber, wie die Regierung das
0,7 %-Ziel bis 1985 erreichen wolle.255 Wenig spåter stellten knapp
zwei Dutzend SPD-Bundestagsabgeordnete ± unter ihnen Gerhard
Schræder, Ottmar Schreiner und Renate Schmidt ± mit aus-
drçcklichem Verweis auf den Brandt-Report, der die Umlenkung
¹unproduktiverª Rçstungsausgaben in Entwicklungshilfe forderte,
den Antrag, eine Milliarde DM aus dem Verteidigungshaushalt in
den Etat des BMZ umzuschichten.256 Die Vorstæûe wurden er-
wartungsgemåû abgelehnt und von Brandt nicht unterstçtzt. Als
dann aber der Bundeskanzler im Mårz 1981 Druck machte, aus wirt-
schaftlichen Grçnden die Lieferung deutscher Kampfpanzer nach
Saudi-Arabien zu genehmigen, stellte sich der Parteivorsitzende quer:
Die Bundesrepublik sollte ihre restriktive Rçstungsexportpolitik
beibehalten und mæglichst wenig in den internationalen Waffen-
handel verstrickt werden.257

Wie in der Sicherheits- so lieûen sich auch in der Entwicklungs-
politik die politischen Differenzen zwischen Brandt und Schmidt
kaum mehr verbergen, wie ein Vorfall am Rande des Treffens der
Nord-Sçd-Kommission in Berlin zeigte. Wåhrend eines Abendessens,
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das der Regierende Bçrgermeister Hans-Jochen Vogel am 29. Mai
1981 im Schloss Charlottenburg ausrichtete, trug der Bundeskanzler
seine entwicklungs- und wirtschaftspolitischen Auffassungen in
einer derart aggressiven und selbstherrlichen Weise vor258, dass sich
einige Kommissionsmitglieder zu scharfen Gegenreden veranlasst
sahen.259 Brandt machte seine Unzufriedenheit çber den Auftritt des
Kanzlers wie çber die deutsche Entwicklungspolitik im Allgemeinen
zwei Tage spåter bei einer Pressekonferenz mit der Bemerkung kund:
¹Ja, man kann sich nicht beschweren, wenn auch Reaktionen bei
Tisch eingefangen werden. Und ich habe mich auch nicht verstellt.
[. . .] Die deutsche Politik ist rçckståndig auf diesem Gebiet, und die
Intelligenz in diesem Lande ist es noch mehr.ª260

Der Nord-Sçd-Gipfel von CancÙn 1981

Der Brandt-Report bewirkte immerhin ein weltweit sichtbares Er-
gebnis. Die Kommission hatte vorgeschlagen, eine Nord-Sçd-
Gipfelkonferenz mit ca. 25 Staats- und Regierungschefs aus den
wichtigsten Regionen der Welt einzuberufen. Sie fand nach langem
diplomatischem Tauziehen im Oktober 1981 im mexikanischen Ba-
deort CancÙn statt.

Die Idee zu einem informellen Treffen çber Entwicklungsfragen,
das intensive persænliche Gespråche und Diskussionen zwischen den
Spitzenpolitikern unter Ausschluss der Úffentlichkeit ermæglichen
sollte, stammte von Brandt selbst. Er hatte sie erstmals im Mai 1979
gegençber UN-Generalsekretår Waldheim vorgebracht.261 Seine
Ûberlegung war, dass ein solcher Weltgipfel, der alle wesentlichen
Staatengruppen fair repråsentieren mçsse, besser zu gemeinsamen
Læsungen kommen werde als die vielen Mammutkonferenzen der
UN mit çber 150 Teilnehmerstaaten. Nach den Vorstellungen Willy
Brandts sollten entweder der deutsche Bundeskanzler oder der
franzæsische Staatspråsident fçr die Industriestaaten sowie ein Ver-
treter aus den Entwicklungslåndern zu dem Gipfeltreffen einladen.262

Noch vor Fertigstellung des Kommissionsberichts bat er Giscard
d'Estaing, in diesem Sinne aktiv zu werden.263 Im Dezember 1979 trat
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Brandt an den æsterreichischen Bundeskanzler Bruno Kreisky heran,
der daraufhin die Chancen des Gipfelvorschlags international son-
dierte.264

Die fçhrenden westlichen Industriestaaten waren nicht be-
geistert. Frankreich zeigte nach dem Scheitern der KIWZ 1977
keine Neigung, sich erneut zu engagieren. Die USA und Groû-
britannien schåtzten das Vorhaben sehr skeptisch ein.265 Der deut-
sche Bundeskanzler, der den Vorstoû grundsåtzlich guthieû, war
ebenfalls nicht bereit, die Rolle des Einladenden zu çbernehmen ±
auch weil Schmidt fçrchtete, dies werde zusåtzliche Finanz-
forderungen der Entwicklungslånder an die Bundesrepublik nach
sich ziehen.266 Schlieûlich ergriffen Kreisky und der mexikanische
Staatspråsident Jos• LÕpez Portillo in enger Abstimmung mit
Brandt die Initiative. 267 Zur Vorbereitung des Gipfels berieten im
November 1980 und im Mårz 1981 Auûenminister aus elf Staaten in
der Wiener Hofburg.268

Am 22./23. Oktober 1981 kam es in CancÙn zur ¹Internationalen
Konferenz çber Zusammenarbeit und Entwicklungª. Gemeinsam mit
Shridath Ramphal und Edward Heath hatte sich Willy Brandt zuvor
am 11. September 1981 in einem eindringlichen Appell an die 22
Staats- und Regierungschefs gewandt. In dem Schreiben hieû es: ¹Das
Treffen von CancÙn bietet eine einzigartige Gelegenheit zu jenem
politischen Dialog, der allein zu einem Neubeginn fçhren kann.ª
Angesichts der vorangegangenen Fehlschlåge sei die Konferenz ¹in
gewissem Sinne eine letzte Chanceª.269

Das Zustandekommen des Gipfels war allein schon ein Erfolg.
Nach langem Zægern hatte sich der amerikanische Pråsident zur
Teilnahme entschlossen, auch der chinesische Ministerpråsident
war der Einladung gefolgt. Die sowjetische Fçhrung verweigerte
sich hingegen wieder einmal. Sowohl der deutsche als auch der
æsterreichische Bundeskanzler mussten wegen Krankheit absagen
und wurden durch ihre Auûenminister vertreten. Die Grçnde fçr
das Fernbleiben Willy Brandts sind bereits in der Vorbereitungs-
phase zu suchen. Vor dem ersten Auûenministertreffen in Wien
hatte wieder einmal Algerien fçr Schwierigkeiten gesorgt, das keine
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Konkurrenz zu den von den Entwicklungslåndern angestrebten
Globalverhandlungen im Rahmen der Vereinten Nationen
wçnschte. Die algerische Forderung, der Gipfel dçrfe keine Art
Fortsetzung der Brandt-Kommission werden, fçhrte zu einem letzt-
lich folgenschweren Missverståndnis. Der æsterreichische Auûen-
minister Willibald Pahr deutete dies als ein generelles Nein gegen
die Teilnahme des Kommissionsvorsitzenden an den vorbereitenden
Gespråchen im November 1980. Brandt, dem eine Einladung der
æsterreichischen Regierung vorlag, sagte daraufhin sein Kommen ab
und ånderte seinen Terminplan, den er dann nicht mehr umwerfen
konnte, als der Botschafter Ústerreichs in Bonn die Fehleinschåt-
zung korrigierte.270

Allerdings hatte auch die deutsche Bundesregierung bereits bei
den Wiener Beratungen der Auûenminister erkennen lassen, dass sie
die Teilnahme Brandts am Gipfel nicht unterstçtzte. Der wiederum
dçrfte von vornherein kein Interesse an eventuellen Verlegenheiten
auf internationalem Parkett gehabt haben. Daher kam er auch einer
Einladung nicht nach, die ihm wenige Tage vor dem Treffen noch
offeriert wurde.271 Der mexikanische Gastgeber LÕpez Portillo lieû
çber seinen UN-Botschafter Porfirio Muµoz Ledo ausrichten, dass der
Vorsitzende der Nord-Sçd-Kommission als beratendes Mitglied der
mexikanischen Delegation auftreten kænnte.272 Schon aus Status-
grçnden, auf die Brandt penibel achtete, war diese Notlæsung fçr ihn
nicht akzeptabel.

Darçber hinaus entsprach die Organisation des Gipfels nicht den
Vorstellungen des geistigen Vaters der Veranstaltung. Indira Gandhi
und Julius Nyerere waren zwar çberzeugt davon, durch ihre Beitråge
in CancÙn håtten Ronald Reagan und Margaret Thatcher ¹einen
neuen und bleibenden Eindruck der schwierigen Lage der Dritten
Welt bekommenª.273 Aber einen wirklich freimçtigen persænlichen
Dialog nur der anwesenden Regierungschefs lieû das Protokoll nicht
zu.

Wenngleich er aufgrund der positiveren Einschåtzungen von
Teilnehmern aus den Entwicklungslåndern seine æffentliche Kritik
zçgelte274, war Willy Brandt çber die ausbleibenden Fortschritte im
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Nord-Sçd-Dialog tief enttåuscht. Angesichts der Bedrohung des
Weltfriedens durch das Wettrçsten der Supermåchte, die Wirt-
schaftskrise, drohende ækologische Katastrophen und die Ver-
zweiflung der Hungernden in den Entwicklungslåndern fand er die
Handlungsunfåhigkeit der Verantwortlichen schier unertråglich.
Doch die Zeit war noch nicht reif fçr seine Vision: ¹Globale Probleme
erfordern globale Læsungen; und Interdependenz erzeugende Pro-
bleme erfordern gemeinsame Læsungen.ª275

In Reaktion auf den praktisch ergebnislosen Gipfel von CancÙn
meldeten sich Brandt und seine Freunde in der Nord-Sçd-
Kommission noch einmal zu Wort. 1982 kam man in Kuwait,
Brçssel und Ottawa zusammen und erarbeitete den Bericht ¹Com-
mon Crisisª ± der deutsche Titel lautete ¹Hilfe in der Weltkriseª.
Den zweiten Nord-Sçd-Bericht çbergab Brandt am 15. Februar 1983
an UN-Generalsekretår Andr•s P•rez de Cu•llar. Der Report war ein
aktualisiertes Dringlichkeitsprogramm, das sich besonders den in-
stitutionellen Reformen in Weltbank und IWF widmete. 276 Mit un-
verkennbaren Anklången an das 50 Jahre zuvor aufgelegte Pro-
gramm desNew Deal, mit dem der amerikanische Pråsident Franklin
D. Roosevelt gegen die groûe Depression zu Felde gezogen war,
wurden die keynesianisch geprågten Vorschlåge des ersten Brandt-
Reports zur Ankurbelung der Weltkonjunktur wiederholt und wei-
ter zugespitzt. Das stieû bei den konservativen Regierungen in Wa-
shington, London und Bonn auf groûe Ablehnung. Dort setzte man
auf die Stårkung der Angebotsseite durch Steuersenkungen, Aus-
gabenkçrzungen, marktwirtschaftliche Deregulierung und Privat-
investitionen und empfahl dieses Rezept auch fçr die Entwick-
lungspolitik. 277

Ein ¹verlorenes Jahrzehntª fçr den Sçden ± Die entwicklungspolitischen
Aktivitåten Brandts in den achtziger Jahren

Der zweite Bericht der Nord-Sçd-Kommission blieb in der Praxis so
wirkungslos wie der erste. Willy Brandt stellte sein Engagement fçr
die unterentwickelten Lånder gleichwohl nicht ein. Zwar sagte er
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unmittelbar nach dem Regierungswechsel in Bonn im Oktober 1982,
er kænne die Nord-Sçd-Politik leider nicht zum Hauptfeld seiner Ak-
tivitåt machen.278 Doch den Kontakt zu den Mitgliedern seiner Kom-
mission lieû er nicht abreiûen. Besonders am Herzen lag ihm die
weitere Beschåftigung mit der Frage ¹Rçstung und Entwicklungª.
Darçber berieten im Januar 1984 die Brandt-Kommission und die von
Olof Palme geleitete Unabhångige Kommission fçr Internationale
Sicherheits- und Abrçstungsfragen. Die Palme-Kommission, der mit
Shridath Ramphal und Haruki Mori zwei Mitglieder der Brandt-
Kommission angehærten, hatte 1982 ihren Bericht ¹Gemeinsame Si-
cherheitª vorgelegt. Das Schlussdokument des Treffens in Rom blieb
indessen im Allgemeinen stecken.279

In seinem 1985 veræffentlichten Buch ¹Der organisierte
Wahnsinnª geiûelte Brandt den Gegensatz zwischen Wettrçsten
und Welthunger und machte kaum einen Hehl daraus, dass er in
dem Pråsidenten der Vereinigten Staaten von Amerika den Haupt-
verantwortlichen fçr die Misere erblickte. Gigantische Steigerun-
gen des Militårhaushaltes, militanter Antikommunismus, Kçrzun-
gen der Entwicklungshilfe, Interventionen in Mittelamerika, eine
¹neoliberaleª Wirtschafts- und Sozialpolitik, Uni- und Bilateralis-
mus in der Auûenpolitik: Ronald Reagan verkærperte Mitte der
achtziger Jahre die Antithese zu fast allem, wofçr Willy Brandt, die
deutsche Sozialdemokratie und die Sozialistische Internationale
eintraten.

Der Streit um die Bereitstellung von Finanzmitteln fçr die In-
ternational Development Agency (IDA) war geradezu exemplarisch.
Diese Weltbanktochter vergibt besonders gçnstige Kredite an die
årmsten Entwicklungslånder. Anfang 1984 kçrzten die USA ihren
IDA-Beitrag, so dass der Organisation fçr die kommenden drei Jahre
drei Milliarden US-Dollar weniger zur Verfçgung standen. Brandt
war empært und forderte Westeuropåer und Japaner auf, notfalls
auch ohne die USA das Budget wie ursprçnglich geplant aufzusto-
cken. In Gespråchen und Schreiben wandte er sich auch an Bundes-
kanzler Helmut Kohl. 280 Aber alle Bemçhungen, die US-Regierung
doch noch umzustimmen, fruchteten nicht.
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Die in diesem Zusammenhang von Brandt gestellte Frage, ob
denn die Bundesrepublik wirklich in allem der amerikanischen Poli-
tik folgen mçsse, war programmatisch zu verstehen. Europa, so er-
klårte er im Oktober 1984, mçsse eine neue Rolle akzeptieren, ¹die
seinem gegenwårtigen Gewicht in der Weltwirtschaft und in der
multipolaren Welt von heute mehr entsprechen wçrde. [. . .] Es ist
Zeit, dass wir anfangen, mit einer Stimme zu sprechen.ª281 Ins-
besondere die Europåische Gemeinschaft sollte ihre gewachsene
Wirtschaftskraft in der Entwicklungszusammenarbeit selbstbewusst
einsetzen, ohne auf die USA oder die Sowjetunion zu warten.

Wåhrend Willy Brandt bei der amerikanischen Regierung in
Ungnade fiel, blieb sein Ansehen unter den Entwicklungslåndern
ungebrochen. Im November 1984 wurde ihm fçr sein Bemçhen um
Frieden und Entwicklung sowie seine Verbundenheit mit den
Vælkern der ¹Dritten Weltª der ¹Third-World-Prizeª zuerkannt. Mit
dem Preisgeld legte er den Grundstock der ¹Stiftung Entwicklung
und Frieden (SEF)ª in Bonn, die im November 1986 aus der Taufe ge-
hoben wurde. Brandt çbernahm den ehrenamtlichen Vorsitz.

Nicht nur wegen der neuen Eiszeit zwischen den beiden Su-
permåchten galten die achtziger Jahre bald als fçr die Entwick-
lungspolitik ¹verlorenes Jahrzehntª. Eines der græûten Probleme,
das im August 1982 mit der Zahlungsunfåhigkeit Mexikos schlag-
artig ins Weltbewusstsein eindrang, war die Verschuldungskrise.
Sie hatte ihre Ursache in dem starken Anstieg der Kreditnachfrage
der Entwicklungslånder zwischen 1973 und 1980, die westliche Pri-
vatbanken aufgrund des massiven Zuflusses von Kapital aus den
OPEC-Staaten (¹Petrodollarsª) mit zunåchst gçnstigen, aber im
Zinssatz variablen Krediten befriedigten. Der Anteil von Krediten
zu Sonderkonditionen der Entwicklungshilfe mit festen Zinssåtzen
sank derweil. Durch die Weltwirtschaftskrise zu Beginn der acht-
ziger Jahre sowie den dramatischen Zinsanstieg, der maûgeblich auf
die riesigen Haushaltsdefizite der USA zurçckging, saûen viele
Staaten in der Schuldenfalle. Zwischen 1979 und 1982 verdoppelten
sich die Zinsausgaben fçr die Entwicklungslånder. Die am hæchsten
verschuldeten Staaten, die nicht selten eine verschwenderische
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Ausgabenpolitik betrieben hatten, gerieten in existenzielle Schwie-
rigkeiten. Nach Mexiko stellten weitere lateinamerikanische Lånder
ihren Schuldendienst ein, so dass gar ein Zusammenbruch des in-
ternationalen Finanzsystems befçrchtet wurde. Gefangen im Teu-
felskreis von Altschulden, neuen Krediten, hohen Zinsen und
schlechter Wirtschaftslage, wuchs die gesamte Auslandsverschul-
dung der Entwicklungslånder zwischen 1980 und 1988 von 647 auf
1375 Milliarden US-Dollar.282 Der Schuldendienst stieg dadurch so
stark an, dass mehr Finanzmittel vom Sçden in den Norden als in
die umgekehrte Richtung flossen. Zwar gewåhrten Weltbank und
IWF den betroffenen Staaten Hilfe, knçpften sie jedoch an strenge
Auflagen zur wirtschaftlichen Umstrukturierung. Diese so ge-
nannten Strukturanpassungsprogramme fçhrten zu enormen so-
zialen und politischen Belastungen in vielen Entwicklungs-
låndern.283

Weltbank und IWF standen deshalb im Kreuzfeuer der Kritik.
Brandt solidarisierte sich mit den Entwicklungslåndern, die nach
einer Reform des internationalen Finanz- und Wåhrungssystems rie-
fen und mehr Mitbestimmungsrechte fçr sich reklamierten. Zum
Abschluss seiner Lateinamerikareise im Herbst 1984 sagte er in Bue-
nos Aires: ¹Wir brauchen ein neues Bretton Woods.ª284 In einem
Vier-Punkte-Plan forderte der SI-Pråsident eine Senkung und Be-
grenzung der Schuldzinsen, eine Hæchstgrenze des Schuldendienstes,
ein Schuldenmoratorium fçr die am stårksten betroffenen Lånder
sowie eine Sozialklausel fçr die Strukturanpassungsprogramme des
IWF.285 Die lateinamerikanischen Regierungschefs begrçûten den
Vorschlag. Mehr wurde daraus allerdings nicht.

Die Bereitschaft von Regierungen und Banken, den Entwick-
lungslåndern entgegenzukommen, war noch sehr gering. Auf der
einen Seite pochten die Glåubiger auf volle Rçckzahlung der Schul-
den, um die såumigen Zahler nicht zu bevorzugen. Auf der anderen
Seite war die Interessenlage der Schuldner viel zu heterogen, um
etwa durch die Bildung einer einheitlichen Front die Verhandlungs-
macht der Entwicklungslånder zu stårken. Erst gegen Ende der acht-
ziger Jahre vollzog sich allmåhlich ein Bewusstseinswandel in den
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Industriestaaten. Schuldenerlasse wurden nicht mehr aus-
geschlossen. Dazu hat der unermçdlich drångende Willy Brandt bei-
getragen, der schon 1988 die vællige Streichung der Schulden fçr die
årmsten Lånder der Welt verlangte.286

Fçr einzelne in Zahlungsschwierigkeiten geratene Staaten
setzte Brandt sich zuweilen persænlich ein. So im Juni 1986 im Fall
des von Naturkatastrophen, Wirtschaftskrisen und Terrorismus
schwer gebeutelten Peru, das ein Jahr zuvor seine Schuldendienst-
zahlungen an den IWF ausgesetzt hatte. Doch die Bemçhungen des
SI-Pråsidenten beim Geschåftsfçhrenden Direktor des Wåhrungs-
fonds blieben ohne Erfolg287; das Land verlor wenig spåter seine
Kreditwçrdigkeit. Das Beispiel Peru ist jedoch zugleich ein Beleg
dafçr, dass die Finanz- und Wirtschaftsprobleme der Entwicklungs-
lånder nicht allein auf das Konto hartherziger Politiker und Banker
in den Industriestaaten gingen. Was Brandt damals nicht ahnte:
Staatspråsident Alan GarcÌa konnte wie viele seiner Amtskollegen in
Sçdamerika ± so etwa der ebenfalls der SI nahestehende Venezola-
ner Carlos Andr•s P•rez ± der Versuchung nicht widerstehen, sich
zu bereichern. Anfangs als Hoffnungstråger gefeiert, stçrzte der Po-
pulist GarcÌa sein Land in ein wirtschaftspolitisches Chaos sonder-
gleichen.

Korruption, Kapitalflucht, unfåhige Regierungen und Ver-
waltungen, steigende Waffenimporte, Kriege und Bçrgerkriege, Dik-
taturen, Menschenrechtsverletzungen ± auch das gehærte zu den
Realitåten der ¹Dritten Weltª und zu den Ursachen ihrer Unter-
entwicklung. Seit Mitte der achtziger Jahre rçckten diese Missstånde
in den Entwicklungslåndern in der æffentlichen Diskussion immer
stårker ins Blickfeld. Die Hungerkatastrophe in Afrika 1985, auf die
viele Menschen im Westen mit einer beispiellosen Spendenaktion
reagierten, wurde nicht allein durch eine schwere Dçrre oder durch
fehlende Hilfen der Weltbank ausgelæst. Zum millionenfachen Hun-
gertod trug der Bçrgerkrieg in Øthiopien ganz entscheidend bei. Das
kommunistische Militårregime in Addis Abeba verweigerte sich so-
gar dem Vorschlag, Lebensmittel unter internationaler Ûberwachung
in das Krisengebiet zu bringen. Brandt, der eine entsprechende briti-
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sche Initiative unterstçtzt hatte, meinte dazu mit resignierendem
Unterton: ¹Man kann hier einen måûigenden Einfluss nur ausçben,
wenn man die Empfindlichkeiten einer auf Souverånitåt bedachten
Regierung mit in Rechnung stellt.ª288

Nicht nur auf konservativer Seite wollte man diese Geduld ge-
gençber gescheiterten, aber uneinsichtigen Regimen nicht mehr
aufbringen. Sogar von links regte sich inzwischen heftige Kritik an
der bis dato praktizierten Entwicklungshilfe. Die ehemalige SPD-
Bundestagsabgeordnete Brigitte Erler forderte nicht weniger als das
Ende der Hilfe, denn diese Hilfe sei fçr die Empfångerlånder tædlich
und schade den Armen mehr, als sie ihnen helfe. In einem Streit-
gespråch im November 1985 råumte Brandt ein, dass in vielen Lån-
dern des Sçdens Regierungen und Eliten ihre Macht missbrauchten
und versagten. Das Konzept der Entwicklungshilfe verteidigte er
dennoch vehement, weil Entwicklungshilfe fçr die Armen unver-
zichtbar sei und im Interesse der Industrielånder liege.289

Aufbruch zu neuen Ufern ± Die internationale Zeitenwende und die
Nord-Sçd-Politik Willy Brandts 1987±1992

Als Michail Gorbatschow die Innen- und Auûenpolitik der Sowjet-
union gånzlich neu auszurichten begann, keimte bei Willy Brandt
nicht nur die Hoffnung auf Abrçstungsfortschritte in Europa. Von
Verånderungen im Ost-West-Verhåltnis versprach er sich auch po-
sitive Auswirkungen auf den Nord-Sçd-Dialog.290Anlass dazu gab vor
allem seine Zusammenkunft mit Gorbatschow am 5. April 1988 im
Kreml. In Begleitung von Egon Bahr und Jan Pronk stellte der SPD-
Ehrenvorsitzende mit Freude fest, wie sehr sich der sowjetische Prå-
sident fçr die Entwicklungspolitik und globale Umweltfragen inte-
ressierte. Unmittelbar nach der Rçckkehr aus Moskau rief Brandt
seinen ehemaligen Mitarbeiter Michael Hofmann an, den er mit der
Begrçndung zum Wiedereintritt in seine Dienste çberzeugte: ¹Un-
sere Themen kommen wieder.ª291

Die Themen der Brandt-Kommission hatte inzwischen eine wei-
tere unabhångige Kommission fortentwickelt und vertieft. 1987 legte
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die von den Vereinten Nationen eingesetzte Weltkommission fçr
Umwelt und Entwicklung unter der Leitung der norwegischen Mi-
nisterpråsidentin Gro Harlem Brundtland ihren Bericht ¹Unsere ge-
meinsame Zukunftª vor und prågte den Begriff der nachhaltigen
Entwicklung. 292 Die Brundtland-Kommission knçpfte ausdrçcklich
an die Vorstellungen von Brandt und Palme çber gemeinsame Inte-
ressen und gemeinsame Sicherheit an.

Das neue globale Denken war in dem Maûe auf dem Vormarsch,
wie die wirtschaftliche ¹Globalisierungª rasant an Tempo zunahm. In
den achtziger Jahren verschoben sich die ækonomischen Gewichte
zugunsten der neuen Exportwunderlånder Asiens. Deren Aufstieg
stand der Abstieg Afrikas und von Teilen Lateinamerikas gegençber.
Von der Einheit der ¹Dritten Weltª, wenn sie denn je bestanden hatte,
konnte keine Rede sein. Die Sozialistische Internationale reagierte
mit Korrekturen ihres wirtschaftspolitischen Kurses. Im September
1988 rçckte die SI von der Forderung nach einer Neuen Weltwirt-
schaftsordnung ab. Anstelle des abgegriffenen und illusionåren Be-
griffs mochte ihr Pråsident nur noch ¹von den dringenden Reformen
der weltwirtschaftlichen Beziehungenª sprechen. Brandt nahm sogar
IWF und Weltbank, die 1988 ihre Jahrestagung in Berlin abhielten,
vor den maûlosen Angriffen ihrer militanten Gegner in Schutz. Sein
Ziel war nicht die Abschaffung dieser beiden Organisationen, son-
dern realistische Reformen, welche die wirtschaftliche Macht-
verteilung in der Welt nicht auûer Acht lieûen. 293 An eine simple
Ûbertragbarkeit der Erfolge in Ostasien auf andere Weltregionen
glaubte Brandt aber nicht, wenn er sagte: ¹[W]ir kænnen nicht die
Modelle bestimmen fçr wie auch immer zu definierende Wege wirt-
schaftlicher und sozialer Entwicklung.ª294

Diese ordnungspolitische Unentschiedenheit, die weiterhin
Sympathien fçr die Suche nach einem ¹dritten Wegª verriet, fand al-
lerdings kaum noch Resonanz in der internationalen Politik. Denn zu
dieser Zeit waren Amerika und der Westen gerade dabei, mit ihrem
Gesellschafts- und Wirtschaftsmodell den Kalten Krieg fçr sich zu
entscheiden. Schon deshalb konnte aus der Initiative nichts werden,
zu der Willy Brandt und Shridath Ramphal gemeinsam im Mårz 1989
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in Briefen an den neuen amerikanischen Pråsidenten Bush und den
sowjetischen Pråsidenten Gorbatschow ansetzten.295 Demnach håt-
ten die ersten Månner der USA und der Sowjetunion ein zweites
Gipfeltreffen nach dem Vorbild von CancÙn einberufen sollen, um
Impulse zu geben fçr globales Handeln im kommenden Jahrzehnt
gegen Armut, Ûberbevælkerung, Krankheiten, illegalen Drogen-
handel, die Erderwårmung und die Zerstærung der Ozonschicht.
Doch der Vorschlag ging von falschen Voraussetzungen aus. Die
Sowjetunion war keine Supermacht mehr. Sie war bankrott und
hatte den Entwicklungslåndern ideologisch und ækonomisch nichts
mehr anzubieten. Die wirtschaftliche Leistungsfåhigkeit der Sowjet-
union und der Ostblockstaaten hat Brandt, wie viele andere auch,
immer çberschåtzt.

Die Idee eines zweiten, besser vorbereiteten Gipfeltreffens hatte
er lange mit sich herumgetragen.296 Im Juni 1984 ± wenige Monate
vor ihrem gewaltsamen Tod ± hatte ihm die indische Ministerprå-
sidentin Indira Gandhi in Neu-Delhi gesagt, sie çberlege, zu gegebe-
ner Zeit die Initiative fçr ein ¹neues CancÙnª zu ergreifen.297 Am
1. September 1988 hielt der SPD-Ehrenvorsitzende den richtigen
Zeitpunkt fçr gekommen. In seiner Rede vor dem Bundesparteitag
in Mçnster regte er an, einen zweiten Nord-Sçd-Gipfel vorzube-
reiten.298

Das Schreiben an George Bush çbergab Willy Brandt am
3. Mårz 1989 persænlich im Weiûen Haus ± doch konnte er nur mit
Sicherheitsberater Brent Scowcroft sprechen. Die ignorante Art des
Empfangs lieû erkennen, was die amerikanische Administration
vom Besucher und dessen Vorschlågen hielt: Der frçhere Bundes-
kanzler musste sich am Eingang vorstellen und dem Pfærtner seinen
Namen buchstabieren.299 Zur zugesagten schriftlichen Antwort auf
den Brief bequemte sich Scowcroft ± nicht der Adressat Bush ± erst
im August 1989. Demzufolge bezweifelte die US-Regierung, ob ein
Gipfel ™ la CancÙn der effektivste Weg sei. Wirtschaftliche Ent-
wicklung kænne am besten erreicht werden durch Wirtschafts-
reformen, ¹die den Marktkråften freien Lauf lassenª, hieû es aus
Washington.300
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Die CancÙn-II-Initiative wurde von den revolutionåren Ereig-
nissen in Europa 1989 çberrollt. Dennoch stand das Thema Ent-
wicklungspolitik bis zuletzt sehr weit oben auf Brandts Agenda.
Einerseits forderte er, mindestens ein Drittel der durch die Ab-
rçstung frei werdenden Finanzmittel ± die so genannte ¹Friedens-
dividendeª ± fçr zusåtzliche Entwicklungshilfe zur Verfçgung zu
stellen. Die Sorgen der ¹Dritten Weltª, dass sich die Geldgeber in
den Industriestaaten auf die neuen Mårkte in Mittel- und Osteuropa
konzentrieren wçrden, nahm er sehr ernst. Er warnte Europa, ins-
besondere seine eigenen Landsleute, eindringlich davor, bei aller
Freude çber die wiedergewonnene Einheit die Entwicklungslånder
zu vergessen.301

Andererseits legte Brandt 1990 die diplomatische Zurçckhal-
tung frçherer Jahre ab und sparte nicht mehr mit Kritik an den
Missstånden in vielen Staaten der ¹Dritten Weltª. Entschieden
prangerte er jetzt Kriegstreiberei, Waffenkåufe, korrupte und ver-
antwortungslose Eliten, fehlende Familienplanung, Unterdrçckung
und Verletzung der Menschenrechte an.302 Klarer als zuvor sprach er
sich dafçr aus, Entwicklungshilfe an die Erfçllung politischer, so-
zialer und ækonomischer Voraussetzungen zu knçpfen. Die Rolle
der Marktwirtschaft im Entwicklungsprozess beurteilte er ent-
sprechend positiver als frçher, riet aber von einseitigem Denken ab:
¹Zusammenarbeit auf der Nord-Sçd-Schiene und der Ost-West-Achse
sollte sich vielleicht nicht ausschlieûlich am marktwirtschaftlichen
Wettbewerb orientieren ± so unendlich wichtig dieser ist ±, weil aus
der einseitigen Orientierung kaum eine Welt entsteht, sondern le-
diglich wenige Schnellstraûen mit viel unwirtlichem Niemands-
land.ª303

Mehr als nur Wettbewerb, das hieû vor allem die soziale und
kulturelle Dimension der Entwicklung mit im Auge zu behalten. Die
Rçckbesinnung auf eigene Traditionen in den Entwicklungslåndern
verurteilte er zwar nicht, doch lieû er keinen Zweifel, dass die anti-
westlichen Reflexe in Teilen der islamischen Welt seinen Vorstel-
lungen von universellen Grundwerten zutiefst widersprachen.304 Als
die religiæse Fçhrung des Iran im Februar 1989 zum Mord am briti-
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schen Autor Salman Rushdie aufrief, protestierte Willy Brandt ener-
gisch.305

Das Ende des Kalten Krieges bedeutete nicht den Beginn des
goldenen Zeitalters ewigen Friedens. Um sich vor den neuen in-
ternationalen Gefahren in den neunziger Jahren zu wappnen, hielt
der SI-Pråsident eine ¹ernsthafte Ûberprçfung des Systems der Ver-
einten Nationen [fçr] gewiss çberfålligª. In einem Schreiben an UN-
Generalsekretår P•rez de Cu•llar erklårte er im September 1989, die
multilaterale Zusammenarbeit werde immer noch behindert ¹durch
altmodische Konzepte von Souverånitåt und abgestandene Veto-
rechteª. Brandt wollte die Vereinten Nationen stårken. Dazu empfahl
er eine bessere internationale Ûberwachung des staatlichen Han-
delns nationaler Regierungen. Auûerdem schwebte ihm die in-
stitutionelle Verankerung eines erweiterten Sicherheitsbegriffs vor,
als er die Einrichtung eines Sicherheitsrats fçr globale Umwelt- und
Entwicklungsangelegenheiten ins Gespråch brachte.306

Wåhrend einer Tagung der Friedrich-Ebert-Stiftung, die anlåss-
lich des zehnjåhrigen Jubilåums der Veræffentlichung des ersten
Brandt-Reports im Januar 1990 in Kænigswinter stattfand, griff der
SPD-Ehrenvorsitzende seine Ûberlegungen fçr eine zukçnftige
Weltordnungspolitik erneut auf. Die neunziger Jahre mçssten das
Jahrzehnt globaler Verhandlungen werden, forderte er vor Mit-
gliedern der Brandt-, der Palme-, der Brundtland- und der Nyerere-
Kommission. Damit gab er den Anstoû fçr eine Arbeitsgruppe, die ±
aufbauend auf den Berichten der vier genannten Kommissionen ±
gemeinsame Vorschlåge fçr eine Reform der Vereinten Nationen und
des internationalen Systems entwerfen sollte.307 Die Arbeitsgruppe
konstituierte sich am 25. Juni 1990 in Stockholm unter dem Vorsitz
des schwedischen Ministerpråsidenten Ingvar Carlsson. Am 22. April
1991 verabschiedeten çber 30 Politiker aus aller Welt, darunter u. a.
Willy Brandt, V—clav Havel, Gro Harlem Brundtland, Edward Heath,
Robert S. McNamara, Julius Nyerere, Fernando Henrique Cardoso
und Thabo Mbeki, die so genannte ¹Stockholmer Initiative zu globa-
ler Sicherheit und Weltordnungª. 308Dieses Aktionsprogramm fçr ein
neues internationales Sicherheitssystem entstand nicht zuletzt unter
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dem Eindruck des Golfkriegs 1990/91.309 Das von der Stockholmer
Initiative erarbeitete Memorandum çberreichte Willy Brandt am 10.
Mai 1991 an den UN-Generalsekretår in New York. Die Stafette, die
mit der Brandt-Kommission 1977 begonnen und durch die Palme-, die
Brundtland- und die Nyerere-Kommission fortgesetzt worden war,
wurde 1992 mit der von Ingvar Carlsson und Shridath Ramphal ge-
meinsam geleiteten unabhångigen ¹Commission on Global Gover-
nanceª weitergefçhrt.310 Es war Willy Brandt nicht mehr vergænnt,
an der Arbeit dieses Gremiums mitzuwirken, das seinen Abschluss-
bericht ¹Our Global Neighbourhoodª im Frçhjahr 1995 vorstellte.311

Fazit

In der Politik hatte Willy Brandt zwei Leidenschaften: die interna-
tionalen Beziehungen und die Sozialdemokratie. Nach seinem
Rçcktritt als Bundeskanzler konnte der SPD-Vorsitzende an der
Spitze der Sozialistischen Internationale und als Vorsitzender der
Nord-Sçd-Kommission beide Vorlieben ideal miteinander verbinden.

Er tat dies in einer Zeit epochalen Wandels. Als er 1976 SI-
Pråsident wurde, stand die USA noch unter dem Schock der Nieder-
lage in Vietnam, und die Sowjetunion schien weltweit auf dem Vor-
marsch. Im Jahr zuvor hatte die KSZE den Entspannungsprozess
zwischen Ost und West zu einem vorlåufigen Abschluss gefçhrt.
Doch Europa und die Welt blieben geteilt. Die Systemkonkurrenz
zwischen Kapitalismus und Kommunismus bestand weiter und
fçhrte zu Stellvertreterkriegen in der ¹Dritten Weltª. Die Weltwirt-
schaft befand sich seit 1973 in einem rasanten strukturellen Um-
bruch, der Krisen auslæste. Die Entwicklungslånder hatten selbst-
bewusst die internationale Bçhne betreten und forderten vehement
eine ¹Neue Weltwirtschaftsordnungª. In Sçdeuropa war der Ûber-
gang zur Demokratie in Portugal, Griechenland und Spanien noch im
Gange.

Als der Pråsident der SI sechzehn Jahre spåter sein Amt abgab
und drei Wochen spåter starb, war die Welt eine vællig andere ge-
worden. Der Kongress der SI fand im wiedervereinten Berlin statt.
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Einer der Redner war Michail Gorbatschow, nun nicht mehr Prå-
sident der UdSSR, denn diese hatte sich inzwischen aufgelæst. Der
Systemkonflikt war mit dem Verschwinden der kommunistischen
Regime in Osteuropa und der Sowjetunion beendet. Die Europåische
Gemeinschaft hatte sich in den achtziger Jahren nach Sçden aus-
gedehnt und stand nun vor einer Erweiterung, die Wåhrungsunion
war beschlossen, der Binnenmarkt wurde Ende 1992 vollendet. Ei-
nigen wenigen Staaten war es gelungen, den ¹Dritte-Weltª-Status zu
çberwinden und sich dem ækonomischen Niveau der Industrielånder
anzunåhern. Fçr die Mehrheit der Menschen aber hatte es keine
durchgreifende Verbesserung ihrer Lebenssituation gegeben.

Brandt formte in seiner Zeit an der Spitze des weltweiten Zu-
sammenschlusses linker demokratischer Parteien, aus einer vor sei-
ner Wahl organisatorisch desolaten und politisch bedeutungslosen
Internationale eine beachtete und geachtete Stimme fçr Frieden,

V. l. Willy Brandt, Julius Nyerere, Gro Harlem Brundtland, Ingvar Carls-
son und Holger Bærner bei der Nord-Sçd-Konferenz der Friedrich-Ebert-
Stiftung in Kænigswinter am 17. Januar 1990.
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Freiheit und soziale Gerechtigkeit in der Weltpolitik. Seine interna-
tionalen Parteiaktivitåten setzten jedoch schon vor der SI-Pråsident-
schaft ein. Zum einen drångten sie sich von auûen auf, als es um die
Unterstçtzung des Demokratisierungsprozesses in Sçdeuropa ab
1974 ging, zum anderen ergaben sie sich aus Brandts eigenen Ini-
tiativen. Ursprçnglich wollte er nicht an die Spitze der Internationale
treten, weil er eine Úffnung dieser traditionsbeladenen Organisation
gegençber den Reformkråften auûerhalb Europas fçr unwahr-
scheinlich hielt.

Nie zuvor und nie danach spielte die Sozialistische Interna-
tionale in der Weltpolitik eine so groûe Rolle wie unter dem Prå-
sidenten Willy Brandt. Nicht die Bedeutungslosigkeit vor 1976 und
bald nach 1992 ist erklårungsbedçrftig, sondern der Erfolg in den
sechzehn Jahren dazwischen. Der erste Grund dafçr ist auch der
nåchstliegende: die çberragende Persænlichkeit an der Spitze. Brandt
war nicht nur ein erfahrener und anerkannter Staatsmann, sondern
verfçgte in der Wahrnehmung vieler Menschen auch çber ein mo-
ralisches Kapital, von dem die SI zehren konnte. Ihm æffneten sich in
aller Welt Tçren, obwohl er weniger als fçnf Jahre Bundeskanzler
gewesen war und seit 1982 nicht einmal mehr einer Regierungspartei
vorstand. Sein Lebenslauf als Antifaschist und Antikommunist, seine
Bereitschaft, dem eigenen Volk den Abschied von auûenpolitischen
Illusionen zuzumuten, die Anerkennung dieser Arbeit durch die så-
kulare Form der Heiligsprechung, den Friedensnobelpreis, schlieû-
lich seine Hinwendung zu den Problemen der ¹Dritten Weltª quali-
fizierten ihn fçr die Rolle des Staatsmannes ohne Staatsamt.312

Der Umbruch in der Weltwirtschaft seit der ersten Úlkrise 1973,
der die Phase der Globalisierung einleitete, lieû die Bedeutung in-
ternationaler Politik ganz erheblich anwachsen. Politische Konzepte,
die çber die Grenzen des Nationalstaates hinauswiesen, und deren
Umsetzung in praktisches Handeln waren gefragt wie nie zuvor. Die
SI und ihr neuer Pråsident standen vor neuen Herausforderungen, die
aber zugleich ungeahnte Spielråume boten.

Begçnstigt wurde der SI-Pråsident durch die politische Kon-
stellation in Lateinamerika und in Westeuropa. In beiden Welt-
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regionen gab es ± dies gilt besonders fçr die ersten zehn Jahre von
Brandts Amtszeit ± starke Kråfte, die trotz oder vielleicht gerade we-
gen des Fortbestehens der Rivalitåt der Supermåchte nicht mehr ent-
lang den Linien des Ost-West-Konflikts agieren wollten. Daher wur-
den Brandts Aktivitåten, besonders die ¹Allianz fçr Frieden und
Fortschrittª, von Teilen der Bewegung der blockfreien Staaten als
Konkurrenz beargwæhnt.313 Anderen aber bot die ¹neueª SI die Mæg-
lichkeit internationaler Kooperation quer zu den bisherigen Blæcken
und Bewegungen. In Lateinamerika war es die reformistische Linke,
die Brandts Angebot mit groûem Interesse aufnahm. Fçr die Mehr-
heit der SI-Mitglieder in Westeuropa wurde die Sicherheitspolitik ein
Betåtigungsfeld, in dem sie unabhångig von den beiden Super-
måchten aktiv werden konnten. Andere wie Mitterrands Sozialisten
blieben skeptisch, lieûen die Mehrheit aber agieren.

Der spezifische Beitrag der SI und ihres Pråsidenten sollte nach
Vorstellung Brandts sein, zur Læsung von Konflikten beizutragen, wo
Regierungen nicht weiter kamen oder weiter kommen wollten. Da-
bei versuchte Brandt, die in der Deutschland- und Ostpolitik ent-
wickelte Methode, gemeinsame Interessen der streitenden Parteien
zu suchen, auch in der internationalen Politik anzuwenden. Kom-
promisse in kleinen, praktischen Fragen sollten der Ausgangspunkt
fçr allmåhliche Vertrauensbildung sein. Entscheidend war fçr
Brandt, dass die Kommunikation zwischen den Gegnern nicht ab-
brach. Nur so schien es ihm mæglich, in langwierigen Gespråchen am
Ende vielleicht eine Kompromisslæsung zu finden. Durchschlagender
Erfolg war Brandt mit dieser Strategie in keinem der international
bedeutsamen Konflikte seiner Zeit als SI-Pråsident vergænnt. Der
groûe Erfolg der Ostpolitik blieb ein Solitår. Aber immerhin konnte
der SI-Pråsident in Mittelamerika dazu beitragen, dass die åuûerste
Eskalation, nåmlich die Invasion Nicaraguas durch die USA und ein
offener Krieg in El Salvador mit Einmischung Nicaraguas, verhindert
wurde. Im Nahen Osten hingegen sind greifbare Ergebnisse seiner
Initiativen nicht zu erkennen.

Ohne dass sich Brandt je so geåuûert håtte, kann man mit guten
Grçnden sein Wirken an der Spitze der SI als Beitrag zum Aufbau einer
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internationalen Zivilgesellschaft deuten. Nichtregierungsorganisa-
tionen wie Amnesty International, Greenpeace, M•decins sans fron-
ti res (Ørzte ohne Grenzen), aber auch das Internationale Komitee
vom Roten Kreuz und eben auch internationale Parteienzusam-
menschlçsse, von denen die SI nicht nur der traditionsreichste, son-
dern damals auch der aktivste Zusammenschluss war, traten an, die
internationale Politik nicht den Regierungen allein zu çberlassen. Sie
waren Teil des Aufbaus einer ¹Weltinnenpolitikª, denn auch diese
benætigt, soll sie demokratisch strukturiert sein, unabhångige Ak-
teure, die die Måchtigen kontrollieren und mit denen die Gesellschaft
sich regierungsunabhångige Kommunikationsstrukturen schafft.

Lange hatte Brandt gezægert, an die Spitze der SI zu treten; bis
zuletzt hatte er gehofft, Olof Palme wçrde ihm diese Aufgabe ab-
nehmen. Einmal gewåhlt, engagierte er sich jedoch mit voller Kraft ±
bei weitem nicht nur aus Pflichterfçllung. Der sentimentale Wert,
den die SI seit seinem Kindheitserlebnis besaû, als er 1923 in Ham-
burg die Wiedergrçndung der Sozialistischen Arbeiterinternationale
erlebt hatte, war ein weiterer Faktor. Entscheidend aber war, dass er
als Pråsident eine organisatorische Plattform besaû, die es ihm er-
leichterte, auf der internationalen Bçhne tåtig zu bleiben. Das En-
gagement in den groûen Fragen der Weltpolitik bildete neben der
Sorge um den Zusammenhalt und die Regierungsfåhigkeit der deut-
schen Sozialdemokratie den Kern der politischen Aktivitåten Willy
Brandts im letzten Abschnitt seiner langen Karriere. SI-Pråsident war
von allen politischen Ømtern Brandts das, in dem er am freiesten
agieren konnte. Seine Autoritåt wurde, von wenigen Wochen am
Jahreswechsel 1981/82 einmal abgesehen, nie angetastet. Intrigen ge-
gen ihn gab es nicht. Seine Neigung zum Kompromiss war gerade in
der SI gefordert, denn auf Disziplin konnte er dort weniger pochen
als in der SPD oder in der Regierung. Denkanstæûe zu geben, den
Horizont zu weiten, Gegner an einen Tisch zu bekommen, neue Ko-
alitionen zu schmieden ± dies beherrschte er, und genau darin be-
stand die Aufgabe eines Chefs der SI. Brandt war 16 Jahre lang der
richtige Mann an der richtigen Stelle zum richtigen Zeitpunkt. Die SI
profitierte von ihm, er von der Internationale.
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Der Nord-Sçd-Konflikt, den Brandt alsdiesoziale Frage des aus-
gehenden 20. Jahrhunderts bezeichnete, zåhlte gewiss zu den græûten
Herausforderungen, denen er sich international stellte. Nach einigem
Zaudern nahm er 1977 die Aufgabe als Vorsitzender der Un-
abhångigen Kommission fçr internationale Entwicklungsfragen an.
Den Kampf gegen Hunger und Armut, fçr Frieden und mehr Gerech-
tigkeit in der Welt empfand er zeitlebens als eine hochmoralische,
mitmenschliche Pflicht. Dieses ethische Motiv, das den Quellen von
Christentum, Humanismus und demokratischem Sozialismus ent-
sprang, war die primåre Antriebsfeder seines unermçdlichen in-
ternationalen Engagements fçr die ¹Dritte Weltª und verlieh seinen
eindringlichen Appellen groûe persænliche Glaubwçrdigkeit. Der
Friedensnobelpreistråger von 1971 brachte aber keineswegs nur
moralische Argumente vor, sondern hielt sich in der Politik stets an
die gemeinsamen Interessen aller und erinnerte an diese, um zu
Kompromissen zu gelangen. Angesichts der wachsenden globalen Si-
cherheits-, Wirtschafts- und Umweltprobleme, die nach seiner Ûber-
zeugung das Ûberleben der Menschheit in Frage stellten, forderte
Willy Brandt die Staatengemeinschaft auf, in Richtung einer ¹Welt-
innenpolitikª zu denken und zu handeln. Im Erkennen der Krisen-
trends und mit einem entschieden multilateralen Politikansatz fçr
die ¹Eine Weltª war er seiner Zeit gedanklich weit voraus.

Der Brandt-Report von 1980, der weltweite Verbreitung fand,
belebte die entwicklungspolitische Debatte neu und inspiriert sie bis
heute. Doch fast keine der Forderungen und Vorschlåge der Nord-
Sçd-Kommission ± vor allem jene, die mehr finanzielle Hilfe fçr die
Entwicklungslånder vorsahen ± wurde damals aufgegriffen. Vieles
davon war schon in dem alles andere als homogen zusammengesetz-
ten Gremium umstritten. Entscheidend fçr den anfånglichen Fehl-
schlag war indessen, dass die Måchtigen dieser Welt in Zeiten des
wieder aufflammenden Ost-West-Konflikts ganz anderes im Sinn
hatten. Brandts Visionen von einer globalen Politik entbehrten bis
1989 der realen Grundlage. Erst mit der Zeitenwende in der interna-
tionalen Politik und der schier unaufhaltsamen wirtschaftlichen
Globalisierung wuchs in den neunziger Jahren die Einsicht bei vielen
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Verantwortlichen, gemeinsame Probleme auch gemeinsam læsen zu
mçssen.

Was bleibt von Willy Brandts Engagement in der Entwick-
lungspolitik? Betrachtet man nur die zåhlbaren Ergebnisse, so ist die
Bilanz wenig erfreulich. Nicht einmal nach dem Ende des Kalten
Kriegs 1989/90 gelang es, einen Teil der ¹Friedensdividendeª zuguns-
ten der Entwicklungslånder einzusetzen. Nach einem kurzzeitigen
Rçckgang stiegen die weltweiten Rçstungsausgaben seit Mitte der
neunziger Jahre wieder an. Wåhrenddessen gingen die æffentlichen
Entwicklungshilfeausgaben der Industriestaaten stark zurçck. Das
von der Brandt-Kommission formulierte Ziel, den Hunger in der Welt
bis zum Jahr 2000 zu besiegen, wurde gar nicht erst angegangen. Im
Jahr 2005 hungern noch immer 850 Millionen Menschen. 1,2 Milli-
arden Menschen auf der Welt gelten als absolut arm. Sie mçssen mit
weniger als einem Dollar pro Tag auskommen. Immerhin ist der re-
lative Anteil der absolut Armen an der Weltbevælkerung vor allem
dank des Entwicklungsschubs in Asien seit 1990 von 28 auf 21 % ge-
fallen. Dagegen sind die afrikanischen Staaten sçdlich der Sahara
seither noch årmer geworden. Es war daher çberfållig, dass IWF und
Weltbank auf Initiative der fçhrenden Industrienationen Ende 2005
beschlossen, 19 der årmsten Lånder der Welt die Schulden voll-
ståndig zu erlassen.

Alte und neue Herausforderungen behindern und verhindern
Entwicklungsfortschritte: Terrorismus, Kriege, Bçrgerkriege, Staats-
zerfall, Flçchtlingswellen, Vælkermord, Rassenhass, Ûberbevælke-
rung, Analphabetismus, Unterbeschåftigung, Agrarprotektionismus
in Amerika und Europa, Energiekrisen, Naturkatastrophen, Umwelt-
zerstærung, Klimawandel, Wassermangel, AIDS, Malaria. Die Liste ist
nicht einmal vollståndig. Es bleibt abzuwarten, ob die vom UN-Gipfel
im Jahr 2000 ausgerufenen ¹Millenniumszieleª erreicht werden
kænnen. Bis 2015 sollen u. a. die extreme Armut halbiert, eine all-
gemeine Grundbildung verwirklicht, die Kinder- und Mçttersterb-
lichkeit reduziert, tædliche Krankheiten aufgehalten werden und die
Industrielånder ihre æffentliche Entwicklungshilfe auf 0,7 % des BSP
steigern.314
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Alles in allem kann die Entwicklungspolitik nur wenige Erfolge
vermelden. Von den Empfehlungen des ersten Brandt-Reports von
1980 wurde kaum eine umgesetzt, wie hochrangige Politiker und
Experten aus aller Welt bei einer von der Bundeskanzler-Willy-
Brandt-Stiftung und der Stiftung Entwicklung und Frieden gemein-
sam organisierten Tagung im Jahr 2000 feststellten.315 Nichts-
destoweniger haben Willy Brandt und die beiden Berichte, die seinen
Namen tragen, viel bewirkt: Das Wissen um die Probleme der Ent-
wicklungslånder wurde im Bewusstsein vieler Menschen auf der
ganzen Welt verankert. Dadurch ist das Verståndnis fçr die Gefåhr-
dung der menschlichen Zukunft und die Notwendigkeit einer globa-
len Politik erkennbar gestiegen. Brandt war ein Vordenker aller
Aspekte der Globalisierung, die çber die rein ækonomische Dimen-
sion weit hinaus reicht. Als Brçckenbauer zwischen den ent-
wickelten und unterentwickelten Teilen unserer Erde hat er zugleich
nachhaltige Anstæûe fçr eine neue Friedens- und Entwicklungs-
politik gegeben. Mit dem Zustand der Welt heute wåre Willy Brandt
sicherlich kaum zufrieden. Aber es gilt auch sein Wort: ¹Situationen
sind selten hoffnungslos, wenn man sie nicht als solche akzeptiert.
Und die Hoffnung selbst ist das wichtigste Element, wenn es darum
geht, Hçrden zu nehmen, die sonst als unçberwindbar erscheinen
wçrden.ª316

Zur Dokumentenauswahl

Politik gestaltete Willy Brandt durch Gespråche, Briefe, Interviews,
Reden sowie ± als gelernter Journalist ± durch Artikel und Bçcher.
SI-Pråsidentschaft und Vorsitz der Nord-Sçd-Kommission bedeute-
ten, weltweit Kontakte zu knçpfen und zu pflegen. Er bevorzugte
dazu das persænliche Gespråch; dem dienten die zahlreichen Reisen.
Vermerke seiner Mitarbeiter hielten die wesentlichen Passagen fest.
Brandts Ausfçhrungen kamen dabei jedoch oft etwas zu kurz. Inte-
ressanter erschien, was der Gespråchspartner åuûerte.

In der Vor- und Nachbereitung sowie dort, wo Treffen nicht
mæglich waren, waren ihm Briefe auch nach dem Zeugnis seiner
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Mitarbeiter lieber als Telefonate. Auf das Wesentliche konzentriert,
fielen sie selten långer als eine Seite aus. Zugespitzte Formulierungen
sind in ihnen kaum zu finden. Die Korrespondenz ging oft langsam
voran. Schreiben an Staatsoberhåupter oder fçhrende Regierungs-
mitglieder konnten nicht mit normaler Post befærdert werden. Di-
plomaten, die in diesen Fållen den Transport çbernahmen, reisten
nicht tåglich in ihre Hauptstadt. Erwiderungen auf eingetroffene
Briefe wollten wohl erwogen sein. Das konnte Wochen dauern.

Eine Ausnahme von diesen Kommunikationsformen gab es. Mit
seinen wichtigsten SI-Mitstreitern Bruno Kreisky und Olof Palme
fçhrte Brandt håufig ohne Beisein von Mitarbeitern Gespråche per
Telefon oder am Rande von Sitzungen, von denen es keine Auf-
zeichnungen gibt. Die persænliche Freundschaft und die gemein-
samen Sprachen (Schwedisch und Deutsch) machten alle Formali-
tåten çberflçssig ± nicht zur Freude des Historikers, denn er findet
fast nichts zum Inhalt. Anders als z. B. bei Gespråchen mit fçhren-
den SPD-Politikern fertigte Brandt keine Vermerke çber die Inhalte
an. Auch von Palme und Kreisky sind keine Aufzeichnungen çber-
liefert.

Damit musste das entfallen, was sonst sicher das Rçckgrat der
Edition gebildet håtte: der Gedankenaustausch dieser drei SI-Spitzen.
Hingegen kommt deutlich zum Vorschein, wie groû der Kreis der
Politiker und wie vielfåltig die Themen waren, mit denen Brandt als
Pråsident der Internationale zu tun hatte. In diesem Band unserer
Edition wurde allerdings der Bereich der Sicherheitspolitik aus-
geklammert, weil er in Band 10 der Berliner Ausgabe behandelt wird.
Dies entspricht auch Brandts Politikverståndnis. Ob er sich zur
¹Nachrçstungª als SPD-Vorsitzender oder als SI-Pråsident åuûerte,
war zwar nicht ohne Bedeutung. Aber im Vordergrund standen die
politischen Inhalte. In welcher Funktion Brandt schrieb, låsst sich
am Briefpapier nicht immer entscheiden. Schreiben, in denen ein-
deutig der SI-Pråsident zu Wort kam, trugen durchaus manchmal
den Kopf des Parteivorsitzenden.

Bei der Dokumentation seiner Aktivitåten fçr die ¹Dritte Weltª
liegt der Schwerpunkt auf dem Zeitraum 1977 bis 1981, als Brandt
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den Vorsitz der Unabhångigen Kommission fçr Internationale Ent-
wicklungsfragen innehatte. Sie zeigen vor allem sein stetes Be-
mçhen, die Weltæffentlichkeit fçr die Anliegen der Entwicklungs-
politik zu mobilisieren. Denn der Kommission stand als Waffe nur
das Wort zur Verfçgung. Zugleich geben sie Einblick in die schwie-
rigen Beratungen und seine Rolle innerhalb des Gremiums und sie
berichten çber Folgen und Resonanz, die der Brandt-Report national
und international auslæste. Die Dokumentenauswahl verdeutlicht
schlieûlich, dass seine Beschåftigung mit der Entwicklungspolitik in
den achtziger Jahren kontinuierlich weiterging und 1988 bis 1991
einen zweiten Hæhepunkt erreichte.

Auch wenn der Vorsitz der Nord-Sçd-Kommission rein formal
schon seit Anfang 1983 nicht mehr bestand, trat Brandt nicht nur bei
gelegentlichen Treffen ihrer Mitglieder in den Jahren danach wei-
terhin als Vorsitzender der Nord-Sçd-Kommission æffentlich in Er-
scheinung. Die Dokumentenkæpfe tragen dem Rechnung.

Den Grundstock der Edition bildet der Nachlass im Willy-
Brandt-Archiv. Die Unterlagen der Nord-Sçd-Kommission ± sowohl
die einschlågigen Akten aus Brandts Bonner Bçro als auch die Papiere
des Genfer Sekretariats und seines Nachfolgebçros in Den Haag ±
werden indessen nicht dort, sondern in einem anderen Teil des Ar-
chivs der sozialen Demokratie der Friedrich-Ebert-Stiftung auf-
bewahrt. Wichtige Ergånzungen bildeten die Ûberlieferung im Ar-
chiv der SI im Internationalen Institut fçr Sozialgeschichte (Ams-
terdam), das jedoch 1986 abbricht, und der Nachlass von Bernt
Carlsson ebendort. Neuere SI-Akten scheinen verloren gegangen zu
sein, befinden sich jedenfalls laut SI-Sekretariat auch nicht in Lon-
don. Unterlagen in den Nachlåssen von Bruno Kreisky, Olof Palme,
Joop den Uyl und Hans-Jçrgen Wischnewski sowie den Deposita von
Egon Bahr, Horst Ehmke, Klaus Lindenberg sowie Helmut Schmidt
und schlieûlich die Akten der Internationalen Abteilung des SPD-PV
ergånzten die Ûberlieferung in wichtigen Details.
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schen  Freunde  des Diaspora  Museums  (Tel
Aviv) in London, 26. Januar  1982, auszugs-
weise abgedruckt  in: Sozialdemokratischer
Pressedienst, Nr. 18  vom  27.  Januar   1982,
S. 6 – 8, hier: S. 6.

90     Wortlaut der  Erklärung in:  Sozialde-
mokraten Service Presse Funk TV, Nr. 781/81
vom 30. Dezember 1981. Vgl. auch Der Spie-
gel, Nr. 1 vom 4. Januar  1982, S. 21 f. Intern
bescheinigte SI-Generalsekretär  Carlsson
dem Bericht, weitgehend zutreffend  zu sein.
Siehe AdsD, WBA, A 13, 68b.
91     Siehe  dazu  Bd. 10  der  Berliner  Aus-
gabe.
92     Vgl.  dazu   Berliner   Ausgabe,   Bd. 6,
Nr. 88.
93     Nr. 16.
94     Nr. 26.
95     Vgl. den  Artikel  Brandts  in:  Socialist
Affairs 29 (1979) 6, S. 164 f.
96     Nr. 56.
97     Nr. 80.

98     Vgl. z. B. den  Bericht  in der FAZ vom
17.  Juli 1981 über die Tagung des SI-
Präsidiums  am 15./16. Juli 1981.
99     Nr. 70.
100   Vgl. ebd., Anm. 1.
101 Vgl. Sozialdemokraten Service  Presse
Funk TV, Nr. 82/84 vom  22. Februar  1984.
Siehe auch AdsD, SPD-PV, 12092a.
102   Nr. 80.
103   Vgl. die Formulierungen in ebd.
104   Nr. 55.
105   So auch  die Einschätzung im Weißen
Haus. Siehe Ronald Reagan Library, NSC #
8100882. John  Powers danken wir  für  den
Hinweis auf diese Dokumente.
106   Siehe AdsD, WBA, A 13, 54, und A 10.2,
29.
107   Nr. 74.
108   Nr. 75.
109   Nr. 64.
110   AdsD, SPD-PV, 3.95, Vorstands-
sekretariat, M. 193.
111   AdsD, SPD-PV, Ordner „SI-Bürositzung
Helsinki   26./27. 5. 82“. Die  Resolution   des
SI-Büros in: AdsD, WBA, A 13, 68b.
112   Vgl. Nr. 25.
113   Schreiben   Pronks  an  Brandt  vom  4.
August 1978, in: AdsD, Nord-Süd-
Kommission,  31.
114   Vgl. Schöllgen, Gregor: Geschichte  der
Weltpolitik  von  Hitler   bis  Gorbatschow
1941 – 1991, München 1996, S. 346 – 348.
115   So Brandt in dem Film: „. . . Erkämpft
das Menschenrecht!  Macht und Mythos der
Sozialistischen Internationale“, 1986,  Text-
buch  von  Werner  A. Perger zum  Film,  in:
AdsD, SPD-PV,  Ordner:   „SI-Ratssitzung
Bonn 15.– 17. 10. 1986: Organisatorisches“.
116   Nr. 82 und 83.
117   Sozialdemokraten Service Presse  Funk
TV, Nr. 450/84 vom 20. Oktober 1984.
118   Leider ist in den Unterlagen des WBA
und  der übrigen  von den  Bearbeitern  kon-
sultierten Archive  keine  umfassende Auf-
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zeichnung über das Gespräch Brandt-Castro
überliefert.  Eine Kurzfassung   befindet  sich
im Bericht  Klaus Lindenbergs  über  die La-
teinamerikareise in: AdsD, WBA, A 11.8, 43.
Brandt  trug   dem  kubanischen  Staatschef
auch mehrere   Fälle  von politischen Häft-
lingen vor. Die Daten hatte  er von Amnesty
International und  von der US-Botschaft in
Bonn erhalten.  Die amerikanischen An-
gaben erwiesen  sich vor Ort als zumindest
teilweise fehlerhaft, was  zu Vermutungen
Anlass  gab, dem  SI-Präsidenten  habe  eine
Falle gestellt werden sollen. Die  Zusagen
Castros gegenüber Brandt auf  Freilassung
politischer  Gefangener   wurden   nicht   in
vollem Umfang in die Tat umgesetzt.  Siehe
die  Unterlagen in  AdsD, WBA, A 13, 190,
und vgl. Brandt 1987, S. 89.
119   Vgl. Nr. 91 mit  den  dortigen  Anmer-
kungen.
120   SZ vom 25. Juni 1986 und Nr. 91.
121   In der Reihenfolge des Beitritts zur SI:
PNP 1952, PR 1971, PLN und PRD 1976, AD
1983.
122   So z. B. in seiner Rede vor der Israeliti-
schen Cultusgemeinde Zürich, 8. Juni 1977,
in:   AdsD,   SPD-PV,  Vorstandssekretariat,
3.95, Mappe 150.
123   Nr. 24.
124 Tonbandabschrift  der Diskussion   in:
AdsD, WBA, A 13, 71.
125   Sozialdemokraten Service Presse  Funk
TV, Nr. 527/77 vom 3. November 1977.
126   Nr. 31.
127 Brandts Aufzeichnung  über das Ge-
spräch  gibt nur  Arafats Ausführungen wie-
der.  Andere  Aufzeichnungen waren  nicht
zu  ermitteln; insbesondere fehlt  eine  Auf-
zeichnung  von österreichischer Seite. Siehe
AdsD, WBA, A 9, 35.
128   Nr. 36.
129   Siehe den Bericht  von Lindenberg  in:
AdsD, SPD-PV, Mappe: „SI-Bürositzung, Lis-
sabon, 30.–31. 10. 1979“.

130   Nr. 43.
131   Nr. 42.
132   Nr. 42 und 43.
133   Vgl. Nr. 38 und  47 sowie die hs. Noti-
zen Brandts vom 11. Juni 1980 in WBA, A 9,
35. Ergänzend  auch: „Die Sozialistische  In-
ternationale als Iran-Forum“,  in: NZZ vom
15. Juni 1980.
134   Nr. 54.
135   Rede  vor  der  Vereinigung   der  Briti-
schen  Freunde  des Diaspora  Museums  (Tel
Aviv) in London, 26. Januar  1982, auszugs-
weise abgedruckt  in: Sozialdemokratischer
Pressedienst, Nr. 18  vom  27.  Januar   1982,
S. 6 – 8, Zitat: S. 7.
136   Siehe  die  Unterlagen in:  AdsD, SPD-
PV, Ordner „SI-Bürositzung Basel
(3./4. 11. 1982)“,  und   in:  ebd.,  3.95,  Vor-
standssekretariat, M. 196:  „Präsidiums-
sitzung  30. 8. 1982“.
137   Nr. 102.
138   Nr. 108.
139   Vgl. Brandt, Willy: Die  Entspannung
unzerstörbar  machen.   Internationale Bezie-
hungen und deutsche  Frage 1974 – 1982, be-
arb. von Frank Fischer, Bonn 2003 (Berliner
Ausgabe, Bd. 9).
140 Ein   frühes    Beispiel:   Beim   SPD-
Parteitag  in Mannheim im November  1975
wurden  Israelis  und  Palästinenser gemein-
sam in einem  Hotel  untergebracht. Die Is-
raelis  und  die offiziell  gar nicht  anwesen-
den PLO-Vertreter  trafen sich dort nach
Schilderung eines  Mitarbeiters von Brandt
in der Sauna.
141   Darauf  spielte  Brandt an, als er sagte,
Boykottaufrufe hätten  noch   nie  eine  Re-
gierung gestürzt. Nr. 20.
142   Siehe die „Aufzeichnung über  das Ge-
spräch  zwischen  Willy  Brandt,  Egon Bahr
und  Vertretern des ANC of Zimbabwe,  des
ANC of South  Africa und  der SWAPO aus
Namibia   am  29. 10. 1976  im  Erich-Ollen-
hauer-Haus“, in: AdsD, SPD-PV, 12063.
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143   Vgl. Nr. 20.
144   Nr. 88.
145   Vgl. Brandt 1994, S. 443 – 445.
146 „Ein betroffener  Brandt erzählt   von
Südafrika“,  in:  Stuttgarter  Zeitung vom  23.
April 1986.
147   Vgl. Nr. 88 und 94.
148   Nr. 100.
149   Nr. 106.
150 Im vorliegenden  Band werden   die
Veränderungen in Osteuropa  nur  hinsicht-
lich ihrer direkten Auswirkungen auf die SI
behandelt.  Im  Ü brigen   ist  dieses  Thema
Bd. 10 der Berliner Ausgabe vorbehalten.

151   Nr. 98.
152   Vgl. dazu insbesondere Nr. 61 – 63.
153   Rede des  Präsidenten der  SI, Brandt,
vor dem Kongress der SI in Stockholm,  22.
Juni 1989, in: Socialist Affairs 39 (1989) 1 – 2,
S. 6–9.

154   Parlamentarisch-Politischer Presse-
dienst vom 7. Juni 1989.
155   1986 wurde  das  bisherige  SI-Büro in
SI-Rat umbenannt.

156   Minutes  of the Meeting of the Council
of  the Socialist International, Geneva, Swit-
zerland,   23 – 24  November   1989,  u. a.  in:
AdsD, WBA, A 13, 141b.
157   Socialist Affairs40 (1990) 2, S. 6.
158   Ebd., 4, S. 33.
159   Nr. 115.
160   Nr. 114.
161   Le Monde vom 17. März 1992.
162   Nr. 116.
163  Wortlaut   in:   http://www.bw  b      s.de/  
Beitraege/139.html.
164   Vgl. Brandt 1994, S. 350.
165 Siehe das  Schreiben McNamaras an
Brandt  vom  27. Dezember  1976, in: AdsD,
Dep. Bahr, 1/EBAA 001078.
166   Vgl. Bahr 1996, S. 471 f.
167   Längere Auszüge der Rede McNamaras
vor dem  World  Affairs Council  in  Boston

am 14. Januar  1977 sind abgedruckt in: EA
33 (1978) 21, S. D 601 f.

168   Zur  KIWZ vgl. EA 31 (1976) 24, S. Z
224, EA 32 (1977) 1, S. Z 10, und 2, Z 46.

169   Die Erklärung Pérez-Guerreros  wurde
Brandt in einem Schreiben des  venezola-
nischen  Botschafters   in  Bonn,  José  Fran-
cisco Sucre, am 20. Januar 1977 übermittelt.
Siehe AdsD, Dep. Bahr 1/EBAA001078. Mit
dem Botschafter  traf  Brandt  am 26. Januar
1977  zu   einer   Unterredung  zusammen.
Siehe AdsD, WBA, A 1, 36.

170   Vgl. Nr. 12.

171   FS Brandts an McNamara  vom 16. Fe-
bruar  1977, in:  AdsD, Dep.  Bahr,  1/EBAA
001078.

172   Vgl.   Sozialdemokraten  Service  Presse
Funk TV, Nr. 112/77 vom 14. März 1977.

173   Vgl. Nr. 13.

174   Die von der Weltbank beauftragte Ex-
pertengruppe hatte  unter  der  Leitung  des
ehemaligen  kanadischen Außenministers
Lester Pearson  1969 in  ihrem  Bericht  eine
Bestandsaufnahme  der Entwicklungshilfe
und eine Entwicklungsstrategie  für die
siebziger  Jahre vorgelegt. Vgl. Nohlen 2000,
S. 610.

175   Siehe  die  Aufzeichnung  Egon  Bahrs
über die Kommission  für Internationale
Zusammenarbeit (sog.  „Brandt Kommis-
sion“) vom 23. August 1977, in: AdsD, Nord-
Süd-Kommission, 23.

176 Wenngleich  in einigen   Punkten Ei-
nigkeit zwischen Industrie- und  Entwick-
lungsländern erzielt   worden   war,  blieben
die Differenzen doch so  groß, dass nicht
einmal   ein   Abschlusskommunique zu-
stande kam. Vgl. EA 32 (1977) 13, S. Z 129 f.,
sowie  Wellenstein, Edmond P.:  Der  Pariser
„Nord-Süd-Dialog“. Die Konferenz  über  in-
ternationale wirtschaftliche  Zusammen-
arbeit    (KIWZ),   in:   EA   32   (1977)   17,
S. 561 – 570.
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177 Siehe den Ergebnisvermerk  Fritz Fi-
schers,   Betr.: Brandt-Kommission,  hier:
heutige Unterhaltung  mit W[illy]B[randt]
sowie  dessen  Telefonat  mit  McNamara,  7.
Juni 1977, in: AdsD, Nord-Süd-Kommission,
23.
178   Vgl. Nr. 15.
179   Vgl. Nr. 17.
180 Siehe den Ergebnisvermerk  Fritz Fi-
schers, Betr.: Gespräche  von W[illy]B[randt]
in  Washington (25./26. 9.) und  New  York
(26.–28. 9. 1977), 12. Oktober 1977, in: AdsD,
Nord-Süd-Kommission,  24.
181   Siehe  Announcement of the  creation
of an Independent Commission on Interna-
tional  Development Issues, in: AdsD, WBA,
A 19, 95.
182   Willy  Brandt  ringt  mit  sich  und  der
Welt –  Geburtswehen in der Nacht zum
Mittwoch im  Waldorf-Astoria-Hotel / Von
Jürgen Kramer, zur Zeit New York,  in:
Stuttgarter Zeitung vom 29. September  1977.
183   Nr. 18 und 30.
184   Vgl. Heck, Heinz: Der zweifelnde  Bot-
schafter,  in:  Die Welt  vom  30. Dezember
1977.
185   Vgl. Nr. 18.
186 Siehe die  Anlage zum Schreiben des
Leiters des Kanzlerbüros,  Klaus Dieter Leis-
ter, an Brandt, Wehner,  Bahr, Ehmke, Apel,
Ehrenberg,  Schlei und  Eppler  vom 21. De-
zember   1976, in: AdsD,  Dep. Helmut
Schmidt, 10080.
187   Siehe die Gesprächsaufzeichnung über
ein Gespräch  des Bundeskanzlers, Schmidt,
mit der Bundesministerin  für Wirtschaft-
liche Zusammenarbeit, Schlei, am 24. März
1977, 24. März 1977, in: AdsD, Dep. Helmut
Schmidt, 8695.
188   Siehe den Vermerk  über ein Gespräch
zwischen  Präsident  Nyerere  und  dem SPD-
Vorsitzenden Willy  Brandt  am 27. Dezem-
ber  1977 in  Butiama/Tansania, 27. Dezem-
ber  1977, in:  AdsD, WBA, A 19, 39. Siehe

auch das Schreiben Rüdiger v. Wechmars an
Brandt  vom  2. November  1978, in:  AdsD,
Nord-Süd-Kommission,  34.

189   Nr. 18.

190   Siehe   AdsD,   Nord-Süd-Kommission,
24.

191   Nr. 19.

192   Die übrigen  Mitglieder  waren:  Abdla-
tif  Y. Al-Hamad, Rodrigo Botero Montoya,
Antoine  Kipsa Dakouré, Lakshmi  Kant Jha,
Khatijah  Ahmad, Adam Malik, Haruki  Mori
sowie  Pierre  Mendès-France,  der  1978 auf-
grund  seiner  Erkrankung durch  Edgard Pi-
sani ersetzt wurde.

193   So Fritz Fischer im Gespräch mit dem
Bearbeiter   Wolfgang  Schmidt  am  14. No-
vember 2005.

194   Vgl. Das Ü berleben  sichern:  Gemein-
same Interessen  der Industrie-  und Ent-
wicklungsländer –  Bericht der Nord-Süd-
Kommission.   Mit einer Einleitung des Vor-
sitzenden Willy Brandt, Köln 1980 (im Fol-
genden: Brandt-Report 1980), S. 379.

195   Nr. 19.

196   Interview Willy  Brandts  für  die ZDF-
Sendung  „Bonner Perspektiven“  am 11. De-
zember 1977, in: AdsD, WBA, A 3, 743.

197   Nr. 19.

198   Nr. 18.

199   Vgl. Nr. 13, 18 und 21.

200   Die Rede ist  dokumentiert in: EA 33
(1978) 21, S. D 604–D 606.

201   Nr. 21.

202 Siehe den Ergebnisvermerk  Fritz Fi-
schers,  Betr. Meine  Gespräche  mit  Genfer
Sekretariat am 11./12. 09. 78, 20. September
1978, in: AdsD, Nord-Süd-Kommission,  26.

203   Siehe das Schreiben  Heaths  an Brandt
vom 5. Mai 1978, in: AdsD,  Nord-Süd-
Kommission,  49; siehe  auch  den  Vermerk
Fritz  Fischers  für  Willy  Brandt,  Betr.: Ihr
Gespräch  mit  Göran  Ohlin,  14. November
1978, in: AdsD, Nord-Süd-Kommission,  27.
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204   Hs. Vermerk  Willy  Brandts  für  Fritz 218 Vgl. Nr. 33 und 34.
Fischer  vom  3. Mai 1978, in: AdsD, Nord- 219 Vgl. Nr. 33.
Süd-Kommission, 59. 220 Vgl. Nr. 34.
205   Siehe Summary  Record, Second Meet-221 Nr. 33.
ing:  Geneva  /  Mt.  Pèlerin,  10 – 12  March 222 Siehe   z. B.  Summary    Record,   Fifth
1978, sowie Summary  Record, Third  Meet-
ing:  Bamako,  15 – 17 May  1978, in:  AdsD,
Nord-Süd-Kommission,  54.
206   Siehe Vermerk  Fritz  Fischers,  Re: Re-
port  about  Mr. Brandt’s visit  to New York
and my talks in Washington and New York
from  25 October  to  1 November  1978, 7.
November   1978, in: AdsD,  Nord-Süd-
Kommission,  27.
207   Vgl. Nr. 23.
208   Vgl. Nr. 20, 27, 32 und 33.
209   Nr. 27.
210   Siehe z. B. das Schreiben  Grahams  an
Brandt  vom  8. Dezember  1978, in:  AdsD,
Nord-Süd-Kommission,  49.
211   Siehe den  Vermerk  Fritz Fischers  für
Willy   Brandt,  Betr.: Ergebnis   und   Verlauf
der 5. Kommissionssitzung in  Kuala   Lum-
pur  vom  24. – 27. November  1978, 28. No-
vember 1978, in: AdsD, Nord-Süd-
Kommission,  54.
212 Siehe den Ergebnisvermerk  Fritz Fi-
schers,  Betr.: Gespräch  mit   W[illy]B[randt]
am 9. 12. 1978, 12. Dezember 1978, in: AdsD,
Nord-Süd-Kommission,  27.
213 Siehe den Ergebnisvermerk  Fritz Fi-
schers, Betr.: Gespräche  mit  W[illy]B[randt]
in   Hyères   am   16./17. 1. 1979,  22.  Januar
1979, in: AdsD, Nord-Süd-Kommission,  28.
214   Nr. 30.
215   Siehe   AdsD,   Nord-Süd-Kommission,
29, sowie B74–B78.
216   Siehe  Summary   Record,  Sixth  Meet-
ing: Mt. Pèlerin,  22 – 26 February  1979, in:
AdsD, Nord-Süd-Kommission,  73.
217   Siehe  die  Schreiben   Karl-Otto  Pöhls
und  Manfred  Lahnsteins   an  Fritz  Fischer
vom 3. bzw. 30. April 1979, in: AdsD, Nord-
Süd-Kommission, 12.

Meeting:  Kuala  Lumpur,  24 – 27 November
1978, in: AdsD, Nord-Süd-Kommission,  73.

223   Nr. 33.

224   Siehe Summary  Record, Eighth  Meet-
ing: Vienna, 4 – 9 July 1979, in: AdsD, Nord-
Süd-Kommission, 73.

225   Nr. 32.

226   Vgl. Nr. 33.

227   Vgl. EA 33 (1978) 21, S. D 604–D 606.

228   Nr. 34.
229   So Michael Hofmann im Gespräch mit
dem Bearbeiter Wolfgang Schmidt am  5.
November 2003.

230   Vgl. Nr. 35.

231   Siehe  Fritz  Fischer,  Note,  Re: Talks
between  Chairman Willy   Brandt  and  An-
thony  Sampson  in Bonn on 24 April 1979,
30. April 1979, in: AdsD,  Nord-Süd-
Kommission,  28.

232   Vgl. Nr. 39.

233   Siehe  das gemeinsame Schreiben  des
Vorsitzenden der Gewerkschaft Textil  und
Bekleidung,  Berthold  Keller, und  des Vor-
sitzenden  der Gewerkschaft Nahrung-Ge-
nuss-Gaststätten, Günter  Döding, an Brandt
vom  26. September   1979, in:  AdsD, Nord-
Süd-Kommission, 13.

234   Vgl. Hofmann, Michael: Rückblick  auf
Lob und  Tadel  am  Brandt-Bericht,  in: Nu-
scheler,  Franz  (Hrsg.): Entwicklung und
Frieden im 21. Jahrhundert. Zur Wirkungs-
geschichte  des Brandt-Berichts,  Bonn 2000,
S. 78.

235   Vgl. Brandt-Report 1980, S. 19 und 29.

236   Nr. 40.

237   Siehe den Kurzvermerk Fritz Fischers
über  Gespräche  von  Willy  Brandt  in  Wa-
shington und  New  York  (11.–15. Februar
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1980), 19. Februar 1980, in: AdsD, Nord-Süd-
Kommission,  30.
238   Schreiben  Schmidts  an Brandt vom 4.
Juli 1980, in: AdsD, WBA, A 9, 14.
239   EA 35 (1980) 14, S. D 391 – 397.
240   Vgl. Nr. 48.
241   Siehe den  Vermerk  Otto  von  der Ga-
blentz’  für  Bundeskanzler  Schmidt,   Betr.:
Ihr  Gespräch  mit  BM Offergeld  am  Don-
nerstag, dem 19. Juni 1980 um 12.30 Uhr, 19.
Juni 1980, in: AdsD, Dep. Helmut  Schmidt,
8911.
242  „Ungleichheit ist nötig“, in: Wirt-
schaftswochevom 6. März 1981, S. 38.
243   Vgl.  z. B.  „What’s   wrong   with   the
Brandt  Report?“, in: Encounter 55 (1980) 6,
S. 12 – 30.
244   Vgl. z. B. Hayter, Teresa: The creation  of
world   poverty:   An alternative view  to the
Brandt Report, London 1982.
245   Vgl. Friedrich-Ebert-Stiftung (Hrsg.): Un-
fähig  zum  Überleben.  Reaktionen auf  den
Brandt-Report,   Redaktion: Michael Dauder-
städt und Alfred Pfaller, Frankfurt/Main u. a.
1983,  S. 204 – 210.  Darin   ist  das  gesamte
Meinungsspektrum zum  Brandt-Report   ab-
gebildet.
246   Vgl. Hofmann, in: Nuscheler2000, S. 84.
247   Vgl. Nr. 67.
248   Vgl. z. B. Nr. 45, 52 und 60.
249   Die    Sendung    „Rich   World,    Poor
World“  wurde  im  Oktober  1981 im  briti-
schen  Fernsehen ausgestrahlt. Siehe AdsD,
Nord-Süd-Kommission,  76.
250   Hofmann, in: Nuscheler2000, S. 85.
251   Matzke,   Otto:   Der   zweite    Brandt-
Report. Hartnäckige Tabuisierung  der
Grundprobleme,  in:  Schweizer Monatshefte
63 (1983) 5, S. 407 – 417.
252   Siehe den Wortlaut der Rede vom 29.
Mai 1981 in: AdsD, Nord-Süd-Kommission,
53.
253   Vgl.  „Demonstration  in  London   für
Nord-Süd-Dialog“, in: SZ vom 7. Mai 1981,

sowie „Where  North  Meets South“, in: The
Timesvom 5. Mai 1981.

254   Vgl. Nr. 52.

255   Siehe  AdsD,  Dep.  Helmut   Schmidt,
6305.

256   Siehe  AdsD,  Dep.  Helmut   Schmidt,
10091.

257  Siehe   das   Schreiben    Brandts   an
Wischnewski vom 30. März 1981, in: AdsD,
WBA, A 11.3, 48.

258   So beschreibt es Gerhard Thiebach, der
den Auftritt  erlebte,  im Gespräch  mit  dem
Bearbeiter  Wolfgang  Schmidt  am  15. Juni
2005.

259   Vgl. „Ärger nach  einer  Kanzler-Rede“,
in:  SZ vom  1. Juni  1981, sowie  „Ein  ver-
drießlicher  Kanzler und das Weltunter-
gangsszenario“,  in: FAZ vom 1. Juni 1981.

260   Pressekonferenz in Berlin am 31. Mai
1981, in: AdsD, Nord-Süd-Kommission,  53.

261   Siehe das Schreiben  Brandts an Wald-
heim  vom  15. Mai  1979, in:  AdsD, Nord-
Süd-Kommission, 37.

262   Vgl. Nr. 34.

263   Siehe  das  Schreiben  Brandts  an  Gis-
card  d’Estaing  vom  6. November  1979, in:
AdsD, Nord-Süd-Kommission,  29.

264   Vgl. Rathkolb Oliver: The Cancún  Cha-
rade 1981: Lessons of history.  A Pioneering
Attempt at Global Management that  Failed,
in:   Hoppenstedt,  Wolfram/Pruessen, Ron/
Rathkolb,  Oliver (Hrsg.): Global Manage-
ment, Wien 2005, S. 62.

265   Siehe Vermerk Fritz Fischers für Willy
Brandt, Betr.: Nord-Süd-Gipfel, hier: Treffen
der Persönlichen  Beauftragten   der (west-
lichen)  Regierungschefs  in Washington am
25./26. September  1980, 2. Oktober  1980, in:
AdsD, Nord-Süd-Kommission,  2.

266   Vgl. Nr. 41  und  siehe  das  Schreiben
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